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haben Angst, die nächsten Opfer zu werden. In Bauchi suchten die Chris-
ten Zuflucht in den Polizeikasernen, einige wurden bei den Unruhen ver-
wundet.6 Die Atmosphäre bleibt angespannt.

17. Januar 2010

In Jos, der Hauptstadt des zentralnigerianischen Bundesstaates Plateau, 
kam es zu einem Gewaltausbruch, der begann, als muslimische Jugend-
liche ein katholisches Kirchengebäude angriffen. Muslimische Journa-
listen beschuldigten hingegen die Christen, sich für den Angriff auf ein 
christliches Mädchen gerächt zu haben. Bei den folgenden Unruhen wur-
den 10 Kirchengebäude zerstört, nach bestätigten Angaben verloren 48 
Christen ihr Leben, darunter zwei Pastoren. Die Polizei sprach in einer 
Einschätzung von bis zu 300 Opfern und sah als Auslöser der Unruhen 
muslimische Jugendliche. Der Verbund der Pfingstgemeinden von Nigeria 
(PFN) beschuldigte den kommandierenden General, Generalmajor Salleh 
Maina und einige Soldaten der Parteilichkeit. Laut Pressemitteilung der 
PFN wurden in einigen Teilen von Jos Soldaten gesehen, die muslimische 
Jugendliche beobachteten, wie sie Christen erschossen und Gebäude nie-
derbrannten, ohne etwas zu unternehmen.

Ein Augenzeugenbericht kommt von Jennifer Ani (23), die mit ihren 
Eltern und ihren neun Geschwistern zuhause war, als ein muslimi-
scher Mob gewaltsam den Einlass begehrte. Ein Hilferuf bei der Polizei 

6 Zu den Hintergründen siehe Ogbunwezeh, „Von Amina Lawal zu Boko Haram: Ein Jahr-
zehnt Scharia in Nord-Nigeria: 1999-2009“ in: Märtyrer 2009 – Das Jahrbuch zur Chris-
tenverfolgung heute

Jennifer Ani, Zeugin der Morde, mit ihren fünf von acht Kindern. Quelle: Open Doors.
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erbrachte nur die Auskunft, dass momentan niemand in diesen Vorort von 
Jos gelangen könne. Ein muslimischer Nachbar bat den Mob, die Familie 
zu verschonen, er werde sie auch bei sich aufnehmen. Der Mob ließ ihn 
zwar die weiblichen Familienmitglieder mitnehmen, wies ihn aber wegen 
der männlichen ab. Die vier männlichen Familienmitglieder wurden 
danach umgebracht. Bis heute weiß die Familie nicht genau, was mit dem 
Vater Samuel Ani (45) sowie den Söhnen Kenneth (25), Nonso Nweke (21) 
und Chinedu (17) geschehen ist. Die restliche Familie ist traumatisiert. 
Sie besteht aus der Mutter Helen (39) sowie den Töchtern Jennifer (23), 
Ifeoma und Ijeoma (beide 21), Mary und Mercy (beide 15) und Chisom und 
Chidera (beide 7).

Januar 2010

Die Behörden des Bundesstaates Kano im Norden Nigerias haben eine 
Abrissverfügung gegen das Kirchengebäude der ECWA („Evangelical 
Church of West Africa“) in Danbatta erlassen. Angeblich verstößt der 
Bau gegen Umweltschutzbestimmungen. Allerdings fällt auf, dass die 
Verfügung nur einen Tag später erlassen wurde, nachdem ein Mob mus-
limischer Jugendlicher versucht hatte, gewaltsam auf das Gelände vor-
zudringen, um das Gebäude zu zerstören. Der Versuch, über Fragen des 
Umweltschutzes die Nutzung des Kirchengebäudes zu verhindern, ist nur 
eine weitere Wendung in einer seit Monaten andauernden Kette (siehe 
März 2009, Seite 4).

24. Januar 2010

Der anglikanische Erzbischof der Diözese Benin im südlichen Bundesstaat 
Edo wurde nach dem Sonntagsgottesdienst aus dem Fahrzeug heraus ent-
führt und an einen unbekannten Ort verschleppt. Angeblich forderten die 
Entführer umgerechnet 750.000 $ für die Freilassung. Der Bundesstaat 
ist bekannt dafür, dass Rebellen immer wieder mit spektakulären Aktio-
nen auf die Unterentwicklung des Gebiets aufmerksam machen.

25. Januar 2010

Muslimische Jugendliche brannten die „Redeemed Christian Church of 
God“ in Tudun Wada, Bundesstaat Zamfara in Nordnigeria teilweise nie-
der. Bereits in der Woche zuvor hatte es die Kirchengebäude der „Christian 
Faith Bible Church“ und der „Living Faith Foundation Chapel“ in Gusau 
getroffen. Der Vorsitzende der Christlichen Vereinigung Nigerias für die-
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sen Bundesstaat, Reverend Edwin Okpara, bemängelte, die schleppenden 
Untersuchungen der Unruhen im Bundesstaat Plateau vom Anfang des 
Monats hätten die Jugendlichen erst zu ihren Taten ermutigt.

21. Februar 2010

Erboste Muslime brannten in Kazaure, im Bundesstaat Jigawa im Norden 
Nigerias, sieben Kirchen ab, nachdem bei einem Zusammenstoß zwischen 
einem Polizisten und einem Traktorfahrer letzterer gestorben war. Der 
darauf folgende Auflauf vor der Polizeistation wurde von der Polizei mit 
Tränengas zerstreut, abends aber versammelte sich der Mob erneut und 
zündete, „Allahu akbar“ rufend, sieben Kirchen an. Der Ortsverantwort-
liche der Christlichen Vereinigung Nigerias, Reverend Hamidu Samaila, 
erklärte: „Das ist unglaublich und hat uns völlig überrascht. Zwar hatten 
wir gehört, dass es in der Stadt Probleme zwischen der Polizei und Trak-
torfahrern gab – aber dass wir Christen am Ende dafür bezahlen sollten…. 
Die Behörden schützen uns nicht, selbst wenn wir ihnen berichten.“

7. März 2010

In den Dörfern Dogo Nahawa, Zot, Rastat, Gimti und Gwonjang kamen 
mehrere Hundert Dorfbewohner bei Attacken ums Leben, vorwiegend 
Christen. Die örtlichen Medien berichteten, dass Ursache hierfür der 
Streit über Weideland sowie die schrecklichen Taten der Christen gewesen 
seien, die diese während der Unruhen im Januar verübt hätten. Christen 
berichten, dass die Sicherheitskräfte der Regierung nicht zu ihrer Ret-
tung und ihrem Schutz gekommen seien. Hunderte von Christen fielen 

Zerstörte Gemeinde der Anglikaner in Kazaure. Quelle: Open Doors.
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den Angriffen mit Macheten und anderen Waffen oder den Bränden zum 
Opfer oder wurden verletzt. Mehr als 75 Häuser wurden niedergebrannt. 
Augenzeugenberichten zufolge riefen die Angreifer „Allahu Akbar“.

Einmal mehr zeigen die Vorgänge von Dogo Nahawa, dass die Kämpfe 
keine ausschließliche Ursache haben. In diesen Konflikten werden immer 
mehrere Motive genannt und teilweise von interessierten Parteien auch 
gestreut. Im Nachhinein ist es dann schwierig bis unmöglich, die wirk-
lichen Ursachen für die Eruptionen der Gewalt zu erkennen. So war es 
auch bei diesem Vorfall: einige sagten, es habe sich um eine Racheak-
tion für die Unruhen im Januar gehandelt. Andere meinten, es sei nur 
um einen Konflikt um Weideland gegangen. Wieder andere behaupten, 
es gehe um die politische Vorherrschaft in der Hauptstadt Jos. Dies alles 
mögen Motive sein, die mit ursächlich für die Gewaltausbrüche waren. 
Jedenfalls ist es eine Vereinfachung zu sagen, dass es nur einen einzi-
gen Grund für die Attacken gegeben habe. Und es ist zumindest blau-
äugig, in unseren Augen aber auch gefährlich, vor religiösen Motiven 
der Auseinandersetzungen die Augen zu verschließen.7 Für das Vorlie-
gen auch religiöser Motive sprechen zunächst einmal die vielen Augen-
zeugenberichte. Zum anderen würden auch die Opfer selbst, seien sie 
nun Christen, Muslime oder Animisten, ein religiöses Motiv nicht aus-
schließen. Dies geschieht vorwiegend durch die über die Lage im Nor-
den Nigerias berichtenden Medien, deren Motive nicht immer lauter 
sein müssen. Gefährlich kann das Ausblenden religiöser Motive dann 
werden, wenn mit dieser eingeschränkten Sicht der Motive versucht 
wird, lang andauernde Konflikte zu verstehen oder gar zu lösen. Ohne 
ein Verständnis für die – vorsichtig ausgedrückt – religiösen „Schwin-
gungen“ des Konflikts sind Lösungsversuche zum Scheitern verurteilt. 
Open Doors beklagt jeden Verlust von Menschenleben – sei es von Mus-
limen, Animisten oder Christen – und verschließt auch nicht die Augen 
davor, dass gerade im Konflikt in Nigeria auch Christen schuldig gewor-
den sind, indem sie zurückgeschlagen haben.8 Aber das ändert nichts am 
Auftrag von Open Doors, die verfolgte Kirche zu stärken und von ihrer 

7 Ein Beispiel hierfür ist das Interview, welches das Deutschlandradio am 10. März 2010 
mit dem Experten der Gesellschaft für bedrohte Völker, Ulrich Delius, geführt hat: „Letzt-
lich ist nicht der Glaube das Entscheidende.“, http://www.dradio.de/dlf/sendungen/inter-
view_dlf/1140644/.
8 Wenn man mit den einheimischen Christen spricht, wird sehr schnell deutlich, dass es 
hier schwierig bis unmöglich ist, ein klares Bild zu bekommen. Ob es sich bei diesen Tätern 
um namenschristliche Jugendliche handelt oder auch um Jugendliche, die schlicht wegen 
der jahrelangen Angriffe keine Kraft mehr haben, stillzuhalten und „die andere Wange 
hinzuhalten“, ist kaum seriös zu beurteilen. Wichtiger ist aber auch, dass einheimische 
Christen mit der Hilfe von Open Doors die im Text sogleich erwähnten Wege beschreiten, 
um Gewalt zu vermeiden.
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Situation zu berichten. Im Gegenteil, diese Berichte spornen Open Doors 
an, durch Verfolgungsseminare vor Ort unermüdlich auf die biblische 
Botschaft der Nächsten- und Feindesliebe hinzuweisen. Christen sollen 
lernen, Hass und Ablehnung mit Christi Liebe zu begegnen. Dazu gehört 
aber auch, dass wir die religiösen Motive in Kämpfen wie in Nigeria nicht 
verschweigen.

17. März 2010

Im Bezirk Riyom kamen 13 Christen, vorwiegend Frauen und Kin-
der, ums Leben, als Hirten der Fulani (ein muslimischer Volksstamm) 
die Dörfer Byei und Baten angriffen und überfielen. Unter den Opfern 
waren auch Kinder sowie eine Schwangere. Die Angreifer trugen nach 
Augenzeugenberichten militärische Tarnkleidung und brannten zwan-
zig Häuser nieder. Die Opfer sind Angehörige der Berom und bestreiten 
ihren Lebensunterhalt als Bauern. Schon seit längerem gibt es Streitig-
keiten zwischen beiden Volksgruppen, weil die Fulani ihr Vieh auch auf 
den Äckern der Berom weiden lassen. Nach Ansicht vieler einheimischer 
Christen wurde dieser schwelende Streit von islamischen Extremisten 
dazu benutzt, die Angriffe zu schüren. Denn diese trugen nach Augenzeu-
genberichten „dschihadistische Züge“. Dalyop Nyango Mandung, dessen 
90jährige Mutter bei den Angriffen ums Leben kam, berichtet, dass er 
sehr deutlich die muslimischen Fulani-Hirten von den anderen Tätern 
in militärischer Tarnkleidung unterscheiden konnte. Aufgewacht sei er 
durch Schüsse, welche die Hirten abgegeben hätten, als sie die Häuser 
umzingelten. Eine andere Überlebende, Kachollom Pam Dauda, beschrieb 

Durch die Massaker im März 2010, verletztes Kind in Jos, Bundesstaat Plateau. Quelle: 
Open Doors.
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den Unterschied in der Kleidung der Täter ebenfalls als auffallend. Sie 
konnte zwei der militärisch gekleideten Angreifer belauschen, die sich auf 
Englisch unterhielten.

13. April 2010

Reverend Ishaku Kadah (48) und seine Frau, Selina Kadah (45) wurden 
im Dorf Boto, im nördlichen Bundesstaat Bauchi, unter einem Vorwand 
auf die Straße gelockt, entführt und schließlich mutmaßlich von islami-
schen Extremisten verbrannt. Bereits am 22. Januar war ihr Kirchenge-
bäude niedergebrannt worden, welches für Christen, die vor den Massa-
kern im Bundesstaat Plateau im Januar zur Zuflucht geworden war. Die 
Polizei hat zwei Verdächtige festgenommen.

24. April 2010

Nathan S. Dabak (36) und Sunday Gyang Bwede (39), zwei Journalis-
ten der Kirchenzeitung der Church of Christ in Nigeria wurden auf 
dem Weg zu einem Interview mit dem Lokalpolitiker Bulus Kaze von 
einer muslimischen Jugendbande überfallen und erschlagen. Dies 
geschah in der Hauptstadt des Bundesstaats Plateau, Jos, in des-
sen nördlichem Stadtteil Gado-Beko. Die Mörder benutzten die Han-
dys der Getöteten, um sich mit ihrer Tat zu brüsten. Die nigeriani-
sche Journalistenvereinigung hat sich über die Morde besorgt gezeigt. 
Ebenfalls am 24. April wurden vier Christen aus Rache dafür ermor-
det, dass man einen vermissten muslimischen Teenager tot aufgefunden 
hatte. Dies geschah im Stadtteil Nasarawa Gwom. Die Christen wurden 
erschlagen, als Hunderte von muslimischen Jugendlichen protestierend 
durch die Stadt zogen.

19. Mai 2010

Mehr als 100 Jugendliche haben eine im Bau befindliche Kirche im 
nordnigerianischen Bundesstaat Kano niedergebrannt. Eine weitere 
Kirche sowie das Wohnhaus des Pastors wurden in Kwasam im Bezirk 
Kiru, ebenfalls Bundesstaat Kano, zerstört. Dabei haben die Jugendli-
chen geschworen, alles zu tun, um die Christen aus Kiru zu verjagen. 
Das rasche Eingreifen der Sicherheitskräfte konnte die Zerstörung der 
Gebäude nicht mehr verhindern. Vier Verdächtige wurden festgenommen, 
weitere Ermittlungen laufen.
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Um dem Anliegen der unabhängigen und unparteilichen Untersuchung 
der Konflikte Nachdruck zu verleihen, hat das christliche Hilfswerk Open 
Doors eine Unterschriftenaktion gestartet, mit der die nigerianische 
Regierung aufgefordert wird, die Vorfälle diesen Jahres zu untersuchen, 
aufzuklären und Konsequenzen zu ziehen.9 Bisher ist dies noch nicht 
geschehen, auch die nigerianische Botschaft hat sich noch nicht geäußert. 
Gerade deshalb ist eine Unterstützung solcher Unterschriftenaktionen – 
auch zur Information deutscher Ministerien – wichtig.

Artikel 38 und 40 der nigerianischen Bundesverfassung vom 29. 
Mai 1999 (Übersetzung des Verfassers)
Article 38. (1) Every person shall be entitled to freedom of thought, con-
science and religion, including freedom to change his religion or belief, 
and freedom (either alone or in community with others, and in public or in 
private) to manifest and propagate his religion or belief in worship, teach-
ing, practice and observance. 
(2) No person attending any place of education shall be required to receive 
religious instruction or to take part in or attend any religious ceremony or 
observance if such instruction ceremony or observance relates to a religion 
other than his own, or religion not approved by his parent or guardian. 
(3) No religious community or denomination shall be prevented from pro-
viding religious instruction for pupils of that community or denomina-
tion in any place of education maintained wholly by that community or 
denomination. 
(4) Nothing in this section shall entitle any person to form, take part in 
the activity or be a member of a secret society. 

Artikel 40. Every person shall be entitled to assemble freely and asso-
ciate with other persons, and in particular he may form or belong to any 
political party, trade union or any other association for the protection of 
his interests: (…)

Deutsche Übersetzung:
Artikel 38. (1) Jedermann hat das Recht auf Gedanken, Gewissens- und 
Religionsfreiheit. Dieses Recht umfasst das Recht, seine Religion oder sei-
nen Glauben zu wechseln und die Freiheit (allein oder in Gemeinschaft 

9 Siehe Fußnote 4.
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mit anderen, öffentlich oder privat), seine Religion oder seinen Glauben 
durch Gottesdienst, Unterricht, Ausübung und die Beachtung religiöser 
Bräuche zu bekunden und zu verkünden.
(2) Niemand, der eine Ausbildungsstätte besucht, darf gezwungen werden, 
religiöse Unterweisung zu erhalten oder irgendeiner religiösen Zeremo-
nie oder ihrer Ausübung beizuwohnen, sofern eine solche Zeremonie oder 
Ausübung eine andere Religion als die eigene betrifft beziehungsweise 
eine Religion, die nicht derjenigen seiner Eltern oder Sorgeberechtigter 
entspricht.
(3) Religiöse Gemeinschaften oder Denominationen sollen nicht daran 
gehindert werden, Schülern ihrer Gemeinschaft oder Denomination reli-
giöse Unterweisung zu geben, sofern die Ausbildungsstätte vollständig 
von ihr geführt wird.
(4) Diese Gewährleistungen dieses Artikels berechtigen niemanden, an 
den Aktivitäten einer Geheimgesellschaft teilzunehmen oder ihr Mitglied 
zu sein.

Artikel 40. Jedermann hat das Recht, sich frei zu versammeln und mit 
anderen zusammenzuschließen. Dies gilt insbesondere für den Zusam-
menschluss politischer Parteien, Gewerkschaften und jeder anderen 
Organisation, die zur Interessensvertretung gegründet wird (…)
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Christen und Muslime in Indonesien –  
die neuesten Entwicklungen

Pebri und Christian Goßweiler

Pfarrer Dr. Christian Goßweiler arbeitete am Institut für Missionswis-
senschaft und Ökumenische Theologie der Theologischen Fakultät der 
Universität Tübingen und promovierte 1994 bei Prof. Beyerhaus mit dem 
Thema „Unterwegs zur Integration von Kirche und Mission“. 1995 wurde 
er von der Evang. Kirchengemeinde Eisingen über die Neukirchener Mis-
sion in die Christliche Kirche von Nord-Zentraljava und als Dozent an die 
Theologische Hochschule Abdiel ausgesandt. Er lebt mit seiner Frau Pebri 
in Indonesien.

vvv

Insgesamt scheint sich das Verhältnis von Christen und Muslimen in den 
letzten Jahren gebessert zu haben. Aber nach wie vor konzentrieren sich 
die Spannungen zwischen Christen und Muslimen auf die Bereiche: Isla-
misierung der indonesischen Gesellschaft, Terrorismus sowie Anti-Chris-
tianisierungs-Gesetze und -Aktionen.

Nach wie vor versuchen fundamentalistische Muslime, die indonesisch-
javanische Kultur der Toleranz durch eine arabisch geprägte Kultur der 
Intoleranz zu ersetzen. Obwohl Indonesien weltweit der Staat mit der zah-
lenmäßig größten islamischen Bevölkerung ist, war das Inselreich (von 
wenigen Gebieten abgesehen) offiziell nie ein islamischer Staat. Sowohl 
wärend der niederländischen Kolonialherrschaft als auch nach der Un-
abhängigkeit 1945 war die kleine christliche Minderheit relativ einfluss-
reich. Vor allem die Insel Java war außerdem von einem sehr toleranten, 
teilweise sogar synkretistischen Islam geprägt. Diesen Einfluss wollen 
die fundamentalistischen Muslime nun systematisch zurückdrängen. 
Durch „Quotenbestimmungen“ versucht man, den Anteil der Christen in 
Führungspositionen niedrig zu halten. In der indonesischen Wirtschaft 
werden islamische Banken immer mehr bevorzugt, während sonstige Ge-
nossenschaftsbanken es immer schwerer haben. Im Fernsehen und ande-
ren Medien wird immer deutlicher der Islam propagiert, obwohl daneben 
immer noch am Rande auch christliche Andachten usw. ausgestrahlt wer-
den dürfen. Das Gesundheitswesen soll ebenfalls islamisch geprägt wer-
den; so erstreben die islamistischen Gruppen u. a., dass künftig Frauen 
nur noch von Ärztinnen, Männer nur noch von Ärzten behandelt wer-
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den dürfen. In einzelnen Provinzen ist das islamische Recht, die Sha-
riah, bereits eingeführt, so z. B. in der teilautonomen Provinz Aceh an der 
Nordspitze von Sumatra. Nach dem Schariah-Recht können z. B. im Aceh-
Gebiet Ehebrecherinnen gesteinigt werden; zumindest Auspeitschungen 
für Ehebruch, Glückspiel, Alkoholgenuss usw. sind in der teilautonomen 
Aceh-Provinz an der Tagesordnung. 

Politisch gewinnen fundamentalistische islamische Parteien durch ge-
schicktes Taktieren immer mehr an Einfluss. Zwar erhielten die islami-
schen Parteien bei den letzten Parlamentswahlen im April 2009 nur ca. 
ein Viertel der Stimmen (fünf Jahre zuvor waren es noch ca. 37%!). Aber 
nachdem die nicht-islamischen Parteien überhaupt nicht oder erst spät zu 
einer Koalition mit dem populären Präsidenten Yudoyono bereit waren, 
war dieser quasi zu einer Koalition mit den islamischen Parteien gezwun-
gen. So erhielten die islamischen Parteien im Oktober 2009 schließlich 
elf der 27 Ministerposten. Dazu gehören z. B. Justizminister Patrialis 
Akbar, der keine Widersprüche zwischen der Einführung des islamischen 
Scharia-Rechtes und der indonesischen Verfassung sieht. Aber auch der 
parteilose Innenminister Gamawan Fauzi hat in seinem früheren Amt als 
Gouverneur von West-Sumatra viele islamisch geprägte Gesetze erlassen 
(z. B. Kopftuchpflicht für alle Beamtinnen und Schülerinnen, gleich wel-
cher Religion u. a.). 

Die fundamentalistische „Gerechtigkeits- und Wohlfahrtspartei“ hat es 
verstanden, durch soziale Hilfe und ein scharfes Vorgehen gegen Korrup-
tion die Sympathie der Bevölkerung zu gewinnen. Dadurch konnte sie 
bei der Parlamentswahl im April 2009 ihren Stimmenanteil mit 10,5% 
leicht ausbauen und bekam vier der 27 Ministerposten. Inzwischen sind 
allerdings auch einzelne Persönlichkeiten aus der „Gerechtigkeits- und 
Wohlfahrtspartei“ in Korruptionsskandale verwickelt. Dennoch ist zu 
befürchten dass die „Gerechtigkeits- und Wohlfahrtspartei“ in Zukunft 
noch mehr Einfluss gewinnen wird. Da Präsident Yudoyono nach dieser 
Amtsperiode nicht wiedergewählt werden kann, wird befürchtet, dass die 
„Gerechtigkeits- und Wohlfahrtspartei“ als nächsten Schritt anstrebt, 
den Präsidenten zu stellen. 

Zur neuen Kultur der Intoleranz gehört auch, dass der „Rat der Isla-
mischen Gelehrten von Indonesien“ 2005 in einer „Fatwa“ (islam. Rechts-
gutachten) erklärt hat, Pluralismus, Säkularismus und Liberalismus 
seien mit dem Islam nicht vereinbar. Außerdem wurde den Muslimen 
verboten, den Christen frohe Weihnachten zu wünschen oder von den 
Christen Glückwünsche zum islamischen Idul-Fitri entgegenzunehmen 
– was allerdings nach wie vor in Indonesien gang und gäbe ist. Militante 
Gruppen, wie z. B. die „Islamische Verteidigungsfront“ versuchen immer 
wieder, die Bevölkerung einzuschüchtern, d. h. nicht nur Anhänger ande-
rer Religionen, sondern auch sogenannte islamische Sekten (wie z. B. die 
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Ahmadiyya-Bewegung) oder Vertreter eines toleranteren Islam. Deshalb 
beobachten gemäßigte islamische Gruppen diese Entwicklungen ebenfalls 
mit immer größerer Sorge. 

Noch militantere Gruppen versuchen, durch Bombenanschläge gegen 
Hotels u. ä. das politische System zu destabilisieren. Auch Anschläge 
gegen den Präsidenten wurden wohl bereits geplant, aber vereitelt. An 
Weihnachten gibt es auch jedes Jahr Bombendrohungen gegen christliche 
Kirchen. Am 17.9.2009 haben Spezialeinheiten der indonesischen Polizei 
zwar den vielgesuchten Terroristen Noordin Mohammed Top gestellt und 
in einem Schusswechsel getötet; auch sonst sind der indonesischen Po-
lizei einige spektakuläre Schläge gegen die Terroristen gelungen. Den-
noch sind die soziale Unzufriedenheit weiterhin ein fruchtbarer Boden für 
Fundamentalismus und Terrorismus. Bombenanschläge von Terroristen 
gegen christliche Kirchen konnten allerdings in den letzten Jahren durch 
den Einsatz von Polizei und von gemäßigten islamischen Jugendgruppen 
vereitelt werden. 

In den Jahren 1965–1985 sind in Indonesien etwa 1 Million Muslime 
Christen geworden. Viele Muslime leben in großer Angst, dass noch mehr 
Muslime „vom Glauben abfallen“. Es wurden deshalb verschiedene Or-
ganisationen „gegen den Abfall vom (islamischen) Glauben“ gegründet. 
Umgekehrt versuchen islamischen Gruppen, christliche Gebiete z. B. 
auf Papua zu islamisieren, was aber in öffentlichen Diskussionen kaum 
eingestanden wird. Die Schulgesetze von 2003 waren ein Versuch isla-
mistischer Parlamentarier, solchem „Abfall vom (islamischen) Glauben“ 
vorzubeugen, da sich in der Vergangenheit viele Menschen durch den 
Besuch christlicher Schulen zum christlichen Glauben bekehrt haben. 
Nach den neuen Schulgesetzen sind theoretisch alle christlichen Schu-
len verpflichtet, islamischen Religionsunterricht für islamische Schüler 
anzubieten, ebenso hinduistischen Religionsunterricht für hinduistische 
Schüler usw. Andererseits bieten die staatlichen Schulen in mehrheitlich 
islamischen Gebieten Indonesiens selten christlichen Religionsunterricht 
für ihre christlichen Schüler an; oft müssen diese den islamischen Religi-
onsunterricht besuchen. Einige christliche Schulen haben sich dem Druck 
(vorübergehend) gebeugt und entsprechenden Religionsunterricht für 
die Anhänger anderer Religionen angeboten. Andere christliche Schulen 
haben von Anfang an ultimativ angedroht, keine nichtchristlichen Schü-
ler mehr aufzunehmen, falls man sie zwingen sollte, für diese nichtchrist-
lichen Religionsunterricht anzubieten. Bisher konnten sich die meisten 
christlichen Schulen damit dem Druck der Regierung widersetzen. Zu-
nächst erschienen die Schulgesetze von 2003 als ein harter Schlag gegen 
die christlichen Schulen, doch scheinen die Gesetze im Alltag nicht sehr 
wirkungsvoll zu sein. 
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Die Schließungen oder der Abriss von christlichen Kirchen, theologi-
schen Ausbildungsstätten u. ä. ist ebenfalls als Aktion gegen den „Abfall 
vom islamischen Glauben“ zu sehen. Zum einen befürchtet man die missi-
onarische Dynamik jeder christlichen Gemeinde, zum anderen erscheint 
jedes christliche Kirchengebäude als ein Symbol, das für fundamentalis-
tische Muslime das Bild eines überwiegend islamischen Indonesien stört. 
Da viele christliche Kirchen (und islamische Moscheen!) keine Baugeneh-
migung haben, gebährden sich die fundamentalistischen Abrisskomandos 
oft als „Hüter von Recht und Ordnung“, wenn sie Kirchen ohne Bauge-
nehmigung schließen oder abreißen. So wurde z. B. am 8.8.2010 ein Got-
tesdienst in Bekasi (bei Jakarta) von militanten islamischen Gruppen ge-
waltsam aufgelöst und weitere Gottesdienste in dem Gebäude untersagt. 
Am 19.7.2010 riss die Polizei in der Nähe von Bogor (West-Java) ein Haus 
ab, in dem sich regelmäßig eine christliche Gemeinde versammelt hatte. 
Umgekehrt werden Baugenehmigungen für christliche Kirchen kaum er-
teilt oder teilweise von den Behörden wieder zurückgezogen, wenn funda-
mentalistische Gruppen dagegen Einspruch erheben. Dabei kommt es z.T. 
zu skurilen Konstellationen: Als die Kirche von Mojoranu (Ostjava) gebaut 
wurde, bekam sie die Auflage, zur nächsten Moschee einen Abstand von 
mindestens 200m einzuhalten, was von der Gemeinde auch eingehalten 
wurde. Einige Jahre später wurde dann aber eine Moschee in 50m Ent-
fernung neben der Kirche erbaut. 1997 begann die Gemeinde in Mojoranu, 
ihre Kirche zu renovieren; dazu wurde zunächst einmal die alte Kirche 
abgerissen. Als sie die Kirche wieder neu aufbauen wollten, wurde dies 
verboten mit der Begründung, sie dürften keine Kirche 50m neben einer 
Moschee erbauen. Im Februar 2010 ist es einer römisch-katholischen Ge-
meinde zwar gelungen, ihre Baugenehmigung auf dem Rechtsweg zu er-
streiten. Aber bis solche Gerichtsbeschlüsse auch tatsächlich umgesetzt 
werden, ist oft ein langer Weg zurückzulegen. Immer wieder sagen die 
Behörden Hilfe zu, um neue Bauplätze für die betroffenen Gemeinden zu 
finden, aber es wird dann doch nichts wirklich unternommen. 

So bleibt den Christen neben dem Gebet nur der Weg, mit der gemäßig-
ten islamischen Bevölkerungsmehrheit immer besser zusammenzuarbei-
ten, um den Bestrebungen der Fundamentalisten zu begegnen. Dennoch 
soll darüber der Missionsauftrag gegenüber allen Menschen nicht verges-
sen werden. 
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Verfolgung und Diskriminierung im Überblick

Max Klingberg (Autorenvorstellung auf S. 80)

Wer einen Überblick über die Diskriminierung und Verfolgung von Chris-
ten sucht, stößt schon bei der Frage danach auf die ersten Schwierigkeiten. 
Denn: Wo beginnt Diskriminierung, wo Verfolgung? Die Übergänge sind 
fließend. Und wenn Menschen offensichtlich diskriminiert werden – leiden 
sie dann wegen ihres Glaubens oder spielen andere Faktoren ebenfalls 
eine Rolle? Vielleicht sogar eine größere Rolle? Vor diesen Fragen steht 
jeder, der sich näher mit der Diskriminierung von Christen auseinander 
setzten möchte. Das in Washington ansässige und zu Religionsfreiheit 
arbeitenden Pew Research Center schreibt in seinem jüngsten Bericht zu 
„Globalen Einschränkungen von Religionen“: „Freiheit – definiert als ‚die 
Abwesenheit von Behinderung, Beschränkung, Haft oder Repression’ – ist 
schwierig, wenn nicht unmöglich messbar“. In der Praxis zeigt sich, dass 
jeder Vergleich noch schwieriger ist. Nichts desto weniger ist der Versuch, 
Diskriminierung oder Verfolgung zu „messen“ und zu vergleichen natür-
lich interessant. Je nach Ansatz sind die Ergebnisse aber durchaus nicht 
identisch, zumal die Datenlage zu vielen Länder dünn ist.

Fest steht, dass weltweit ein erheblicher Teil der Christen wegen ihres 
Glaubens diskriminiert und zum Teil auch stark verfolgt wird. In rund 
einem drittel der Staaten der Erde ist die Religion der Bürger starken 
oder sehr starken Beschränkungen unterworfen. Rund zwei Drittel der 
Weltbevölkerung lebt in diesen Staaten. Opfer dieser Einschränkungen 
sind vor allem religiöse Minderheiten. Die größte Gruppe darin sind 
Christen. 

1. Autoritäre Regierungen

Mit wenigen Ausnahmen lassen sich zwei Gruppen von Staaten erkennen, 
die Religionsfreiheit allgemein und die Freiheit von Christen in beson-
derem Maß einschränken: die verbliebenen Einparteien-Diktaturen so-
zialistisch-kommunistischer Prägung Nordkorea, Laos, Vietnam, China, 
Kuba, das neomarxistische Regime in Eritrea sowie die Diktatur des Alt-
Marxisten Mugabe in Zimbabwe. Bei der Mehrheit der Länder, in denen 
Christen um ihres Glaubens willen leiden, handelt es sich allerdings um 
Staaten mit muslimischer Bevölkerungsmehrheit. Darunter sind mit-
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nichten nur die ärmsten Entwicklungsländer, sondern auch wohlhabende 
Golfstaaten wie Saudi-Arabien und beliebte Urlaubsziele wie Ägypten 
oder die Malediven. 

Wesentlicher Grund dafür ist in der Regel vermutlich religiöse und 
weltanschauliche Konkurrenz. Vor allem in lebendigen und evangelis-
tisch aktiven Gemeinden sehen Einparteien-Diktaturen und religiöse 
Extremisten ihre Vormachtstellung, ihr Weltbild oder ihr ideologisches 
Monopol bedroht. In Staaten wie der Islamischen Republik Iran, deren 
Selbstverständnis und Legitimation ausschließlich auf islamischen Dog-
men ruht, werden abweichende Glaubensauffassungen als Gefahr für die 
Fundamente des Staates aufgefasst. Totalitäre Diktaturen bekämpfen 
Kirchen vermutlich nicht nur, weil Religionen mit der jeweils regierenden 
Partei weltanschaulich konkurrieren und weil sie schwer kontrollierbar 
sind. Der Kollaps der „sozialistischen“ Staaten Ost-Europas ist offenbar 
von den übrigen „sozialistischen“ Regierungen aufmerksam beobachtet 
worden – ebenso wie die bedeutende Rolle, die die Kirchen in diesem Pro-
zess gespielt haben. 

Eine christliche Gemeinde stellt durch ihre bloße Existenz die Grund-
lagen sowohl alleinregierender kommunistischer Parteien, als auch herr-
schender islamischer Geistlicher oder königlicher Familien in Frage. Oft 
werden Christen auch als verlängerter Arm ausländischer, westlicher Re-
gierungen betrachtet. Sie erscheinen dadurch in den Augen von Machtha-
bern oder ihren Unterstützern als eine potentielle Gefahr ihrer Dominanz 
und werden als vermeintliche Gefahr für die „nationale Sicherheit“ drang-
saliert oder verfolgt.

2. Gesellschaftliche Intoleranz 

Zum Teil unabhängig vom Verhalten der Regierungen können die Gesell-
schaften, in denen christliche oder andere religiöse Minderheiten leben, 
gegenüber diesen Minderheiten sowohl positiv als auch neutral oder hoch-
gradig feindselig eingestellt sein. In Kuba genießt die Kirche trotz mas-
siver Einschränkungen und jahrzehntelanger Propaganda des Staates 
einen breiten Rückhalt in der Bevölkerung. In der Volksrepublik China 
werden Kirchen und andere Religionsgemeinschaften von der regieren-
den Kommunistischen Partei Chinas mit größtem Misstrauen betrachtet, 
überwacht und stark reglementiert. Eine spürbare Feindseligkeit inner-
halb der chinesischen Gesellschaft gegenüber Christen gibt es aber nicht, 
trotz eines sehr hohen Anteils an Religionslosen. Gleichzeit gibt es aber 
auch Regierungen, die gegenüber den religiösen Minderheiten toleranter 
eingestellt sind als zumindest Teile der eigenen Bevölkerung. Ein Bei-
spiel dafür ist Bangladesch, das von einer säkularen Regierungspartei 
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geführt wird. Eindrucksvoller aber ist das Beispiel Indien: Gesetzgebung 
und Bundesregierung des Landes benachteiligen zwar die christliche und 
andere Minderheiten des Landes, doch deutlich weniger als dies die Re-
gierungen einiger Bundesstaaten tun – und bei weitem weniger als ex-
tremistische Hindu-Gruppen es fordern. Im Jahr 2008 kam es zu den 
schwersten Übergriffen in der Geschichte der indischen Christen. Rund 
60.000 Christen mussten fliehen oder wurden vertrieben. Hunderte von 
Kirchen und kirchlichen Einrichtungen wurden zerstört. Doch die Pog-
rome, Morde, Plünderungen und Vergewaltigungen gingen nicht von der 
indischen Bundesregierung aus. 

3. Religiöser Fanatismus

Betrachtet man die einzelnen Staaten, so ist religiöser Fanatismus die 
häufigste Ursache für Feindseligkeiten gegenüber christlichen oder ande-
ren Minderheiten. Festgehalten werden muss, dass islamische Extremis-
ten dabei nicht die einzigen sind, die mit systematischer Gewalt Anders-
gläubige und Andersdenkende einschüchtern. Auch fundamentalistische 
Hindus verüben seit Jahren in mehreren indischen Bundesstaaten gezielt 
Gewaltverbrechen, vor allem gegen Christen, aber auch gegen Muslime. 
Bemerkenswert ist, dass die christlichen Opfer auf diese Verbrechen 
mehrheitlich nicht mit Gegengewalt reagiert haben und so für die Täter 
zu leichteren Opfern wurden. Auch buddhistische Extremisten haben 
mehrfach gewalttätige Übergriffe auf Christen verübt, insbesondere auf 
Sri Lanka, wo Gemeindehäuser und Kirchen verwüstet und Gemeinde-
mitglieder zusammengeschlagen wurden. An manchen dieser Überfälle 
waren buddhistische Mönche beteiligt. 

Dennoch: In der Mehrheit der betroffenen Staaten ist die wichtigste Ur-
sache für Diskriminierung, Ausgrenzung und auch Verfolgung von Chris-
ten islamischer Fundamentalismus. Der islamische Fundamentalismus 
hat in den vergangenen Jahrzehnten deutlich an Einfluss gewonnen. Die-
ser wachsende Einfluss hat in den vergangenen Jahren noch weiter und 
regional zum Teil dramatisch an Fahrt gewonnen. Pakistan und Somalia 
sind dabei nur die augenfälligsten Belege. 

Die Zukunft Afghanistans ist mehr als ungewiss. Nach Einschätzung 
des in London ansässigen Forschungsinstituts International Council on 
Security and Development (ICOS) sind die Taliban in Afghanistan schon 
seit November 2008 in 80 Prozent des Landes „permanent“ präsent. Im 
Süden des Landes sollen (wieder) 15 Scharia-Gerichte das islamische 
Recht durchsetzten. Mit „moderaten“ Taliban wird über eine mögliche 
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Beteiligung an der Macht nachgedacht – was auch immer „moderate“ Ta-
liban sein mögen. Auch in der indonesischen Provinz Aceh ist im Septem-
ber 2009 das Scharia-Recht noch weiter verschärft worden. 

Auf den überwiegend von Christen bewohnten Philippinen haben die im 
Oktober 2008 neu aufgeflammten Kämpfe mit islamischen Extremisten 
390.000 Menschen in die Flucht getrieben. Der Grund: Islamische Mili-
zen wollen auf den stark muslimisch geprägten südlichen Inseln des Lan-
des einen islamischen Staat errichten. Überfälle auf christliche Dörfer 
stellen in Pakistan vor der Flutkatastrophe einen neuen Höhepunkt der 
Übergriffe dar. Selbst während der Flutkatastrophe kam es zu Übergrif-
fen auf pakistanische Christen durch islamische Extremisten.

Der inzwischen emeritierte Göttinger Politikwissenschaftler Prof. Bas-
sam Tibi, ein liberaler Muslim und Reformer, stellte bereits im Jahr 1994 
fest: „(…) nicht jeder Muslim ist ein Fundamentalist, wenngleich die Fun-
damentalisten zunehmend stärker werden und gegenwärtig leider die po-
litische Hauptströmung [sic!] im zeitgenössischen Islam zu repräsentieren 
scheinen.“1 Diese eindeutige und weitsichtige Einschätzung schrieb Prof. 
Tibi vor der Ausrufung der Scharia im Norden Nigerias, vor dem 11. Sep-
tember 2001, vor dem Afghanistanfeldzug und dem Irakkrieg der USA, 
vor der Machtergreifung der Hamas im Gazastreifen, vor dem sichtbaren 
Erstarken der Hisbollah im Libanon, vor den Erfolgen der Taliban in Pa-
kistan und vor den Erfolgen der Milizen der Scharia-Gerichte in Somalia. 
Gegenwärtig scheint nicht absehbar, ob und wann dieser Trend sich um-
kehren wird. 

Die barbarische Konsequenz, mit der die Taliban (Koranschüler) in Af-
ghanistan und Pakistan oder die Union der Scharia-Gerichte in Somalia 
die Scharia durchsetzen wollen, ist selten. Der totalitäre Charakter aber, 
mit dem der politische Islam in zahlreichen Staaten der Erde praktiziert 
wird, ist dagegen verbreitet. Besonders deutlich wird das durch die ver-
schiedenen staatlichen Religions-Polizeieinheiten, wie es sie in Saudi- 
Arabien, im Afghanistan Karsais oder in Nordnigeria gibt. Daneben exis-
tiert eine Reihe von nichtstaatlichen oder halbstaatlichen Gruppen oder 
paramilitärische Milizen, die ihre Vorstellungen von „Tugend“ mit Ge-
walt erzwingen und „Sünde“, wie z. B. die Verbreitung des Evangeliums, 
mit aller Härte bekämpfen. Etwa die Pasdaran im Iran: die „Armee der 
Wächter der Islamischen Revolution“ und die ihr unterstellte Basidsch-
Miliz. Auch durch Städte der indonesischen Provinz Aceh ziehen inzwi-
schen „Religionspolizisten“. Selbsternannte, schwarz maskierte und be-
waffnete Religionswächter verbreiten im Süd-Irak Angst und Schrecken. 

1 Tibi, Bassam: Die Verschwörung, Das Trauma arabischer Politik. Deutscher Taschenbuch 
Verlag. Erweiterte und aktualisierte Ausgabe, November 1994.
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Sie belästigen Jugendliche, die Jeans tragen, „beschlagnahmen“ iPods 
und MP3-Spieler und sollen unbestätigten Berichten zufolge auch schon 
Jugendliche verstümmelt haben. Der Exodus der irakischen Christen aus 
dem Irak geht noch immer weiter. Manche Beobachter sehen trotz eini-
ger relativ ruhiger Regionen im Nord-Irak bereits das Ende der dortigen 
heimischen Kirchen, die immerhin auf eine längere Geschichte zurückbli-
cken können, als die Kirchen in Mitteleuropa.

Die Leidtragenden dieser Entwicklung in den betroffenen Regionen 
sind vor allem Frauen, säkulare Muslime und ganz besonders die Ange-
hörigen religiöser Minderheiten – zahlenmäßig sind das vor allem Chris-
ten. In der Mehrheit der muslimisch geprägten Staaten der Erde ist die 
Lage für die einheimischen Christen im günstigsten Falle gleich geblie-
ben – und zwar gleich schlecht. In mehreren islamisch geprägten Staaten 
hat der Druck auf die örtlichen Christen jedoch noch weiter zugenom-
men, vor allem durch verstärkte Einschüchterungen durch islamische 
Fundamentalisten.

4. Gleichzeitigkeit von Verfolgung und Normalität 

Erstaunlicherweise kann die Situation innerhalb eines Landes zur sel-
ben Zeit außerordentlich vielgestaltig sein. Das liegt in manchen Fällen 
an größeren regionalen Unterschieden, wie zum Beispiel zwischen den 
Verhältnissen in größeren Städten und auf dem Land, an verschiedenen 
ethnischen Zusammensetzungen, verschiedenen Provinzregierungen 
oder anderen örtlichen Gegebenheiten. Erhebliche Unterschiede entste-
hen zum Teil auch infolge persönlicher Überzeugungen einzelner Beam-
ter. Dies zeigt sich z. B. immer wieder in Ägypten: In mehreren Fällen 
wurden vom Obersten Ägyptischen Gericht Zeugen nicht zugelassen – mit 
der Begründung, es handle sich um Christen und nach der Scharia dürf-
ten Christen nicht gegen Muslime aussagen. Es handelt sich dabei um 
völlig eindeutige Verstöße gegen internationale Rechtsgrundsätze und 
gegen völkerrechtlich bindendes Recht. Die Richter verwiesen dabei auf 
Artikel 2 der ägyptischen Verfassung, die das islamische Recht als die 
(einzige) Quelle des Rechts festschreibt. Zur selben Zeit konnten aber an-
dere Christen erfolgreich gegen Muslime vor Gericht ziehen, denn andere 
Richter bezogen sich auf Artikel 40 der ägyptischen Verfassung, der die 
Gleichheit vor dem Gesetz vorschreibt. Alle Richter des Obersten Gerich-
tes sind Muslime – doch nicht alle sind Extremisten. So entscheidet nicht 
selten die persönliche Haltung von Einzelpersonen über Verhaftung oder 
Freiheit, über Recht oder Unrecht. 
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5. Einheimische christliche Minderheiten

Wenn Mitteleuropäer islamisch geprägte Staaten als Touristen besuchen 
oder dort arbeiten, werden sie in aller Regel völlig anders behandelt, als 
die einheimischen Christen. In vielen muslimischen Ländern existieren 
Kirchen verschiedenster Konfessionen, in denen ausländische Christen 
relativ große Freiheit genießen. Die einheimischen Christen können eben 
diese Kirchen jedoch vielfach nicht aufsuchen, ohne erhebliche Repres-
salien fürchten zu müssen. Einheimische können in aller Regel nicht 
nur keine offiziell genehmigten (Konvertiten-) Gemeinden gründen, sie 
werden auch durch den Sicherheits-Apparat des jeweiligen Landes über-
wacht, an einem normalen Gemeindeleben und nicht selten an jeglicher 
öffentlichen Äußerung oder Evangelisation gehindert – und damit in der 
Bedeutungslosigkeit gehalten. Wenn ausländische Christen bevorzugt 
werden, dann kommt dies praktisch ausschließlich Christen aus wohlha-
benden und einflussreichen Staaten zugute. Christliche Gastarbeiter aus 
den Philippinen werden z. B. auf der arabischen Halbinsel zum Teil noch 
härter ausgebeutet, als ihre muslimischen Leidensgenossen, z. B. aus Pa-
kistan und Indien. Das gilt insbesondere für christliche Hausangestellte, 
die zum Teil auch sexuell missbraucht werden. 

Die einheimischen Christen und Kirchen werden innerhalb eines Lan-
des zum Teil sehr unterschiedlich behandelt. Besonders deutlich wird 
das in den zentralasiatischen Republiken, die aus der ehemaligen Sow-

Konvertiten Workshop: Von den muslimischen Familien, muslimischen Extremisten und 
den Sicherheitsbehörden verfolgt, von den christlichen Gemeinden aus Angst vor Repressa-
lien nicht aufgenommen. Das Bild zeigt eine von Konvertiten für Konvertiten organisierte 
rechtliche Weiterbildung.
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jetunion hervorgegangen sind. In Usbekistan ist die Lage der ethnisch-
usbekischen Konvertitengemeinden sehr prekär. Die Lage der Mehrheit 
der einheimischen Christen ist aber für ein muslimisch geprägtes Land 
relativ unspektakulär. Denn: Die Mehrheit der einheimischen Christen 
stellen ethnische Russen aber auch Ukrainer, Armenier und andere eu-
ropäische Minderheiten. Sie gehören überwiegend orthodoxen, missiona-
risch völlig inaktiven Gemeinden an.

In anderen Fällen werden die einheimischen christlichen Minderhei-
ten zum Spielball bei der Auseinandersetzung zwischen Regierungen und 
einflussreichen islamischen Fundamentalisten, die zu den schärfsten 
Konkurrenten um die Macht im Staat geworden sind. Vielfach werden 
militante islamische Extremisten daher konsequenter verfolgt als die 
Untergrundkirchen. Auf der anderen Seite suchen die Regierungen ver-
schiedener islamisch geprägter Länder immer wieder nach Wegen, ihren 
Rückhalt bei islamischen Fundamentalisten zu stärken. 

Ein besonders augenfälliges Beispiel waren die Massentötungen von 
Schweinen in Ägypten. Im Mai 2009 ordnete die Regierung an, die schät-
zungsweise 250.000 Schweine des Landes schlachten zu lassen – angeb-
lich um damit die Schweinegrippe vorbeugend zu bekämpfen. Schweine 
werden dort ausschließlich von Christen gehalten, da sie bei frommen 
Muslimen als „unrein“ gelten. Es hatte aber in Ägypten keinen einzigen 
Fall von Schweinegrippe gegeben. Vertreter der Weltgesundheitsorgani-
sation bezeichneten die Maßnahme als nicht notwendig und übertrieben. 

Schweine von christlichen Müllsammlern. Ein Bild, dass – zumindest bis auf weiteres – in 
Ägypten der Vergangenheit angehört: Im Jahr 2009 setzte die ägyptische Regierung die 
Massentötung von Schweinen in Ägypten durch. Ein innenpolitisches Zugeständnis an die 
Muslimbrüder auf Kosten der christlichen Minderheit. 
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Die Massentötung von Schweinen war ein innenpolitisches Zugeständnis 
an die Muslimbrüder auf Kosten der christlichen Minderheit. Für die kop-
tischen Müllsammler und für viele koptische Bauern war die Tötung ihrer 
Schweine ein sehr schwerwiegender wirtschaftlicher Einschnitt. 

Man muss aber darauf hinweisen, dass durchaus nicht alle ägyptischen 
Kopten eine Existenz im sozialen und wirtschaftlichen Abseits fristen. 
Nach Einschätzung vieler einheimischer Christen gibt es vermutlich mehr 
koptische als muslimische Euro-Millionäre. Gleichzeitig gibt es auch mus-
limische Müllsammler und es gibt einheimische, muslimische Nubier, die 
möglicherweise noch stärker diskriminiert werden als die christlichen 
Kopten – ganz zu schweigen von den muslimischen, aber schwarzafrika-
nischen Flüchtlingen aus dem sudanesischen Dafur.

6. Konvertiten – am härtesten verfolgt 

Am härtesten trifft es Konvertiten, also Christen, die einen muslimi-
schen Familienhintergrund haben. Ihr Glaube wird nicht als private An-
gelegenheit betrachtet, sondern als Verrat am Islam und als Schande für 
die Familie. Konvertiten, deren Glaubenswechsel entdeckt wird, drohen 
schlimmste Sanktionen – bis hin zu Schlägen, Morddrohungen und Mord. 
In Ländern ohne funktionierende staatliche Sicherungssysteme und in 
islamisch geprägten Gesellschaften mit ihren Vorstellungen von „Ehre“ 
und „Schande“ ist ein (Über-)Leben ohne Familie insbesondere für Frauen 
kaum vorstellbar. 

Konvertiten werden in den meisten muslimischen Ländern nicht „nur“ 
diskriminiert – sie werden verfolgt. Zuerst oft von den eigenen Angehö-
rigen, obwohl auch Misshandlungen und Morde durch staatliche Sicher-
heitsorgane und durch nichtstaatliche Extremisten immer wieder berich-
tet werden. Jüngere Frauen, deren Konversion zum Christentum bekannt 
wird, werden fast immer unverzüglich verheiratet. Da es sich um eine 
„Schande“ handelt, findet sich praktisch nie ein Mann, der die Frau oder 
das Mädchen freiwillig ehelicht. Das Familienoberhaupt, oft der väterliche 
Großvater, bestimmt, zumeist einen Cousin, der die Konvertitin heiraten 
muss. Die Konvertitin und ihr Ehemann finden sich in einer erzwungenen 
Ehe wieder, die sie beide nicht wollten. Schlimmer noch: im kulturellen 
Kontext von „Ehre“ und „Schande“ wird von der übrigen Familie und – 
sofern die Konversion der Frau bekannt wurde – auch von der Nachbar-
schaft erwartet, dass der Ehemann seine Frau wieder zu einer „guten 
Muslimin“ macht. Gelingt ihm das nicht, so verliert er vor der Familie 
und der muslimischen Nachbarschaft sein Gesicht. Die „Ehre“ aber ist 
für viele orientalische Männer von größerer Bedeutung, als das eigene 
Lebensglück. Wichtiger als das Lebensglück einer ungeliebten und unter 
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Zwang geheirateten Ehefrau ist sie in jedem Fall. Für christliche Konver-
titinnen, die ihrem neuen Glauben nicht überzeugend abschwören, auch 
durch Teilnahme an islamischen Riten wie den Pflichtgebeten und ähn-
lichem, beginnt ein oft jahrelanges Martyrium. Sie werden geschlagen, 
körperlich und seelisch misshandelt, bis hin zur Folter durch den Ehe-
mann oder durch Brüder. Schläge, vielfache Erniedrigungen und dauer-
hafte sexuelle Gewalt sind alltäglich. Vergewaltigung in der Ehe existiert 
nach islamischem Eheverständnis nicht, da der Ehemann „das Recht“ am 
Körper seiner Frau hat. Die Frauen können nirgendwo hin entfliehen, da 
ihre Angehörigen sie wieder an den Ehemann ausliefern würden. Die pri-
vaten Kontakte der Frau sind in aller Regel der Familie bekannt. 

Eine Infrastruktur für Opfer häuslicher Gewalt wie es sie in Deutsch-
land gibt, mit Frauenhäusern, Beratungsstellen, Notschlafstellen usw., 
existiert in den meisten islamischen Ländern nur rudimentär oder gar 
nicht. Einrichtungen der Kirche nehmen Konvertiten ebenfalls nicht auf 
– würden sie dort entdeckt, hätte das mit großer Wahrscheinlichkeit die 
Schließung der gesamten Einrichtung zur Folge. Auf den Entscheidungs-
trägern der Kirchen ruht die Verantwortung für die kirchlichen Einrich-
tungen. Sie haben nicht nur Angst vor der Schließung ihrer Liegenschaf-
ten, sondern auch vor Verhaftungen durch die Staatssicherheit und vor 
gewalttätigen Übergriffen, Provokationen und „U-Booten“ islamischer 
Extremisten. Solche Sorgen sind keineswegs unbegründet. Konvertiten 
finden daher bei den Kirchen keinen Schutz! 

Selbst in christlich geprägten Ländern Europas sind ehemalige Mus-
lime, die sich zu ihrem christlichen Glauben bekennen, nicht automa-
tisch sicher. Auch sie können Opfer von Einschüchterungen, körperlicher 
Gewalt, Morddrohungen oder sogar von „Ehrverbrechen“ werden. Der 
Druck, dem sie ausgesetzt sind, ist immens, auch wenn er für uns in der 
Regel nur in Ausnahmefällen sichtbar wird. Etwa bei besonders grausa-
men „Ehrenmorden“, über die dann in Einzelfällen in Europa berichtet 
wird. Im August 2008 hatte beispielsweise ein Muslim aus Saudi-Arabien 
seiner eigenen Tochter die Zunge herausgeschnitten und die junge Frau 
anschließend lebendig verbrannt, weil sie Christin geworden war. Sowohl 
verstümmeln als auch verbrennen bei lebendigem Leib sind weniger sel-
ten als man es erhoffen möchte. Meisten werden solche „Ehrdelikte“ aber 
wegen anderer angeblicher oder tatsächlicher „Verfehlungen“ vollstreckt, 
z. B. wegen angeblichem oder tatsächlichem Verlust der Jungfräulich-
keit oder der Flucht vor einer Zwangsehe. Ebenso erschreckend wie sol-
che Grausamkeiten ist das Verständnis mancher Kulturrelativisten oder 
deren Weigerung, solche Grausamkeiten zur Kenntnis zu nehmen.
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7. Christen gegen Christen

Traurig aber wahr ist, dass in vielen Fällen auch Christen für die Drang-
sal anderer Christen verantwortlich sind. In manchen Ländern genießen 
einzelne christliche Kirchen eine gesellschaftliche oder auch rechtlich do-
minierende Position. Das Beispiel der Lutherischen Kirchen in Skandina-
vien zeigt, dass das keineswegs zwingend zu einer Belastung für andere 
Kirchen führen muss. In manchen Staaten, wie z. B. in Russland oder 
Griechenland gehen aber selbst in Europa großen Kirchen gegen kleine, 
„konkurrierende“ Denominationen vor. In Ägypten sind koptisch-ortho-
doxe Christen von ihren Geistlichen mit der Exkommunikation bedroht 
worden, wenn sie auch nur zu einem evangelischen Hauskreis gehen wür-
den. Ebenfalls in Ägypten ist der IGFM ein Fall bekannt, bei dem ein 
koptisch-orthodoxer Geistlicher einen jungen Mann, der sich von der Kop-
tischen Kirche abgewandt hatte, zunächst mit gutem Zureden zur Rück-
kehr bewegen wollte. Als dies nicht gelang, begann er den jungen Mann 
zu beschimpfen und zu bedrohen. Letztendlich schlug er ihn zusammen – 
weil er katholisch geworden war. Fälle von körperlicher Gewalt und sogar 
„Ehrenmorde“ an Kopten, die sich entschlossen hatten, Muslime zu wer-
den, sind leider ebenfalls keine Einzelfälle.

Während in muslimisch geprägten Ländern die Geheimdienstmitarbei-
ter, „Befrager“ und Folterer soweit bekannt offenbar ausnahmslos Mus-
lime sind, stellen sich leider auch regelmäßig Angehörige der christlichen 
Minderheiten in den Dienst dieser Geheimdienste. Teils als Spitzel, teils 
indirekt. Missionarisch aktive Konvertiten berichten, dass sie verhaftet 

Taufe. Ein Konvertit muss sich von einem anderen Konvertiten taufen lassen – weil er keinen 
Geistlichen finden konnte, der dazu bereit war.
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und gefoltert wurden – nicht weil Muslime, sondern weil Christen sie 
bei der Staatssicherheit angezeigt hätten, um „Ärger“ zu vermeiden. Die 
Sorge vor Provokationen und Repressalien durch Sicherheitsbehörden und 
Extremisten gegen missionarisch aktive Gemeinden ist durchaus sehr be-
rechtigt. Aber mancher Laie und mancher Geistliche geht in vorauseilen-
dem Gehorsam deutlich weiter, als die Umstände ihn zwingen oder sein 
Gewissen ihm erlauben könnte.

8. Nationalismus und Tribalismus als Verfolgungsgrund

In vielen Ländern der Erde sind Religion 
und Konfession Teil der nationalen Iden-
tität. Aus der Vermengung von National-
gefühl und Konfession entstehen dabei re-
gelmäßig Spannungen. In Europa ist das 
nicht nur, aber vor allem, auf dem Balkan 
spürbar. Weltweit tritt vielfach noch die 
Zugehörigkeit zu einem Stamm oder einem 
Clan hinzu. 

Die Emotionalität mit der z. T. auch 
wenig religiöse und sogar säkulare Men-
schen davon überzeugt sind – ein Türke, 
ein Iraner, ein Haussa usw. müsse Mus-
lim sein – ist von Deutschen vielleicht nur 
schwer nachvollziehbar. Sie ist gleichwohl 
eine wichtige Triebkraft bei vielen Konflik-
ten. Welchen Anteil bei solchen Konflikten 
Religion, Nationalgefühl und wirtschaftli-
che Interessen haben, mag dabei den Be-
troffenen selbst nicht klar sein. Dennoch 
erwächst in einigen asiatischen und afri-
kanischen Staaten aus der Verbindung von 
Religion, Kultur und ethnischer Identität 
eine wesentliche Ursache für gewalttätige 
und tödliche Spannungen. Im Norden Ni-
gerias sind seit der Einführung der Scha-
ria im Jahr 2000 Tausende von Christen, 
aber auch viele Muslime umgebracht wor-
den. Ungezählte Kirchen wurden niederge-
brannt, einige davon wieder aufgebaut und 
mehrfach gebrandschatzt. Zehntausende von Christen sind aus dem mus-
limisch geprägten Norden in den Süden geflohen. Die Gewalt verlief dabei 

Der berüchtigte Foltertrakt des 
Obersten Staatssicherheitsge-
richtes Ägyptens in Kairo. Viele 
Konvertiten – Männer wie Frauen 
– sind in diesem Gebäudekomplex 
verhört, erniedrigt und gefol-
tert worden. Die große Mehrheit 
der Folteropfer sind islamische 
Extremisten, die die Regierung 
nicht ohne Grund als Bedrohung 
ansieht. General Mubarak konnte 
in das Amt des Staatspräsidenten 
aufsteigen, weil sein Vorgänger, 
General Sadat, von islamischen 
Fundamentalisten umgebracht 
wurde.
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im Wesentlichen entlang ethnischer Grenzen. Innerhalb von Ethnien, 
zu denen wie bei den Yoruba sowohl Christen als auch Muslime zählen, 
gab es bedeutend weniger Spannungen. Einigen westlichen Beobachtern 
erscheinen daher die ethnischen und materiellen Faktoren als die ein-
zig „rationalen“ Ursachen in den blutigen Auseinandersetzungen. In der 
Tat scheint es z. B. auch in Nordafrika so, dass zunächst nichtreligiöse 
Konflikte zwischen Mitgliedern von Clans verschiedener Religionen se-
kundär eine religiöse Komponente bekommen können. Das bedeutet aber 
keineswegs, dass die Religion nicht in anderen Fällen eine überragende 
Rolle spielt. In Fällen wie dem Pogrom gegen ägyptische Baha’i am 28. 
bis zum 31. März 2009 ist das allgemein unstrittig. Aber auch bei zahl-
reichen Übergriffen gegen Christen spielt die Religion – und nicht „nur“ 
wirtschaftliche oder ethnische Faktoren – eine zentrale Rolle. 

Die Bedeutung der Religion ist für viele säkulare Westeuropäer nur 
sehr schwer begreifbar. Wir müssen diese Bedeutung aber begreifen, um 
verstehen zu können, was in vielen muslimisch geprägten Ländern vor 
sich geht und wie stark religiöse Überzeugungen Denken und Handeln 
steuern. Das Abendland täte gut daran, sich intensiver auch mit den 
Inhalten des Islam zu beschäftigen, denn die vergangenen Jahrzehnte 
haben gezeigt, dass der islamische Fundamentalismus sich nicht von al-
leine in eine liberale und tolerante Strömung reformieren wird. 

9. Bruch von internationalen Verträgen 

Die gesellschaftliche Stellung von einheimischen Christen ist gemessen 
an internationalen Menschenrechtsstandards in der Mehrheit der mus-
limischen Staaten unhaltbar – sie ist in vielen Fällen auch unhaltbar 
gemessen an den völkerrechtlich bindenden Verträgen, die diese Staaten 
ratifiziert haben. Auch mit den Grundsätzen der Vereinten Nationen, in 
denen alle islamischen Staaten Mitgliedsstatus inne haben, ist die sys-
tematische Diskriminierung der christlichen Minderheiten unvereinbar. 
Und zwar nicht nur in extremen Fällen wie in Saudi-Arabien, das jede 
nichtmuslimische Religionsausübung per Gesetz verboten hat. Von einer 
Gleichberechtigung sind Christen und andere Nichtmuslime in vielen 
Staaten mit muslimischer Mehrheitsbevölkerung weit entfernt. Sie sind 
Bürger zweiter und dritter Klasse – wenn sie als Christen überhaupt 
Bürger ihres eigenen Landes sein dürfen. Die islamische Inselrepublik 
der Malediven hält in ihrer Verfassung fest, dass Staatsbürger Muslime 
sein müssen. Die Ausgrenzung und Benachteiligung der einheimischen 
Christen dort ist der Regelfall, nicht die Ausnahme. Das Bedrückende an 
dieser Situation ist, dass sich alle Beteiligten an den Status Quo so sehr 
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gewöhnt haben, dass er von vielen als „normal“, ja beinahe als „friedliches 
Miteinander“ wahrgenommen wird, als Teil einer „anderen Kultur“, die 
man nicht kritisieren dürfe.

10. Zur Weltkarte

Diskriminierung und Verfolgung von Christen ist ein globales Problem. 
Die Weltkarte auf den folgenden Seiten vermittelt einen Eindruck davon. 
Die kulturellen und gesellschaftlichen Unterschiede in den betroffenen 
Staaten sind enorm. Die Situation verschiedener christlicher Gruppen 
innerhalb eines Landes kann ebenfalls sehr verschieden sein. Hinzu 
kommt, dass in manchen Ländern Übergriffe nur teilweise oder auch gar 
nicht vom Staat ausgehen, sondern von nicht-staatlichen Extremisten 
oder Rebellengruppen. Der Grad der Diskriminierung oder Verfolgung 
kann daher nur grob und mit fließenden Übergängen klassifiziert werden 
(siehe Legende). Die Karte bezieht sich ausschließlich auf die Situation 
von Christen. Sie stellen nicht die einzige, aber die größte Opfergruppe 
dar, die wegen ihres Glaubens diskriminiert oder verfolgt wird. 
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Graphik: Beatrice Hornung 
Karte: IGFM
weitere Informationen unter http://www.igfm.de
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11. Erläuterungen zum Open-Doors-Weltverfolgungsindex 2010 

Open Doors schätzt, dass weltweit rund 100 Millionen Christen aufgrund 
ihres Glaubens verfolgt werden. Christen sind die weltweit größte Gruppe 
der aus religiösen Gründen Verfolgten. Der jährlich von Open Doors ver-
öffentlichte Weltverfolgungsindex ist eine Aufstellung von 50 Ländern, in 
denen Christen am meisten verfolgt oder benachteiligt werden. 

Informationen aus erster Hand
Open Doors befragt meist einheimische Mitarbeiter, Pastoren und Kir-
chenleiter vor Ort oder Experten. Die Platzierungen eines Landes ergeben 
sich nicht nur aus veröffentlichten bzw. bekannt gewordenen Übergriffen 
auf Christen im Berichtsjahr, sondern spiegeln vielmehr die grundsätzli-
che Religionsfreiheit für Christen in ihrem Land wider. Wenn vollstän-
dige und sichere Informationen aus einem Land nicht erhältlich sind, 
wirkt sich das in der Platzierung zugunsten des Landes aus – selbst wenn 
der tatsächliche Grad der Verfolgung möglicherweise höher liegt.

Der erste Weltverfolgungsindex erschien 1991 und konzentriert sich seit 
Entstehung auf die Situation verfolgter Christen in einem Land. Die Auf-
listung – die erste und älteste ihrer Art – soll Kirchen, Gesellschaft, Me-
dien und Politik die Situation der verfolgten Kirche bewusst machen, um 
verfolgten Christen effektiv auf verschiedenen Ebenen helfen zu können.

Jedes Jahr bewertet eine Arbeitsgruppe die Situation der Christen in 
einem Land anhand:

• �veröffentlichter Übergriffe auf Christen im Berichtszeitraum
• �Einschätzungen von Experten auf dem Gebiet der Religionsfreiheit 
• eigener Erhebungen vor Ort

Bei der Erhebung werden verschiedene Aspekte der Religionsfreiheit be-
leuchtet, wie beispielsweise:

• �der rechtliche und offizielle Status von Christen
• �die tatsächliche Situation der im Land lebenden Christen
• �Reglementierungen durch den Staat
• �Faktoren, die die Religionsfreiheit in einem Land untergraben können
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Ländername
Januar 

20101

Januar 
2009

Trend2 Abweichung3

   1. Nordkorea 90,5 90,5 0 0,0

   2. Iran 65,5 67,0 0 0,0

   3. Saudi-Arabien 63,5 67,0 + 0,0

   4. Somalia 62,5 60,5 0 2,0

   5. Malediven 62,0 60,0 0 0,0

   6. Afghanistan 61,5 63,0 0 0,0

   7. Jemen 60,5 57,5 – 0,0

   8. Mauretanien 59,5 48,0 – 0,0

   9. Laos 56,0 55,0 0 0,0

10. Usbekistan 56,0 54,5 0 0,0

11. Eritrea 54,5 55,0 0 3,5

12. Bhutan 53,5 53,5 0 0,0

13. China 51,5 52,0 0 0,0

14. Pakistan 51,5 51,0 0 0,0

15. Turkmenistan 49,5 50,0 0 0,0

16. Komoren 48,0 50,0 0 0,0

17. Irak 48,0 49,0 0 0,0

18. Katar 48,0 48,0 0 0,0

19. Tschetschenien 47,0 46,0 0 3,0

20. Ägypten 47,0 45,5 0 0,0

21. Vietnam 46,0 42,5 – 0,0

22. Libyen 42,5 41,0 0 0,0

23. Burma / Myanmar 42,0 41,5 0 0,0

24. Aserbaidschan 42,0 39,5 – 0,0

25. Algerien 41,0 46,5 + 0,0

26. Indien 41,0 45,0 + 0,0

27. Nigeria (Nord)    41,0 41,0 0 1,0

Schwere Verfolgung Schwere Einschränkungen

Unterdrückung

Einige Probleme

Einige Einschränkungen
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28. Oman 40,0 39,5 0 1,0

29. Brunei 38,5 38,5 0 1,5

30. Sudan (Nord) 38,0 36,5 0 0,0

31. Kuwait  38,0 36,0 0 0,0

32. Tadschikistan      38,0 35,0 – 0,0

33. �Vereinigte Arabische 
Emirate  

37,0 35,0 0 2,5

34. Sansibar 36,0 36,0 0 0,0

35. Türkei 36,0 33,0 – 5,0

36. Dschibuti 34,0 34,0 0 0,0

37. Marokko 34,0 32,5 0 0,0

38. Kuba 32,0 35,5 + 0,0

39. Jordanien 32,0 34,5 + 0,0

40. Sri Lanka 30,0 34,5 + 0,0

41. Syrien 30,0 28,0 0 0,0

42. Weißrussland 30,0 28,0 0 0,0

43. Tunesien 30,0 26,5 – 0,0

44. Äthiopien 29,5 28,0 0 1,0

45. Bangladesch 29,0 29,0 0 0,0

46. Palästinensergebiete 27,5 29,5 0 1,5

47. Bahrain   27,0 26,0 0 1,0

48. Indonesien  26,5 30,5 + 0,0

49. Kirgisistan 26,5 – – 0,0

50. �Kenia (Nordost) 23,0 24,5 0 0,0

(Quelle: © 2009 Open Doors International). Weitere Informationen unter: 
www.opendoors-de.org/verfolgung/weltverfolgungsindex/index/

1 Punkte: 0 = völlige Freiheit / 100 = totale Unterdrückung
2 �Trend: „+“=mind. 2,5 Punkte niedriger als im Vorjahr / „–“=mind. 2,5 Punkte höher / 
„0“=keine mind. 2,5 Punkteveränderung 

3 �Abweichung: evtl. aufgrund fehlender oder nicht bestätigter Informationen nicht verge-
bene Punkte
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12. Zusammenfassung

12.1 Die zehn Länder, in denen Christen am stärksten verfolgt werden

Platz	 1:   Nordkorea
Platz 	 2:   Iran
Platz 	 3:   Saudi-Arabien
Platz 	 4:   Somalia
Platz 	 5:   Malediven
Platz 	 6:   Afghanistan
Platz 	 7:   Jemen
Platz	 8:   Mauretanien
Platz	 9:   Laos
Platz 10:   Usbekistan

Platz 1: Nordkorea – Den ersten Platz auf dem Open Doors-Weltver-
folgungsindex 2010 belegt zum achten Mal in Folge erneut Nordkorea. 
Jedwede religiöse Aktivität wird vom Regime weiterhin als Angriff auf 
die sozialistischen Prinzipien Nordkoreas wahrgenommen. Für Christen 
ist die Lage gegenwärtig extrem hart. Obwohl das Regime langsam, aber 
stetig seine eiserne Kontrolle über die Gesellschaft verliert und sich Kim 
Jong Ils Gesundheitszustand nach einem Schlaganfall verschlechtert hat, 
versucht das Regime, die Bevölkerung durch Mobilisierungskampagnen 
zu kontrollieren.1 Christliche Aktivitäten sollen im Keim erstickt werden. 
Mit 150- und 100-Tage-Kampfkampagnen soll der ideologische Geist der 
Bevölkerung gestärkt werden. Das System des Straßenhandels („Schwarz-
markt“) soll zerstört werden. Bei Hausdurchsuchungen in Nordkorea 
sind viele Christen entdeckt worden. Während der Kampagnen hat es das 
nordkoreanische Regime besonders auf die Christen, die sich überall in 
Nordkorea im Untergrund versammeln, abgesehen. Christen droht Ge-
fängnis, Arbeitslager oder die Hinrichtung. Verhaftete Christen wurden 
schrecklich gefoltert. Es gibt Berichte, dass sie manchmal als Versuchsob-
jekte für biologische oder chemische Waffen benutzt wurden. Trotz dieser 
menschenverachtenden Lebensumstände wächst die christliche Gemeinde 

1 Durch die misslungene Währungsreform im November 2009 sah sich das Regime mit 
zusätzlichen Schwierigkeiten konfrontiert. Für September haben die Herrschenden zum 
ersten Mal seit 44 Jahren wieder einen Parteitag der Kommunistischen Partei einberufen. 
Allgemein wird erwartet, dass dort eine Nachfolgeregelung für die Staatsführung verkün-
det wird.
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im Untergrund. Die Möglichkeiten für Nordkoreaner, das Evangelium zu 
hören, werden größer, vor allem für diejenigen, die in Großstädten in der 
Nähe zum Nachbarland China leben. 

Platz 2: Iran – Neu auf Platz 2 ist die Islamische Republik Iran (Vor-
jahr: 3). Es gab zwar keine Berichte über die Ermordung von Christen 
aufgrund ihres Glaubens, doch die Welle der Verhaftungen von Christen, 
die im Jahr 2008 ihren Anfang genommen hat, setzte sich im Jahr 2009 
verstärkt fort. Mindestens 85 Christen wurden verhaftet.  Die meisten 
Verhafteten wurden im Gefängnis misshandelt. Zwar ist die Mehrzahl 
der festgenommenen Christen inzwischen freigelassen worden. Doch sind 
weitere Gerichtsverfahren anhängig und Christen können jederzeit ver-
urteilt werden. Viele freigelassene Christen werden weiterhin überwacht 
und bedroht. Die Verhaftungen lösten bei Christen große Furcht aus. Ira-
nische Behörden haben im Jahr 2009 einige Kirchen geschlossen. Haupt-
grund für die Kirchenschließungen war die Anwesenheit vieler Muslime, 
die Christen wurden, in Gottesdiensten. Der Islam ist die offizielle Reli-
gion im Iran. Alle Gesetze und Vorschriften müssen mit der offiziellen In-
terpretation der Gesetze der Scharia übereinstimmen. Obwohl ethnische 
Christen (Armenier und Assyrer) eine anerkannte religiöse Minderheit 
sind, der die Religionsfreiheit offiziell garantiert wird, berichten sie von 
Inhaftierungen, von körperlichen Misshandlungen, Einschränkungen 
und Diskriminierung aufgrund ihres Glaubens. Armenische und assy-
rische Gemeinden dürfen ihre Landsleute nur in ihrer eigenen Sprache 
unterweisen. Muslime zu unterstützen, die Christen wurden und meist 
Farsi sprechend, ist ihnen verboten. Nach der im Iran vorherrschenden 
Interpretation der Scharia (islamisches Recht) muss jeder Muslim, der 
den Islam verlässt, um eine andere Religion anzunehmen (und damit so-
genannte „Apostasie“ begeht), mit der Todesstrafe rechnen. Viele Gottes-
dienste werden von der Geheimpolizei überwacht. Auf Christen, die sich 
in Gemeinden oder Hausgemeinden engagieren, wird Druck ausgeübt. Sie 
werden vernommen, festgenommen und ins Gefängnis gesteckt und ge-
schlagen. Unter behördlichem Druck werden einzelne Christen von der 
Gesellschaft schikaniert.

Platz 3: Saudi-Arabien – Von Platz 2 ist Saudi-Arabien auf einen 3. Platz 
im Open-Doors-Weltverfolgungsindex 2010 gerückt. Dies bedeutet nicht, 
dass sich die Religionsfreiheit für Christen im Land verbessert hat. Im 
Gegensatz zum vorigen Berichtszeitraum erhielt Open Doors keine Mel-
dungen über Christen, die um ihres Glaubens willen getötet oder verletzt 
wurden. Lediglich von der Verhaftung eines einzigen Christen wurde be-
richtet. Ein ausländischer Pastor sah sich zur Flucht aus dem Land ge-
nötigt. Er hatte Todesdrohungen erhalten, von denen einige von der „Mu-
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tawwa“, der saudischen Religionspolizei, kamen. In dem wahhabitischen 
Königreich gibt es keine Religionsfreiheit. Den Bürgern ist nur eine aus-
schließliche Religionszugehörigkeit gestattet: die zum Islam. Den Bürgern 
wird die Freiheit verweigert, ihre Religion frei und persönlich zu wählen 
oder zu wechseln. Das Rechtssystem basiert auf dem islamischen Recht, 
der Scharia. Apostasie, der Übertritt eines Muslim zu einer anderen Re-
ligion, ist ein todeswürdiges Verbrechen - falls der „Abtrünnige“ nicht wi-
derruft. Zwar erkennt die Regierung das Recht von Nicht-Muslimen an, 
Gottesdienste im privaten Rahmen zu halten, doch die öffentliche Aus-
übung nicht-muslimischer Anbetung ist untersagt. Nicht-Muslime, die an 
derartigen Aktivitäten beteiligt sind, drohen Verhaftung, Inhaftierung, 
Auspeitschung, Abschiebung und manchmal Folter. Muslime, die Chris-
ten wurden, können Opfer von „Ehrenmorden“ werden, wenn ihre Familie 
oder ihr gesellschaftliches Umfeld ihren neuen Glauben entdeckt.

Platz 4: Somalia – Im Laufe des Berichtszeitraums verschlimmerte 
sich die Lage für Christen in Somalia. Äthiopische Streitkräfte verlie-
ßen das Land im Januar 2009. Scheich Sharif Sheikh Ahmad von der 
oppositionellen Allianz zur Befreiung von Somalia (ARS – „Alliance for 
the Reliberation of Somalia“ mit Sitz in Dschibuti) wurde vom Parla-
ment der Übergangsregierung als Präsident vereidigt. In der Hoffnung, 
die Unterstützung der Allgemeinheit für die Regierung zu stärken, sie 
von den islamistischen Milizen abzubringen und damit einen Aufstand 
zu bekämpfen, stimmte das Parlament im April 2009 einstimmig für die 
Einführung des islamischen Rechts (Scharia). Radikal-islamische Mili-
zen wie Al-Shabaab und die rivalisierende Hizbul-Islam kontrollieren den 
Hauptteil des Südens Somalias und bekämpfen Sheikh Ahmad und seine 
Regierung in der Hauptstadt Mogadishu. Christen stehen unter Beobach-
tung vonseiten der Regierung und der islamischen Milizen. Die extremis-
tische Al-Shabaab macht regelrecht Jagd auf Christen. Open Doors er-
hielt Berichte über mindestens elf Christen, die aufgrund ihres Glaubens 
ermordet wurden. Etliche weitere mussten fliehen, wurden entführt, fest-
genommen oder verletzt. Die „Transitional Federal Charter of the Somali 
Republic“ sieht zwar Religionsfreiheit vor, aber in der Praxis wird dieses 
Recht wenig respektiert. Denn die Charta etabliert auch den Islam als 
nationale Religion. Kein Gesetz darf dem Islam widersprechen. Zudem 
ist die Regierung kaum in der Lage, Gesetze durchzusetzen. Die meisten 
Christen leben in Südsomalia.  Es sind nur wenige. Sie werden schwer 
verfolgt und praktizieren ihren Glauben im Geheimen. Sie leben unter au-
ßerordentlich gefährlichen Bedingungen. Außerdem gibt es einige wenige 
Christen in Puntland und Somaliland. Weitere somalische Christen leben 
als Flüchtlinge in benachbarten Ländern.
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Platz 5: Malediven – Im Inselreich der Malediven ist der Islam die offizi-
elle Staatsreligion. Alle Bürger müssen Muslime sein. Systematisch wer-
den Christen auf den Malediven verfolgt. Die Gesetzgebung verbietet die 
Ausübung jeder Religion außer dem Islam. Die Regierung betrachtet sich 
selbst als Hüter und Verteidiger des Islam. Kirchen sind verboten, der Im-
port christlicher Literatur ist untersagt, Nicht-Muslime werden diskrimi-
niert und die gesellschaftliche Kontrolle ist enorm. Der durchschnittliche 
Malediver stimmt dem Verbot jeder anderen Religion als dem Islam zu. In 
diesem Land – einem der am wenigsten mit dem Evangelium erreichten 
Länder der Welt – gibt es nur eine Handvoll von einheimischen Christen. 
Sie praktizieren ihren Glauben aus Angst vor Entdeckung nur heimlich. 
Wegen Apostasie (Abfall vom Islam) sind bisher keine Konvertiten auf den 
Malediven getötet worden. Im Berichtszeitraum kam es zu keiner Verbes-
serung hinsichtlich der Religionsfreiheit. Es gab zwei bis drei Meldungen 
über ausländische Christen, die des Landes verwiesen wurden, nachdem 
man christliches Material in ihrem Gepäck gefunden hatte.

Platz 6: Afghanistan – In Afghanistan Christ zu sein ist immer noch 
außerordentlich schwierig, vor allem, weil die Verfassung auf islami-
schen Grundsätzen basiert. Zudem ist der Islam Staatsreligion und die 
Gesetze dürfen den Überzeugungen und Vorschriften des Islam nicht wi-
dersprechen. Das vorige Jahr war hart für die Christen, da der Einfluss 
des Islam mit dem Einfluss der Taliban in vielen Provinzen erneut zuge-
nommen hat.  Die Taliban haben dort arbeitende Ausländer, christliche 
Entwicklungshelfer und einheimische Christen bedroht. Der gesellschaft-
liche Druck vonseiten der Familie und der Gesellschaft auf Christen ist 
immer noch sehr hoch. Einheimischen Muslimen, die ihren Übertritt zum 
Christentum nicht verborgen hielten, wurde oft mit Gewalt und sogar mit 
der Ermordung – auch der Familie – gedroht. Die Drohungen sollten ein-
schüchtern und Christen zwingen, ihrem neuen Glauben abzuschwören. In 
manchen Fällen wurden Muslime, die sich kürzlich zum Christentum be-
kehrt hatten, verletzt und Christen verschleppt. Zudem wurden Chris-
ten in der Schule und am Arbeitsplatz oder bei Behörden diskriminiert. 
Infolgedessen praktizieren die meisten Christen ihren Glauben nicht in 
der Öffentlichkeit. Sie fühlen sich auch nicht frei, eine Hausgemeinde zu 
besuchen oder sich zu versammeln. Soweit Open Doors bekannt ist, ist, 
im Berichtszeitraum kein Christ um seines Glaubens willen getötet wor-
den. Trotz aller Härte kommen weiterhin Muslime in Afghanistan zum 
christlichen Glauben. 

Platz 7: Jemen – Der Jemen verbleibt auf Platz 7 im Open Doors-Welt-
verfolgungsindex 2010. Doch die Stärke der Verfolgung hat zugenommen. 
Im Juni 2009 wurden neun ausländische christliche Mitarbeiter eines 
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Krankenhauses von Bewaffneten entführt. Drei der Entführten wurden 
ermordet. Das Schicksal der übrigen sechs, darunter drei Kinder, war bei 
Erscheinen des Weltverfolgungsindex unbekannt2. Im Berichtszeitraum 
wurde vermehrt christliches Material beschlagnahmt. Die jemenitische 
Verfassung garantiert Religionsfreiheit, erklärt aber auch, dass der Islam 
Staatsreligion und die Scharia (das islamische Recht) die Grundlage 
aller Gesetze ist. Die jemenitische Regierung gestattet Ausländern einige 
Freiheit, ihren Glauben zu praktizieren. Doch jemenitische Bürger dür-
fen nicht zum Christentum oder einer anderen Religionen konvertieren. 
Konvertiten aus dem Islam droht die Todesstrafe, falls ihr neuer Glaube 
entdeckt wird. Das Evangelium an Muslime weiterzugeben, ist verboten. 
Muslime, die Christen wurden, erfahren Opposition vonseiten der Behör-
den und auch von extremistischen Gruppen, die „Abtrünnigen“ mit dem 
Tod drohen, sollten sie nicht zum Islam zurückkehren. 

Platz 8: Mauretanien – Neu in den 10 Staaten, die Christen am in-
tensivsten verfolgen, ist das westafrikanische Mauretanien. Die Lage für 
Christen dort hat sich im Berichtszeitraum deutlich verschlechtert. Im 
Juni 2009 wurde ein Christ, der als Entwicklungshelfer im Land arbei-
tete, ermordet. 35 mauretanische Christen wurden im Juli 2009 festge-
nommen und gefoltert. Eine Gruppe von 150 südlich der Sahara lebenden 
Christen wurde im August 2009 für zwei Tage verhaftet. Sie hatten eine 
eigene kirchliche Versammlung abgehalten, was nur einigen katholischen 
und protestantischen Kirchen erlaubt ist. Für die Ermordung erklärte 
sich die Al-Kaida im Maghreb (AQIM) verantwortlich, eine terroristi-
sche Gruppe algerischen Ursprungs, die sich vor Kurzem mit Al-Kaida 
zusammengetan und ihren Aktivitätsbereich auf den gesamten Norden 
Afrikas ausgeweitet hat. Für die Festnahme und Folter mauretanischer 
Christen und die Festnahme der 150 Christen waren örtliche Polizisten 
verantwortlich. Die mauretanische Verfassung erklärt das Land zur is-
lamischen Republik. Der Islam ist Staatsreligion. Die Regierung be-
schränkt die Religionsfreiheit durch das Verbot, nicht-islamisches religi-
öses Material bzw. Literatur zu drucken, zu verteilen und Muslimen das 
Evangelium zu verkünden. Eine von General Aziz geführte Militärjunta 
stürzte den gewählten Präsidenten des Landes im Jahr 2008. Mauretani-
ens pro-demokratische Parteien drängten die Afrikanische Union, Druck 
auf die herrschende Junta auszuüben, ihrer Anweisung Folge zu leisten, 

2 Im Mai 2010 kamen zwei Mädchen nach 11 Monaten frei. Über den Verbleib ihres jüngeren 
Bruders, ihrer Eltern sowie eines britischen Staatsangehörigen ist weiter nichts bekannt.
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den gestürzten Präsidenten wieder einzusetzen. Nach vielen Gesprächen 
und der Entlassung des früheren Präsidenten wurde General Aziz im Juli 
2009 zum neuen Präsidenten gewählt.

Platz 9: Laos – Die Kirche in Laos ist relativ klein, wächst aber weiter 
(ca. 200.000 Christen, zumeist Angehörige ethnischer Minderheiten). Im 
Berichtszeitraum gab es keine Verbesserungen der Religionsfreiheit. Die 
Haltung der Regierung gegenüber Christen ist sehr negativ. Alle Chris-
ten unterliegen strenger Überwachung und Beschränkungen. Sie gelten 
als Agenten der USA, um Laos politisch in Richtung Demokratie zu ver-
ändern. Die Kirche kann ihre Aktivitäten nicht frei ausüben. Christliche 
Konvertiten, welche den Ahnenkult aufgegeben haben, geraten unter gro-
ßen gesellschaftlichen Druck. Von Zeit zu Zeit wurden Christen inhaf-
tiert, viele von ihnen wurden körperlich und psychisch misshandelt und 
unter Druck gesetzt, ihren neuen Glauben zu widerrufen. Im Berichts-
zeitraum wurden zwei Christen getötet; zwei befanden sich im Gefängnis 
und mindestens 21 weitere sind verhaftet und ohne Prozess festgehal-
ten worden. Regelmäßig wurden Christen körperlich drangsaliert. Eine 
kleine Zahl von Kirchen wurde zerstört oder beschädigt. Trotz des hohen 
Verfolgungsgrades gibt es in Laos viele nicht-registrierte Aktivitäten und 
die Kirche scheint zu wachsen.

Platz 10: Usbekistan – Die Religionsfreiheit in Usbekistan hat sich im 
Berichtszeitraum verschlechtert. Die Stimmung ist deutlich christen-
feindlicher geworden. Das zeigte sich in einer Zunahme von Hausdurchsu-
chungen und Literaturbeschlagnahmungen. Christen wurden verhaftet 
und mit Geldstrafen belegt. Viele christliche Leiter wurden verhört und 
auf Polizeistationen, auf denen man sie unterschiedlich lange festhielt, 
körperlich und seelisch drangsaliert. Zudem misshandelten Angehörige 
Christen, um sie dazu zu bringen, zum Islam zurückzukehren. Ein wei-
teres Zeichen für die verschärfte Lage ist, dass die Behörden die Medien 
benutzen, um Stimmung gegen Christen zu machen und sie öffentlich zu 
verleumden. Gezeigt wurde eine beliebte Fernsehsendung mit dem Titel 
„In den Klauen der Unwissenheit“, die ursprünglich im Mai 2008 gesendet 
wurde. Darin werden Christen negativ dargestellt. Sie werden als Sek-
ten und Satanisten beschrieben. Engagierte Christen beschuldigte man, 
Drogen und Finanzen einzusetzen, um Menschen für das Christentum 
zu gewinnen. Schwerpunkt der Fernsehsendung ist, wie protestantische 
„Sekten“ Kinder täuschen. Die Sendung wurde mehrmals wiederholt (zu-
letzt noch im September 2009) und als DVD herausgegeben. Aktiv wurde 
damit Propaganda gegen Christen gemacht. Trotz der Verfolgung wächst 
die Kirche in Usbekistan weiter. Usbekische Christen stehen vielen Hin-
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dernissen gegenüber. Usbekische christliche Gemeinschaften erhalten 
keine offizielle Registrierung; ohne Registrierung sind ihre Versammlun-
gen illegal.

12.2 Länder, in denen sich die Lage verschlechtert hat

Die Religionsfreiheit für Christen verschlechterte sich im Berichtszeit-
raum in Somalia, dem Jemen, Mauretanien, Vietnam, Aserbaidschan, 
Tadschikistan, der Türkei, Tunesien und Kirgisistan. 

Platz 21: Vietnam – Der Optimismus über Entwicklungen mit Bezug auf 
Religionsfreiheit in Vietnam hat abgenommen. Erkennbar ist ein scharfer 
Kontrast zwischen der Theorie auf dem Papier und der tatsächlichen Si-
tuation auf der Straße. Im Berichtszeitraum kam es zu größeren Konfron-
tationen zwischen Christen und der Regierung mit Blick auf beschlag-
nahmtes Kircheneigentum. Viele Christen wurden bei Demonstrationen 
verprügelt und festgenommen. Etliche Kirchen und Klöster wurden abge-
rissen. Die staatlichen Medien stellten bei der Berichterstattung über die 
Gewalt Christen negativ dar.

Platz 23: Aserbaidschan – Der Grad der Verfolgung von Christen in 
Aserbaidschan hat sich im Berichtszeitraum erhöht. Am 31. Mai 2009 
wurde ein neues repressives Religionsgesetz eingeführt, das dem Staatli-
chen Komitee für die Arbeit mit religiösen Organisationen ein größeres 
Kontrollrecht gibt. Alle religiösen Organisationen mussten sich bis zum 
1. Januar 2010 erneut registrieren lassen. Einige christliche Gruppen 
haben vor Gericht Widerspruch eingelegt, weil ihnen die Registrierung 
verweigert wurde. Doch die Gerichte sind für ihre Korruption und Islam-
Freundlichkeit bekannt. Die Lage ist für Christen schwieriger geworden. 
Denn die Behörden haben bemerkt, dass mehr Menschen Christen wur-
den und die christlichen Gemeinden wuchsen. Die Folge sind komplizier-
tere Verfahrensvorschriften für die Gründung von neuen Gemeinden. 
Evangelische Gemeinden werden oft als sektiererisch und als Gefahr für 
die innere Stabilität angesehen. Außerdem behalten Arbeitgeber ungern 
Christen als Angestellte. Auch die Zensur christlicher Literatur wurde 
verschärft.

Platz 32: Tadschikistan – Ein neues Religionsgesetz, das am 1. April 
2009 in Tadschikistan in Kraft trat, schränkt die Rechte religiöser Ge-
meinschaften und damit auch die Rechte von Christen sehr ein. Dem 
Ausschuss für religiöse Angelegenheiten wurden größere Kontrollrechte 
zur Regelung von Gemeindeangelegenheiten übertragen. Alle religiösen 



Weltverfolgungsindex 2010            239 

Schriften müssen genehmigt werden. Im Jahr 2009 ist das Interesse in 
der Bevölkerung am Islam in beachtlichem Maße gewachsen. Es kam zu 
mehr Druck auf Christen, die früher Muslime waren. Sich öffentlich zu 
Gottesdiensten zu versammeln, wird für tadschikische Christen immer 
schwieriger. Wer öffentlich das Evangelium weitergibt, läuft Gefahr, Ziel-
scheibe für Drangsalierung und Verfolgung zu werden. Hauptsächlich 
kommt die Unterdrückung durch Angehörige, die Gesellschaft und von is-
lamischen Geistlichen. Die christlichen Gemeinschaften wachsen weniger 
stark. Unter Christen wächst die Angst davor, offen zu evangelisieren.

Platz 35: Türkei – In der Türkei kam es zu keinen großen Veränderun-
gen hinsichtlich der Religionsfreiheit für Christen. Die Gesamtzahl der 
Punkte ist höher als im vergangenen Jahr. Der deutsche Geschäftsmann 
Gregor Kerkeling wurde am 20. Juli 2009 in Istanbul getötet. Bei einem 
Zwischenfall in Istanbul am 3. August 2009 wurde ein Christ wegen sei-
ner missionarischen Aktivitäten offen bedroht. Möglicherweise sollen Mus-
lime, die sich zum Christentum bekehrt haben, eingeschüchtert werden. 
Manche Christen erlebten Druck vonseiten ihrer Familien, weil sie sich 
zu einer Kirche halten. Außerdem kam es im Berichtszeitraum zu Ver-
wüstungen in einigen Kirchengebäuden. Der Prozess um die Ermordung 
von drei Christen im April 2007 in Malatya dauert an. Bislang wurde 
kein Urteil gesprochen. Ebenso kam es im Fall der türkischen Christen 
Hakan Tastan und Turan Topal wegen „Beleidigung des Türkentum und 
des Islam“ immer noch zu keinem Urteil.

Platz 44: Tunesien – Für diesen Berichtszeitraum erhielt Open Doors 
mehr Informationen über die Kirche in Tunesien. Die Zahl der Christen 
wächst in dem islamisch geprägten Land. Gründe sind u. a. eine gestiegene 
Offenheit bzw. Neugier für das Evangelium unter Muslimen und christli-
che Sendungen, die im Land zu empfangen sind. Präsident Ben Ali wurde 
im Oktober 2009 mit 85 Prozent der Stimmen für eine fünfte Amtszeit 
wiedergewählt. Repressive Aktionen und strenge Kontrollen bis zu den 
Präsidentschaftswahlen haben die Lage der Christen und Gemeinden im 
Land negativ beeinflusst. Behörden und die Polizei überprüften alles, was 
sie als Gefahr für die innere Stabilität des Landes ansahen (z. B. radikale 
Islamisten und zum Christentum bekehrte Muslime). Etliche Christen 
wurden verhört und manche von ihnen wurden von Polizisten geschlagen. 
Die einheimische Kirche kann nicht frei operieren, sie kann christliche 
Literatur nur begrenzt verteilen und ist bei der Evangelisation sehr ein-
geschränkt. Die Verfassung sieht Religionsfreiheit vor, schreibt aber die 
Entschlossenheit des Landes fest, bei den Lehren des Islam zu bleiben. 
Die Weitergabe des Evangeliums an Muslime wird als Bekehrungsver-
such und Störung der öffentlichen Ordnung und somit als illegal betrach-
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tet. Einreiseanträge ausländischer Christen, denen man Bekehrungsbe-
mühungen zutraut, werden nicht erneuert oder man übt Druck auf ihre 
Arbeitgeber aus, ihre Verträge nicht zu verlängern. Infolgedessen hat das 
Land im Berichtsjahr eine nennenswert höhere Punktzahl erhalten.

Platz 49: Kirgisistan – Kirgisistan ist neu auf dem Open-Doors-Welt-
verfolgungsindex. Das Land grenzt im Norden an Kasachstan, im Westen 
an Usbekistan, im Südwesten an Tadschikistan und im Osten an China. 
Die Bevölkerung besteht überwiegend aus Muslimen. Kirgisistan ist ein 
säkularer Staat, obwohl der Islam einen wachsenden Einfluss auf die Po-
litik und das tägliche Leben hat. Am 12. Januar 2009 nahm Kirgisistan 
ein neues Religionsgesetz an, das den Aktivitäten religiöser Gruppen grö-
ßere Beschränkungen auferlegt. Seit Inkrafttreten dieses neuen Gesetzes 
ist die Lage für die Kirchen im Land schwieriger geworden. Alle religiö-
sen Gruppen müssen sich neu registrieren lassen. Für eine Registrierung 
sind mindestens 200 Mitglieder erforderlich. Berichtet wird von einem 
gestiegenen Grad an Drohungen und Schikanen gegenüber Christen. Ver-
sammlungsorte dürfen nicht mehr ohne Genehmigung genutzt werden. 
Die Polizei sucht Pastoren und Gemeinden auf und verhängt Verbote für 
religiöse Unterweisung sowie die Verteilung religiöser Literatur. Der ge-
sellschaftliche Druck auf einheimische Christen ist besonders stark in der 
südlichen Region des Landes.

12.3 Länder, in denen sich die Lage verbessert hat

Abgenommen hat die Gesamtzahl der Punkte für Saudi Arabien, Alge-
rien, Indien, Kuba, Jordanien, Sri Lanka und Indonesien. 

Platz 24: Algerien – Seit Ende 2007 nehmen Maßnahmen gegen die 
Kirche in Algerien und der Druck auf die Christen aufgrund der Durch-
setzung der Verordnung 06-03 immer deutlicher zu. Es handelt sich um 
ein Gesetz, das die Mission unter Muslimen untersagt. Der Regierung 
gibt es das Recht, jeden Aspekt des christlichen Lebens zu regeln. Die 
Regierung schloss 26 Kirchen, und mindestens zehn Christen sind festge-
nommen und verhört worden. Einige von ihnen erhielten Haftstrafen auf 
Bewährung und Geldstrafen. Das harte Vorgehen gegen Christen ging im 
Berichtszeitraum jedoch zurück. Die algerische Regierung hat auf inter-
nationale Proteste und eine negative Berichterstattung in internationalen 
Medien reagiert. Die USA sowie die Außenministerien von Frankreich, 
Italien, der Schweiz, Österreich und Spanien hatten das Vorgehen ver-
urteilt. Dieser Druck aus dem Ausland brachte die algerische Regierung 
sehr in Verlegenheit. Auf der anderen Seite verglich der Minister für re-
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ligiöse Angelegenheiten die „Evangelisten“ mit den terroristischen Sala-
fisten: Sie seien eine Gefahr für das Land. Es scheint, dass die Regierung 
nicht vorhat, Christen die Religionsfreiheit zu gewährleisten. Kirchliche 
Leiter in Algerien haben das Gefühl, dass die Lage momentan „einge-
schlafen ist“. Doch jederzeit kann es zu erneutem Druck auf die Christen 
kommen. Sie meinen auch, dass die Regierung an einer Verschärfung der 
Verordnung 06-03 arbeite. Möglicherweise wartet die algerische Regie-
rung ab, bis der internationale Druck nachlässt.

Platz 25: Indien – Der Grund, warum Indien auf dem Open-Doors-Welt-
verfolgungsindex niedriger rangiert, rührt daher, dass es im Berichtszeit-
raum keine derartigen Ausschreitungen wie im Jahr 2008 im Bundesstaat 
Orissa gegeben hat. Weniger Christen wurden wegen ihres Glaubens ge-
tötet, weniger physisch drangsaliert und weniger Kirchen zerstört. Doch 
noch immer kommt es fast täglich zu Übergriffen gegen Christen, beson-
ders in den Unionsstaaten Karnataka, Andhra Pradesh, Madhya Pradesh 
und Chhattisgarh. 

Platz 38: Kuba – Open Doors konnte eine genauere Einschätzung der 
Lage für Christen in Kuba vornehmen. Im Allgemeinen hat sich auf der 
Insel für Christen nicht viel verändert – das Regime ist immer noch 
repressiv.

Platz 39: Jordanien – Jordanien rangiert niedriger auf dem Open Doors-
Weltverfolgungsindex. Wir erhielten weniger Meldungen über Druck auf 
Missionare im Berichtszeitraum und keine Berichte über Christen, die 
aufgrund ihres Glaubens verhaftet oder körperlich verletzt wurden. Die 
Staatsreligion von Jordanien ist der Islam. Obwohl Jordanien als eines 
der am meisten westlich orientierten Länder des Nahen Ostens bekannt 
ist, ist die Weitergabe des Evangeliums an Muslime und auch die Bekeh-
rung vom Islam zum Christentum verboten. Konvertiten aus dem Islam 
sehen sich gesellschaftlicher und manchmal staatlicher Diskriminierung 
gegenüber. Muslime, die zu einer anderen Religion übertreten, werden 
weiter als Muslime angesehen und fallen unter die Gerichtsbarkeit von 
Scharia-Gerichten.

Platz 40: Sri Lanka – Im Berichtszeitraum hat die Verfolgung von Chris-
ten in Sri Lanka etwas abgenommen. Open Doors liegen keine Berichte 
über Ermordungen oder Verhaftungen von Christen aufgrund ihres Glau-
bens vor. Im Mai 2009 endete der Bürgerkrieg mit den LTTE-Rebellen.
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Platz 48: Indonesien – Während des Berichtszeitraums erhielt Open 
Doors keine Informationen, dass Christen in Indonesien festgenommen 
und/oder entführt worden sind. Weniger Christen als im vorigen Zeitraum 
wurden drangsaliert. Die Zahl der Kirchen, deren Schließung erzwungen 
wurde, war niedriger als zuvor. In der Hauptstadt Jakarta protestierten 
Ende Oktober 2009 über 1.000 Studenten gegen ihre Vertreibung aus dem 
Evangelischen Theologischen Seminar Arastamar (SETIA) Ende Juli 
2008 in der Ortschaft Kampung Pulo.

13 Update Weltverfolgungsindex April 2010 

Iran (Platz 2): Massenverhaftungen von Christen – Im Dezember 
2009 und in den ersten drei Monaten des neuen Jahres sind im Iran min-
destens ebenso viele Christen verhaftet worden wie im gesamten vorigen 
WVI-Berichtszeitraum. Mindestens 85 Christen wurden zwischen Novem-
ber 2008 bis Oktober 2009 festgenommen. Die meisten Verhaftungen von 
Christen erfolgten bei Weihnachts- und Silvestertreffen. Seit Ausbruch 
der gewalttätigen Proteste nach der umstrittenen Wiederwahl von Prä-
sident Ahmadinedschad im Juni 2009 und dem verschärften Vorgehen 
der iranischen Regierung gegen Oppositionelle wird beobachtet, dass die 
Sicherheitskräfte den Widerstand scheinbar auch zum Anlass nehmen, 
verstärkt gegen Christen vorzugehen.

Anfang April kam die gute Nachricht, dass etliche der Christen auf 
Kaution entlassen wurden. Doch sie stehen weiterhin unter Beobach-
tung und müssen ständig mit weiteren Gerichtsverhandlungen rechnen. 
Zudem kann es zur Verfolgung von Christen durch islamische Extremis-
ten kommen, besonders dann, wenn Christen das Evangelium Muslimen 
verkündigt haben. Das ist im Iran verboten.

Für Radio- und Fernsehsendungen wurden neue restriktive Richtlinien 
bekanntgegeben; weibliche Moderatoren dürfen nicht mehr geschminkt 
auftreten und der Anteil musikalischer Unterhaltung soll verringert wer-
den. Es soll mehr religiöse Programme geben.

China (Platz 13): Gemeindeleiter verurteilt – Im Allgemeinen bleibt 
die Verfolgungssituation in China auf demselben Niveau. Allerdings wur-
den harte Strafen gegen Christen verhängt. Der wegen „unrechtmäßiger 
Weitergabe von Staatsgeheimnissen an ausländische Organisationen“ 
angeklagte uighurische Christ Alimujiang Yimiti wurde im vorigen De-
zember zu einer Freiheitsstrafe von 15 Jahren verurteilt. Sieben weitere 
Gemeindeleiter erhielten zwischen  zwei bis sieben Jahren Gefängnis. 
Ebenso wie im Jahr 2009 wurden wieder Christen festgenommen und 
verhört (über 90 Personen). Anlass war meist ihre Teilnahme an staatlich 
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nicht erlaubten religiösen Treffen. Seit November 2009 hat die Regierung 
drei Kirchen verboten – fast ebenso viele wie im gesamten letzten WVI-
Berichtszeitraum. Die Verfolgung kommt nicht nur von staatlicher Seite. 
So wurde eine von Christen betriebene Schuhfabrik von Dorfbewohnern 
zerstört. Die Eigentümer hatten es abgelehnt, sich am Bau eines buddhis-
tischen Tempels zu beteiligen.

Pakistan (Platz 14): Lebenslange Haftstrafen – Im ersten Quartal 
2010 wurden drei Christen zu langen Gefängnisstrafen verurteilt. Am 25. 
Februar 2010 verurteilte ein pakistanisches Gericht den Christen Qamar 
David zu lebenslanger Haft, weil er blasphemische Bemerkungen über 
den Koran und den islamischen Propheten Mohammed gemacht haben 
soll. Zudem muss Qamar David eine Geldstrafe von umgerechnet 913 
Euro zahlen. Am 2. März verurteilte ein pakistanisches Gericht das Ehe-
paar Munir Masih und Ruqqiya Bibi zu 25 Jahren Gefängnis. Sie waren 
angeklagt, den Koran mit ungewaschenen Händen angefasst zu haben.

Seit der Gründung Pakistans im Jahr 1947 hat sich die Lage der Chris-
ten deutlich verschlechtert. Während der ersten drei Jahrzehnte wurden 
sie als Minderheit in einer überwiegend muslimischen Gesellschaft zwar 
auch schon benachteiligt. Das Land war jedoch säkular geprägt. Das än-
derte sich 1979, als General Zia Ul-Haq an die Macht kam. Er gab dem 
Islam eine herausragende Bedeutung. Gesetze wurden geändert und die 
berüchtigten Blasphemiegesetze eingeführt. Diese werden von Muslimen 
häufig willkürlich etwa bei Nachbarschaftsstreitigkeiten gegen Christen 
angewandt. Christen fühlen sich heute zunehmend schutzlos den Angrif-
fen von Extremisten ausgesetzt.

Irak (Platz 17): Anhaltende Gewalt – Im Irak war das Jahr 2009 ge-
kennzeichnet von Entführungen und Ermordung von Christen. Das neue 
Jahr begann leider ebenso. In den auf den Berichtszeitraum des letzten 
WVI folgenden vier Monaten sind ebenso viele Christen getötet worden 
wie in den gesamten zwölf Monaten des Berichtszeitraums. Es gab Bom-
benanschläge auf Kirchen im Dezember und die Hälfte der christlichen 
Bevölkerung von Mossul floh aus der Stadt.

Gewalttätige Angriffe auf Christen nahmen kurz vor den für Januar 
2010 angesetzten Wahlen deutlich zu. Die Wochen vor den schließlich auf 
Anfang März verschobenen Wahlen waren von gestiegener Gewalt gegen 
Christen gekennzeichnet. Einheimische Gemeindeleiter vermuten, dass 
Terroristen mit Gewalt Christen in einer Enklave auf der Ninive-Ebene 
isolieren wollen.

Christen hofften, dass sich die Sicherheitslage nach den Wahlen bes-
sert. In einigen Großstädten war das der Fall. Anfang April meldete "Aid 
to the Church in Need", dass die meisten Christen, die panikartig nach 
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Anschlägen aus Mossul geflohen sind, wieder zurückgekehrt sind. Den-
noch haben manche von ihnen angedeutet, dass sie Mossul zu gegebener 
Zeit auf Dauer verlassen wollen.

Im Konflikt zwischen Arabern und Kurden um die Kontrolle über die 
Provinz Ninive im Norden des Landes stehen Christen zwischen den Fron-
ten. Sie werden zu Opfern einer fundamentalistisch geprägten religiösen 
Säuberung durch militante Islamisten, die einen islamischen Staat pro-
pagieren. In Anbetracht von Chaos und Anarchie im Irak scheint keine 
Besserung der Lage für Christen in Sicht.

Marokko (Platz 37): Ausweisungen und Verhaftungen – Die Hal-
tung der Regierung von Marokko hinsichtlich der Religionsfreiheit hat 
sich verändert. Im Dezember 2009 und Februar 2010 wurden durch Si-
cherheitskräfte Razzien bei Treffen von Christen durchgeführt. Es kam 
zur Festnahme einheimischer Christen. Sechs ausländische Christen 
wurden des Landes verwiesen.

Im März 2010 wurden bis zu 70 ausländische Christen ausgewiesen 
und ein christliches Waisenhaus geschlossen. Hintergrund, so die marok-
kanische Regierung am 11. März, sei die in Marokko verbotene Mission 
von Muslimen („Bekehrungsversuche“)3. Noch am 7. März hat Marokko 
gemeinsam mit Führern der Europäischen Union „eine Verpflichtung 
über Religions- und Meinungsfreiheit, Toleranz und friedliche Koexistenz 
unterschiedlicher Kulturen“ unterschrieben.

Fraglich ist, was die Regierung unter „Bekehrungsversuchen“ versteht. 
Die „Religious Liberty Partnership“ – ein Zusammenschluss internatio-
naler Organisationen und Hilfswerke – fragte im März: „Haben in mus-
limische Familien hineingeborene marokkanische Bürger das Recht, sich 
zu einer Religion ihrer Wahl zu bekennen, wenn es sich dabei nicht um 
den Islam handelt? Ist damit gemeint, dass eine Person mit einer anderen, 
nicht-islamischen Glaubensüberzeugung nicht mit einem Muslim über 
seine religiösen Überzeugungen sprechen darf, während es einem Muslim 
freigestellt ist, seinen Glauben gegenüber einem Christen zu erklären?“ 

Beobachter vermuten, dass sich die Regierung gegen Christen vorzu-
gehen gezwungen sah, weil sie von radikalen Muslimen kritisiert werde, 
nicht islamisch genug zu sein.

Bangladesch (Platz 45): Anstieg der Übergriffe – Bangladesch war 
einst bekannt für Toleranz gegenüber religiösen Minderheiten. Ausge-
nommen davon waren jedoch Christen muslimischer Herkunft und Volks-

3 Mit den jüngsten Ausweisungen im Juni zählt Open Doors insgesamt 128 ausländische 
Christen, die Marokko unter Verletzung der eigenen Gesetze ausgewiesen hat.
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gruppen der Chittagong Hill Tracts (zumeist mit buddhistischem Hin-
tergrund). Sie erfahren gesellschaftliche Unterdrückung. Die Regierung 
Bangladeschs war und ist an religiöser Verfolgung kaum beteiligt. 

Seit Januar 2010 hat die Zahl gewalttätiger Angriffe auf Christen 
in Bangladesch zugenommen. Im Februar gab es einige groß angelegte 
Übergriffe, an denen u.a. Stammesangehörige und auch die Armee betei-
ligt waren. Mindestens drei Kirchen wurden niedergebrannt und etliche 
Menschen getötet. Im März attackierte eine 500-köpfige Gruppe von ex-
tremistischen Muslimen die katholische Kirche „Christ the Saviour“ in 
Boldipukur. 50 Christen wurden verletzt, drei getötet.

Ethnisch-religiös motivierte Gewalt, so einheimische Beobachter, 
nimmt zu. Doch es kommt auch zu gesellschaftlicher und familiärer Ver-
folgung von Muslimen, nachdem sie Christen wurden. Konservative Mus-
lime sehen in dem „Abfall vom Islam“ ein Verbrechen gegen den Islam.

Malaysia (nicht in den Top 50 des WVI): Kirchen angegriffen – 
Malaysia ist ein geteiltes Land: Der westliche Teil des Landes ist isla-
misch geprägt. Bei muslimischen Bevölkerungsgruppen gilt das islami-
sche Recht – die Scharia. Der östliche Teil des Landes (Insel Borneo) ist 
animistisch bzw. christlich geprägt. 

Es herrscht offiziell Religionsfreiheit, wenngleich Verfassungsartikel 3 
den Islam zur Staatsreligion erklärt. In der Praxis kommt es zu Konflik-
ten. So erheben Muslime auf den Gebrauch vieler Wörter – etwa Allah – 
einen Absolutheitsanspruch.

Für einen Muslim es offiziell fast unmöglich, den Glauben zu wech-
seln. Ein „echter“ Malaie hat Muslim zu sein. Diese Ansicht wird von 
gesellschaftlichen und auch politischen Kreisen vertreten. Jede Form der 
Weitergabe des Evangeliums an Malaien ist streng verboten. Der Bau von 
Kirchen ist fast unmöglich, denn die Regierung muss dem Bau von nicht-
muslimischen Kultstätten zustimmen.

Im Land findet eine fortschreitende Islamisierung statt. Das säkulare 
Recht wird dem islamischen Recht immer mehr unterworfen. So haben 
weltliche Gerichte mehrfach Fälle um religiöse Streitfragen an Scharia-
Gerichte verwiesen.

Im vergangenen Jahr kam es zum Rechtsstreit zwischen der Regierung 
und der katholischen Zeitung "The Herald" wegen des Gebrauchs des 
Wortes „Allah“ (für „Gott“) von Christen. Auf ein Gerichtsurteil zuguns-
ten von Christen in Malaysia reagierten radikale Muslime mit Angrif-
fen auf acht Kirchen. Auslöser war das Urteil des Obersten Gerichtshofes 
des südostasiatischen Landes vom 31. Dezember. Demnach dürfen auch 
Christen Gott mit dem Namen Allah bezeichnen. Malaiische Christen be-
nutzen den Begriff seit Jahrhunderten. Die Regierung legte sofort Beru-
fung gegen das Urteil ein.
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Kurzberichte über Probleme  
der Christen in ausgewählten Ländern

Die Schwerpunktländer des  
Weltweiten Gebetstages 2010 in Kürze

Aus dem Gebetsheft der Deutschen Evangelischen Allianz

Ägypten

Arabische Republik Ägypten
Fläche: 997.739 qkm (fast dreimal so groß wie Deutschland)
Einwohner: 84 Mio.
Hauptstadt: Kairo 17 Mio.; Verstädterung 43%
Völker: Araber 92%; Nubier 2,4%; Berber 2%; Halebi u. Ghagaren (Zigeu-
ner) 2%; aus der westl. Welt u. a. 0,4%
Religionen: Muslime 87%; Christen 12% (Kopten/Orthodoxe 11,7%; Pro-
testanten 0,9%; Katholiken 0,4% – Evangelikale in allen Kirchen 2,5%)

Hintergrundinformationen: 
Der Islam ist Staatsreligion, aber zur Jahrtausendwende lebte die große, 
christliche Minderheit in relativem Frieden, solange keine Muslime missi-
oniert wurden. Archaische Gesetze und der Druck des wachsenden islami-
schen Fundamentalismus führten dazu, dass der Staat wegschaute, wenn 
Polizei oder Islamisten vor Ort mit Gewalt gegen Christen vorgingen. 

Obwohl es in Ägypten in Teilen der Gesellschaft in Bezug auf Men-
schenrechte und Religionsfreiheit besser aussieht als in praktisch allen 
anderen arabischen Ländern, kann von echter Religionsfreiheit nicht 
die Rede sein. Unterstützt wird ein moderater, klassischer Islam – die 
Al-Azar-Universität in Kairo ist die Elitehochschule des klassischen ara-
bischen Islam. Islamisten werden ebenso unterdrückt wie Muslime, die 
gewisse liberale Tendenzen aufweisen. Die Bahá‘i und andere Religionen 
werden offen verfolgt.

Während den traditionellen Christen, den Kopten, trotz vieler Schikanen 
im Großen und Ganzen eine Existenzberechtigung im Land zugestanden 
wird und sie die jahrhundertelange Verfolgung so überlebt haben, dass 
immer noch mehr als 10% der Ägypter zu dieser alten ägyptischen Kirche 
gehören, trifft es Menschen, die vom Islam zum Christentum übertre-
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ten wollen, immer hart. Neben der Ausstoßung aus der Familie und dem 
Verlust des Arbeitsplatzes treten Schikanen durch die Behörden: Häufig 
werden die Betroffenen inhaftiert und ihr Aufenthaltsort ist lange nicht 
auszumachen.

Gebet
Vater im Himmel, die Kirche in Ägypten zählt zu den ältesten Kirchen 
der Welt und Du hast sie durch Jahrhunderte der Verfolgung erhalten. 
Wir danken Dir für den Mut und das Zeugnis vieler Christen der Ver-
gangenheit und Gegenwart. Wir danken Dir auch, dass das Christentum 
in Ägypten nicht so völlig unterdrückt wird, wie in anderen arabischen 
Staaten.

Vater im Himmel, wir bitten Dich aber auch, dass Du die Menschen, die 
den Islam verlassen wollen, beschützt und bewahrst und ihnen den Mut 
schenkst, für Deinen Sohn zu leiden. Bewahre Du alle, die sich für diese 
Menschen einsetzen, sie verstecken, ihnen zur Flucht verhelfen oder vor 
Gericht Einspruch erheben. Und schenke Du, dass viele derer, die Gewalt 
gegen den Glauben anderer einsetzen, Deine Liebe und Deinen Frieden 
erfahren.

Iran

Islamische Republik Iran
Fläche: 1.648.200 qkm (mehr als viermal so groß wie Deutschland)
Einwohner: 75 Mio.
Hauptstadt: Teheran 11 Mio.; Verstädterung 69%.
Völker: Über 70 ethnische Gruppen; Indoiraner 71,8% (darunter 30 Mio. 
Perser und 5 Mio. Kurden); Turkvölker (22%)
Religionen: Muslime 98,6%; Bahá’i 0,3%; Christen 0,54%

Hintergrundinformationen: 
Der fortschrittliche, auf den Westen gestützte, aber auch unpopuläre und 
korrupte Schah wurde durch die schiitische islamische Revolution abge-
setzt und 1979 die Islamische Republik ausgerufen. Eine weniger fana-
tische Führerschaft hat seit 1990 die ruinösen Wirtschaftsprinzipien, 
globalen Auseinandersetzungen und den Export der islamischen Revo-
lution abgeschwächt. Doch die islamischen Geistlichen stehen als Revo-
lutionswächter über den Politikern und spätestens seit dem Amtsantritt 
von Mahmud Ahmadinejad als Präsident 2005 hat sich die Lage wieder 
wesentlich verschlimmert und alle Menschenrechte, auch das auf Religi-
onsfreiheit, werden grundsätzlich mit Füßen getreten.
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Allen abweichenden Formen des Islam wie auch den nichtmuslimischen 
Minderheiten der Christen, Bahá’i, Zoroastrier und Juden werden unter-
drückt und manchmal schwer verfolgt.

Die Auswanderung von weit mehr als einem Viertel der einheimischen 
200.000 Armenier – alles heimatliebende Perser! – in den letzten 20 Jah-
ren spricht aber eine deutliche Sprache, zumal von den Verbliebenen jähr-
lich weiter ca. 7% auswandern. Insgesamt wandern nach Erkenntnissen 
des UN-Berichterstatters ca. 15.000 bis 20.000 Christen aller Konfessio-
nen pro Jahr aus dem Iran aus.

Am schärfsten werden Übertritte vom Islam zu den Bahá’is und den 
protestantisch-evangelikalen Christen überwacht und verfolgt. Auf den 
Abfall vom Islam steht sowohl in der Theorie die Todesstrafe als auch in 
der Praxis, wobei ein entsprechendes Gesetz die letzte Hürde noch nicht 
genommen hat. Bahá’is und evangelikale Christen verschwinden häufig 
einfach nach ihrer vorübergehenden Gefangennahme.

Gebet
Vater im Himmel, wir sind traurig, dass in dem wunderschönen Land 
Persien, in dem eine der ältesten Kulturnationen der Erde wohnt, keine 
Religionsfreiheit herrscht und Menschen leiden müssen, weil sie an Dich 
glauben. Befreie Du das Land von seinen Diktatoren und gib Deiner 
Gemeinde Mut und Weisheit, Dich zu bekennen.

Vater im Himmel, wir bitten Dich, dass Du die Menschen, die den Islam 
verlassen wollen, beschützt und bewahrst und ihnen den Mut schenkst, 
für Deinen Sohn zu leiden. Bewahre Du alle, die sich für diese Menschen 
einsetzen, sie verstecken, ihnen zur Flucht verhelfen oder vor Gericht Ein-
spruch erheben. Und schenke Du, dass viele derer, die Gewalt gegen den 
Glauben anderer einsetzen, Deine Liebe und Deinen Frieden erfahren.

Nord-Korea

Demokratische Volksrepublik Korea (Nordkorea)
Fläche: 122.370 qkm2 (etwa ein Drittel von Deutschland)
Einwohner: 24 Mio.	
Hauptstadt: Pjöngjang 3,5 Mio.; Verstädterung 63%.
Völker: Koreaner 99,3%; Chinesen 0,7% 
Religionen: Alle Religionen wurden schwer unterdrückt, weswegen nur 
Schätzungen möglich sind. Nichtreligiöse 55,7%; Stammesreligionen 12%; 
Chondogyo 13%; Buddhisten 1,5%; Christen 2% (davon ca. 90% Evangeli-
kale, 10% Katholiken)
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Hintergrundinformationen
Alle Religionen wurden und werden schwer unterdrückt. Viele Tausende 
Christen wurden während und nach dem Koreakrieg ermordet. Die reli-
giöse Zugehörigkeit der Bevölkerung ist praktisch unbekannt. Informati-
onen gelangen meist nur durch Flüchtlinge nach außen.

Nordkorea ist seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion neben China 
ein Dinosaurier eines kommunistischen Unterdrückungsstaates. Wie 
Deutschland wurde auch Korea auf russischen Druck 1948 geteilt. Ein 
Überfall Nordkoreas auf Südkorea 1950 wurde im Koreakrieg 1950-1953 
mit amerikanischer Hilfe von Südkorea zurückgeschlagen. Seitdem ist 
Nordkorea einer der repressivsten Staaten der Erde, in allen Fragen und 
damit auch in Fragen der Religion. Kim Jong Il setzt seit 1994 die grau-
same Herrschaft seines praktisch göttlich verehrten Vaters Kim Il-Sung 
fort. Jeweils fünf Haushalte werden von einem Parteimitglied streng 
kontrolliert.

Durch Massenmartyrium und Flucht ist die Zahl der Christen recht 
bald auf wenige Tausend geschrumpft. Die geschätzte Zahl der Unter-
grundchristen und der Sympathisanten mit dem Christentum, wie sie 
oben in die Statistik Eingang gefunden hat, ist aber heute höher denn 
je. In der Hauptstadt gibt es zwar drei ‚Vorzeigekirchen‘ (so nennt sie der 
Religionsfreiheitsbericht der US-Regierung – siehe Internetliste), aber 
man schätzt, dass etwa ein Drittel der 200.000–300.000 Insassen in den 
fürchterlichen Arbeitslagern Christen sind. Sie sind natürlich nur zum 
Teil dort, weil sie Christen sind, zum Teil auch einfach, weil sie fliehen 
wollten oder anderweitig als Staatsfeinde gelten.

Im April 2000 wurde durch Zeugenaussagen vor dem US-Kongress 
bekannt – Nordkorea ist normalerweise völlig abgeschirmt –, dass an 
einem Ort im April 2000 sieben Männer wegen ihres christlichen Glau-
bens hingerichtet wurden. Der jährliche Bericht der US-Regierung zur 
Religionsfreiheit (siehe Internet-Liste) enthält jedes Jahr Belege für wei-
tere solche Hinrichtungen.

Gebet 
Unser Herr Jesus Christus, Du hast auch für Deine Gemeinde in Nordko-
rea gelitten und liebst sie von Herzen. Begegne Deinen Kindern, wo immer 
sie sich befinden, besondern denen in den Arbeitslagern, die fürchterlich 
leiden. Erfülle sie mit Deinem Geist und gib ihnen so Durchhaltevermö-
gen, Kraft und Freude mitten im Leid. Und Herr, wenn es Dein Wille 
ist, mache dem Regime in Nordkorea ein Ende. Schenke dem Land die-
selbe Freiheit, die Du unserem einst geteilten Land unverdient geschenkt 
hast.
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Vater im Himmel, gib Du auch diesem unterdrückten Land die Gerech-
tigkeit zurück und befreie es von den falschen Machthabern, die sich selbst 
für Gott halten. Sorge dafür, dass das Land sich wenigstens beginnt, 
politisch zu öffnen und Kontakte zu den Unterdrückten möglich werden. 
Amen.

Nigeria

Bundesrepublik Nigeria	
Fläche: 924.000. qkm (ca. 2,8 mal so groß wie Deutschland)
Einwohner: 159 Mio.
Hauptstadt: Abuja; größte Stadt: Lagos 5 Mio.; Verstädterung: 50%
Völker: Über 490 ethnische Gruppen mit 420 Sprachen
Religionen: Christen 45,5% (Unabhängige 18,3, Protestanten 15,8%, 
Katholiken 13,5, Anglikaner 10,1% Anteil der Evangelikalen an der Ge-
samtbevölkerung 23,5%), Muslime 45,5%, Stammesreligionen 8,7%

Hintergrundinformationen
Nigeria ist das bevölkerungsreichste Land des Kontinents. Mit seinen 
immensen Erdölfeldern ist es ein potenziell reiches Land und einer der 
wichtigsten Exporteure des „schwarzen Goldes“. Doch die Kluft zwischen 
arm und reich in dem Vielvölkerstaat ist groß. Fast jeder Zweite muss von 
weniger als einem Dollar am Tag leben. 

Auch religiös ist Nigeria ein geteiltes Land: Der Süden ist überwie-
gend christlich geprägt, während im Norden der Islam die Religion der 
Mehrheitsgesellschaft ist. Trotz der in der Landesverfassung in Artikel 
38.1 verankerten Religionsfreiheit kommt es in Nord- und auch in Zen-
tralnigeria immer wieder zu ethnisch-religiös motivierten Massakern an 
Christen. Zuletzt im Januar und März 2010 im Bundesstaat Plateau mit 
Hunderten von Toten und Tausenden von Flüchtlingen, darunter über-
wiegend Christen.

Durch den Tod des muslimischen Präsidenten Nigerias, Yar̀ Adua, im 
Mai 2010 hat sich eine zusätzliche Quelle der Spannung ergeben. Die 
nächsten Präsidenten- und Parlamentswahlen sind erst für den Januar 
2011 geplant. Ob es dabei wie vorgesehen und bisher eingehalten zu einem 
Wechsel zu einem christlichen Präsidenten kommt, ist momentan offen. 
Ein friedlicher Machtwechsel ist ein Gebetsanliegen.

Der Islam wurde ab dem 11. Jahrhundert vom Norden her durch ara-
bische Händler über die Karawanenstraßen in der Sahelzone verbreitet. 
Die christlichen Missionare kamen Jahrhunderte später vom Süden mit 
den britischen Kolonialherren. Während dort die Christen ihren Glauben 
frei und ungestraft leben können, gilt in den nördlichen Bundesstaaten 
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das islamische Recht. Die Glaubensgeschwister dort stehen täglich Verfol-
gung und Diskriminierung gegenüber. Vor Gericht, in der Schule, bei der 
Arbeit und in den Dingen des täglichen Lebens erfahren Christen keine 
faire Behandlung. In muslimischen Krankenhäusern werden sie abge-
wiesen, wenn bekannt wird, dass sie Nicht-Muslime sind. Viele Christen 
haben den Norden schon verlassen. Bibeln oder Studienmaterialien sind 
kaum zu bekommen. 

Plateau, ein vorwiegend christlich geprägter Bundesstaat an der Grenze 
zum Norden, ist hart umkämpft. In den vergangenen Jahren ermordeten 
Extremisten, unter ihnen Söldner aus dem Ausland, Hunderte Christen, 
darunter auch Kinder, und brannten Kirchen sowie Häuser und Geschäfte 
nieder. Nach Aussagen nigerianischer Kirchenleiter liegt der Ursprung 
der Gewalt gegen Christen in der weltweiten Vormarsch-Strategie der 
Islamisten. Durch hohe Geburtenraten und eine stetige Zuwanderung, 
aber auch mit Gewalt wollen sie Plateau und dessen Hauptstadt Jos dem 
Islam unterwerfen. Die Gemeinden stehen vor großen Herausforderungen. 
Besonders schwer trifft es die Frauen ermordeter Christen. Die Witwen 
– häufig mit vielen Kindern – leiden große wirtschaftliche Not, können 
die Miete oder Schulgelder nicht mehr bezahlen. Denn mit dem Tod ihrer 
Männer haben sie auch kein Einkommen mehr. Zudem fehlt das Geld, um 
niedergebrannte Häuser oder Kirchen wiederaufzubauen. Häufig wurden 
wiedererrichtete Gebäude bei weiteren Konflikten erneut zerstört. Um auf 
die wiederkehrenden Gewaltakte mit der friedlichen Botschaft des Evan-
geliums zu antworten, brauchen die Christen Gebet und Unterstützung. 

Gebet
Vater im Himmel, wir wissen zwar nicht, wie es Deiner Gemeinde in Nige-
ria, vor allem in den nördlichen Bundesstaaten, eigentlich genau geht, 
aber Du weißt es und sorgst für jede Einzelne von ihnen. Täglich werden 
mehr islamische Vorschriften für sie bindend und die Möglichkeiten, Dich 
mit anderen Christen zusammen zu loben, immer mehr eingeschränkt. 
Schenke Du ihnen, dass Angst und Sorge sie nicht verschlingen, sondern 
Dein Heiliger Geist ihnen Kraft in der Schwachheit schenkt, wie Du es 
versprochen hast.

Vater im Himmel, gib Du auch diesem zerrissenen Land den Frieden 
und den Rechtsstaat zurück und befreie es von falschen Machthabern, 
damit es zur Einhaltung der Menschenrechte findet und eine gerechte 
Regierung erhält. Amen
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Nigeria: Pfingstpastor leitet christliche Dachorganisation

Oritsejafor ist Nachfolger des katholischen Erzbischofs Onaiyekan

Lagos (idea) – In Nigeria ist ein Pfingstpastor an die Spitze der größten 
christlichen Dachorganisation getreten.

Zum neuen Präsidenten der Christlichen Vereinigung Nigerias (CAN) 
wurde am 5. Juli in der Hauptstadt Abuja Ayo Oritsejafor (Warri) gewählt. 
Der Präsident der Pfingstkirchlichen Vereinigung des westafrikanischen 
Landes tritt die Nachfolge des katholischen Erzbischofs John Olorunfemi 
Onaiyekan (Abuja) an. Für Oritsejafor stimmten 66 Delegierte; 38 votier-
ten für Onaiyekan, der auch als Vorsitzender der katholischen Bischofs-
konferenz amtiert.

Oritsejafor versprach, sich für Frieden und Einheit einzusetzen und 
immer wieder die Aufmerksamkeit auf die religiösen Spannungen in Nord-
nigeria zwischen Christen und Muslimen zu lenken. Der Teufelskreis der 
Gewalt müsse gebrochen werden. Wie sein Vorgänger beklagte auch der 
neue CAN-Präsident das hohe Ausmaß an Korruption. Christen müssten 
immer wieder die Ungerechtigkeit und Ungleichheit ansprechen.

Staatspräsident Goodluck Jonathan, selbst Christ, rief die Kirchen auf, 
die Regierung im Kampf gegen die Korruption zu unterstützen. Das west-
afrikanische Nigeria ist ein gemischt religiöses Land. Knapp 49 Prozent 
der 140 Millionen Einwohner sind Christen, 45 Prozent Muslime und der 
Rest Anhänger von Naturreligionen.

Immer wieder wird das bevölkerungsreichste Land Afrikas von teilweise 
gewalttätigen Unruhen zwischen Muslimen und Christen heimgesucht. Im 
März wurden mehr als 500 Menschen bei Massakern von muslimischen 
Extremisten im zentralnigerianischen Bundesstaat Plateau getötet. Dort 
stoßen der islamisch geprägte Norden und der mehrheitlich christliche 
Süden Nigerias aneinander. Kirchenleiter deuten die Übergriffe, denen 
insgesamt bisher rund 3.000 Menschen zum Opfer gefallen sind, als Ver-
such, den gesamten Bundesstaat zu islamisieren. In den nördlichen Bun-
desstaaten gilt das islamische Religionsgesetz, die Scharia.

Belarus: Ich bin unpolitisch

Der Leiter des Komitees für natürliche Ressourcen und Umweltschutz 
der weißrussischen Hauptstadt Minsk hat gegenüber dem Nachrichten-
dienst Forum 18 bestritten, dass ein Vorgehen gegen die Neues Leben 
Gemeinde politisch motiviert ist. Die christliche Gemeinde wird wegen 
angeblicher Verschmutzung durch Öl belangt. „Ich bin nicht Teil einer 
Kampagne gegen die Gemeinde“ betonte Aleksandr Borovikov, der Lei-
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ter des Umweltschutzkomitees. Doch die Mitglieder der Neues Leben 
Gemeinde sind davon überzeugt, dass die wegen Umweltschadens gegen 
die Gemeinde verhängte hohe Geldstrafe Teil der schon lang andauern-
den staatlichen Kampagne ist. In einer getrennten Entwicklung wurde 
Pastor Vladimir Kochegur von der Schwestergemeinde von Neues Leben 
in Novogrudok mit einer Geldstrafe wegen religiöser Aktivitäten in sei-
ner Wohnung belegt. Der Pastor erklärte: „Sie behaupten, ich hätte am 
16. März spät in der Nacht einen Gottesdienst abgehalten, aber es gab 
keine nächtliche Versammlung“. In der Region Brest gingen Polizei und 
Ideologiebeamte gegen eine Bibliothek der Baptisten wegen Betriebs ohne 
staatliche Genehmigung vor. 

Quelle: Forum 18 News Service, Oslo. Deutsche Fassung: AK Religions-
freiheit der Österreichischen Evangelischen Allianz

Usbekistan: Große Razzia und  
Prozess gegen registrierte Gemeinde 

Die usbekische Polizei, die Geheimpolizei NSS, Steuerfahnder, Feuerwehr 
und Gesundheitspolizei führten während des Sonntagsgottesdienstes am 
16. Mai 2010 eine Großrazzia in der russischsprachigen protestantischen 
Gemeinde Christi in der Hauptstadt Taschkent durch. Die Beamten 
beschlagnahmten christliche Bücher, Geld aus den Kollekten und Com-
puter. Acht Mitglieder der registrierten Gemeinde, darunter auch Vikar 
Artur Avanesyan, wurden verhaftet. Alle acht wurden noch in der dar-
auf folgenden Woche vor Gericht gestellt. Mitgliedern der Gemeinde und 
Verwandten wurde der Zutritt zur ersten Gerichtsverhandlung verwei-
gert. Drei Personen wurden zu je 15 Tagen Haft verurteilt, die anderen 
zu hohen Geldstrafen von bis zu 80 monatlichen Mindestgehältern. Das 
Gericht verfügte die Konfiskation der Computer zugunsten des Staates 
und die Vernichtung der beschlagnahmten Literatur. Die Mitglieder der 
Gemeinde Christi in Taschkent fürchten die Schließung ihrer Gemeinde 
durch die Behörden. Bei einem anderen Strafprozess wurde ein Baptist zu 
einer Geldstrafe in Höhe von 20 monatlichen Mindestgehältern verurteilt. 
Außerdem wurde die Vernichtung seiner religiösen Literatur, darunter 
auch des Neuen Testaments, verfügt. 

Quelle: Forum 18 News Service, Oslo. Deutsche Fassung: AK Religions-
freiheit der Evangelischen Allianz
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Usbekistan: Moslems zu Gefängnisstrafen verurteilt, Christen 
und ehemalige christliche Gewissensgefangene bedroht,  
Rechtsanwälte eingeschüchtert

In Usbekistan wurden fünf weitere Moslems wegen friedlicher religiöser 
Betätigung zu hohen Freiheitsstrafen verurteilt, darunter der promi-
nente auf religiöse Themen spezialisierte Journalist Hairulla Hamidov, 
der zu sechs Jahren Arbeitslager verurteilt wurde. Die Anklagen laute-
ten auf „Vorbereitung oder Verbreitung von Materialien, welche die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung bedrohen“ und „Schaffung, Leitung oder 
Teilnahme an einer religiös-extremistischen, separatistischen oder fun-
damentalistischen oder sonstigen verbotenen Organisation“ (§ 244, Abs. 
1 und 2 des usbekischen Strafgesetzbuchs). Der Menschenrechtsaktivist 
Surat Ikramov geht davon aus, dass diese Urteile auf falschen Anklagen 
beruhen und wirft dem Gericht erschreckende Verletzungen der Strafpro-
zessordnung vor und beklagt, dass die Angeklagten im Zuge der Ermitt-
lungen vor dem Gerichtsverfahren von der Polizei körperlich und seelisch 
misshandelt wurden. „Das Gericht hat die Schuld der Angeklagten nicht 
bewiesen, und keiner der Angeklagten hat sich der gegen ihn erhobenen 
Anklagepunkte schuldig bekannt“. Die Anwälte der Verurteilten haben 
angekündigt, gegen die Urteile in Berufung zu gehen. 

In einer getrennten Entwicklung wurden drei Mitglieder der protes-
tantischen Kirche Christi in Taschkent nach Verbüßung ihrer 15-tägigen 
Freiheitsstrafen termingerecht freigelassen. Doch ihre Anwälte wurden 
von den Behörden bedroht, sie könnten ihre Zulassung verlieren, wenn sie 
weiterhin die Verteidigung in Fällen dieser Art übernehmen. Weiter hat 
das Komitee für religiöse Angelegenheiten die offiziell registrierte protes-
tantische Kirche bedroht, sie könnte ihren legalen Status verlieren, wenn 
sich die Mitglieder weiterhin über Verhaftungen, Geldstrafen, Freiheits-
strafen oder über die Vernichtung und Konfiskation von Literatur oder die 
Störung ihrer Gottesdienste beklagen. 

Die Kirche Christi konnte sich in den letzten beiden Wochen (Artikel 
stammt von 4. Juni 2010) nach der Razzia und den Verhaftungen zum 
Gottesdienst versammeln. Doch die Stromversorgung wurde unterbro-
chen, und die Büros können nicht benützt werden, da sie von den Behör-
den versiegelt wurden. 

Zwei protestantische Christen, die schon wegen ihres Glaubens im 
Gefängnis waren, Azamat Rajapov und Abdusattor Kurbonov, haben 
ihre Wohnungen in Termez im Süden des Landes verlassen, nachdem sie 
immer wieder beschattet und überwacht wurden. Einem von ihnen wurde 
gesagt, man würde ihren Nacken immer wieder nach unten beugen, so 
lange sie ihre christlichen Aktivitäten fortsetzen. Auch in Zeitungsarti-
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keln wurden die beiden angegriffen. Der usbekische Staat bedient sich 
häufig der Massenmedien, um Intoleranz gegen religiöse Minderheiten 
zu schüren. 

Quelle: Forum 18 News Service, Oslo. Deutsche Fassung: AK Religions-
freiheit der Österreichischen Evangelischen Allianz 

Usbekistan: Beweise gegen Baptisten von Ermittler gefälscht?

Mehrere in der Anklageschrift gegen drei Leiter der Baptisten, die der-
zeit in Taschkent vor Gericht stehen, als Opfer genannte Eltern haben 
vor Gericht ausgesagt, dass ihre Angaben, dass ihre Kinder gegen ihren 
Willen im Glauben der Baptisten unterrichtet worden wären, gefälscht 
sind bzw. vom Ermittler Anatoli Tadjibayev diktiert wurden. Der Vorsit-
zende des Baptistenbundes von Usbekistan Pavel Peichev und zwei seiner 
Kollegen stehen seit dem 24. September 2009 vor Gericht. Sie sind ange-
klagt, auf Sommerlagern der Baptisten Kindern illegal Religionsunter-
reicht erteilt und Steuern für die Gewinne aus den Lagern hinterzogen 
zu haben. Die Angeklagten bestreiten alle Anklagepunkte, auf die bis zu 
drei Jahre Gefängnis stehen. Sie betonen, dass durch die Sommerlager 
kein Gewinn erzielt wurde und diese vom Baptistenbund finanziell unter-
stützt wurden. Darauf angesprochen, ob der Ermittler bestraft würde, 
wenn das Gericht feststellt, dass er seine Befugnisse missbraucht hat, 
erklärte Zulfiya Ahmedova, die Anklagevertreterin in dem Prozess, dass 
dies der Staatsanwalt entscheiden müsse. 

Quelle: Forum 18 News Service, Oslo. Übersetzung: AK Religionsfreiheit 
der Evangelischen Allianz

Usbekistan: Urteil gegen Baptisten Haidarov  
bestätigt, hohe Kerkerstrafen für Moslems

In Usbekistan werden unverändert sowohl Christen als auch Moslems 
wegen der Ausübung ihrer Religion eingekerkert. Am 13. April 2009 wies 
das Landgericht für Strafsachen Syrdarya durch den Vorsitzenden Rich-
ter Myrza Pardayev die Berufung des Baptisten Tohar Haydarov zurück. 
Er war in erster Instanz wegen Drogendelikten zu 10 Jahren Haft verur-
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teilt wurden. Baptisten, die ihn gut kennen, sind 100% überzeugt, dass 
die Anklage gegen ihn auf gefälschten Beweisen beruht und bezeichnen 
Haydarov als Mann mit reinem Gewissen und als ehrlichen Christen.

Drei moslemische Frauen wurden für die Leitung bzw. Teilnahme an 
nicht registrierten religiösen Versammlungen zu zwischen sechs ein halb 
und sieben Jahren Arbeitslager verurteilt. Sie wurden wegen Verletzung 
von Artikel 159 („Versuche zur Änderung der verfassungsmäßigen Ord-
nung Usbekistans“) und Artikel 244-1 („Erstellung oder Verbreitung von 
Materialien, welche die öffentliche Sicherheit und Ordnung bedrohen“) 
des Strafgesetzbuchs angeklagt. Die Angehörigen der Verurteilten wur-
den unter Einschüchterungen aufgefordert, keine Berufung einzulegen. 
Die Bedingungen in usbekischen Arbeitslagern können besonders hart 
sein, mit mangelnder Hygiene und gefährlichen Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen. Körperliche Züchtigung durch die Aufseher ist kein Einzel-
fall. Überdies herrschen in den Arbeitslagern kriminelle Banden über 
ihre Mitgefangenen. In Gefängnissen und Arbeitslagern ist jede Religi-
onsausübung, z. B. sichtbares Beten oder der Besitz religiöser Literatur, 
verboten. Seelsorger haben keinen Zutritt zu den Gefangenen.

Die usbekischen Behörden haben auch wieder begonnen, Angehörige 
religiöser Minderheiten zu kurzen Gefängnisstrafen zu verurteilen. Ein-
schüchterungsmaßnahmen dieser Art trafen unter anderem die zwei 
Protestanten Azamat Rajapov und Abdusattor Kurbonov, die zu je 15 
Tagen Freiheitsentzug verurteilt wurden.  In Almalyk, in der Nähe der 
Hauptstadt Taschkent, versendet der Polizeichef immer wieder Briefe mit 
Androhung eines Strafverfahrens an Gläubige verschiedener Religionen. 
Überdies erreichen Forum 18 Meldungen, dass festgenommenen Frauen 
(in seltenen Fällen auch Männern) von männlichen Beamten offen oder 
durch Andeutungen mit sexuellen Übergriffen gedroht wird. Die Opfer 
wagen es so gut wie nie, derartige Erfahrungen öffentlich bekannt zu 
geben.

Im März hat der Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen 
seine Besorgnis über die Einschränkung der Religionsfreiheit, insbe-
sondere für nicht-registrierte Gemeinschaften, zum Ausdruck gebracht. 
Besonders besorgt ist man über die Anklagen vor Strafgerichten und die 
Verhängung von Gefängnisstrafen aus religiösen Gründen sowie über 
die Kriminalisierung der Verbreitung von Glaubensüberzeugungen. Der 
Ausschuss empfiehlt dem Mitgliedsstaat Usbekistan, seine Gesetze, ins-
besondere Artikel 216-2 des Strafgesetzes, so zu ändern, dass diese den 
Anforderungen des internationalen Pakts über bürgerliche und politische 
Rechte entsprechen.

Quelle: Forum 18 News Service, Oslo. Deutsche Fassung: AK Religions-
freiheit der Evangelischen Allianz
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Turkmenistan: Staatsbeamte als Kleriker – eine Doppelrolle  
zur Unterdrückung der Glaubens- und Religionsfreiheit 

Einige Beamte der staatlichen Stelle, welche die Glaubensfreiheit aller 
Turkmenen einschränkt, haben eine Doppelrolle als Kleriker in der mos-
lemischen oder orthodoxen Glaubensgemeinschaft. Dies zeigte sich erneut 
im September 2009, als neue hochrangige moslemische Geistliche ernannt 
wurden. Die meisten von ihnen, wenn nicht alle, gehören gleichzeitig dem 
Gengeshi (Rat) für religiöse Angelegenheiten an. Der neue Obermufti Gur-
ban Haitliev ist – ebenso wie seine Vorgänger – gleichzeitig Beamter des 
Rats für religiöse Angelegenheiten der Zentralregierung. Vier Beamte, 
die zu Leitern der regionalen Außenstellen des Rats bestellt wurden, wur-
den auch zu neuen leitenden Imamen der jeweiligen Regionen ernannt. In 
ihrer Doppelrolle als Beamte des Rats für religiöse Angelegenheiten und 
Leiter von Religionsgemeinschaften spielen sie eine Schlüsselrolle in der 
Unterdrückung der Religions- und Glaubensfreiheit. 

Mehrere Moslems, die aus Angst vor staatlichen Repressionen nicht 
namentlich genannt werden wollen, haben sich gegenüber Forum 18 über 
die Einmischung des Staates in das religiöse Leben beklagt. Insbesondere 
beklagen sie, dass man in der Wahl der Leiter Einschränkungen unter-
worfen ist und dass der Staat ohne Rücksprache mit den Gemeinschaften 
Imame einsetzt, die nach ihrer Meinung nicht über angemessene Erfah-
rung oder Ausbildung in islamischer Theologie verfügen. 

Beamte des Rats für religiöse Angelegenheiten auf nationaler und loka-
ler Ebene – darunter auch Imame – nehmen an Razzien bei nicht isla-
mischen Religionsgemeinschaften teil und bedrohen die Anwesenden, oft 
im Zusammenwirken mit der Geheimpolizei des Ministeriums für Staats-
sicherheit. Schläge, Misshandlungen oder Drohung mit Misshandlung 
scheinen bei solchen Razzien weit verbreitet, jedoch zögern die Opfer nor-
malerweise aus Angst vor Repressalien, in der Öffentlichkeit darüber zu 
sprechen.

Zu den weiteren Aktivitäten des Rats für religiöse Angelegenheiten 
gehört die Einschränkung der Reisefreiheit, sowohl für Moslems zur 
Hadsch, als auch für ausländische Besucher von Religionsgemeinschaften 
in Turkmenistan, weiter die strenge Zensur religiöser Literatur. Für alle 
wichtigen Schritte, wie die Registrierung einer Religionsgemeinschaft 
beim Justizministerium (ohne die sie kein Existenzrecht hat), Erwerb 
eines Gebäudes für Gottesdienste oder Versammlungen, Kauf von reli-
giöser Literatur oder Einladung ausländischer Gäste, ist die Genehmi-
gung des Rats für religiöse Angelegenheiten erforderlich. Anträge auf 
Genehmigungen werden fast immer abgelehnt. Vertreter vieler Religi-
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onsgemeinschaften haben berichtet, dass in diesem Zusammenhang ille-
gale Forderungen gestellt werden, insbesondere die Forderung, mit der 
Geheimpolizei zusammenzuarbeiten. 

Auf nationaler Ebene werden die Entscheidungen, laut unbestätigten 
Meldungen, von einem stellvertretenden Vorsitzenden getroffen, der kein 
Kleriker ist (derzeit Nurmukhamed Gurbanov). Der Vorsitzende ist tradi-
tionell ein Imam, die beiden weiteren stellvertretenden Vorsitzenden sind 
der Obermufti des Landes und ein russisch orthodoxer Priester, Vater 
Andrei Sapunov. Der Letztgenannte ist innerhalb der orthodoxen Gemein-
schaft umstritten. Überdies ist er für alle nicht moslemischen Gemein-
schaften zuständig, wobei er evangelischen und evangelikalen Christen 
ablehnend gegenübersteht.

Turkmenistan ist ein höchst zentralisiertes Land, in dem alle wich-
tigen Entscheidungen einschließlich der Bestellung hoher Beamter von 
Präsident Berdymukhamedov getroffen werden. Die gleichzeitige Bestel-
lung von Leitern der islamischen Gemeinschaft in ihre religiöse Funktion 
und in eine staatliche Aufsichtsfunktion über religiöse Angelegenheiten 
zeigt, dass die Entscheidung über hohe Funktionen innerhalb der islami-
schen Glaubensgemeinschaft vom Staat und nicht von der moslemischen 
Gemeinschaft ausgeht. Beobachter gehen davon aus, dass Entscheidun-
gen über Positionen wie die des Obermufti nur vom Präsidenten persön-
lich getroffen werden. 

Quelle: Forum 18 News Service, Oslo. Übersetzung: AK Religionsfreiheit 
der Evangelischen Allianz

Nepal – Streik lähmt Katmandu –  
Neu gewonnene Glaubensfreiheit in Gefahr

Schwelende politische Spannungen gefährden die neu gewonnene Frei-
heit in Nepal. Die Maoistische Partei des Landes hat das Leben und 
geschäftige Treiben in der Hauptstadt Katmandu durch einen Streik zum 
Stillstand gebracht, der durch Gewaltandrohung durchgesetzt wird. Der 
Streik begann am 1. Mai 2009. Die Straßen sind wie leergefegt, Geschäfte 
und Schulen sind geschlossen. Die Maoisten haben geschworen, den Streik 
fortzusetzen, bis sie die vollkommen Kontrolle über die Regierung über-
nehmen können.

Der Streik macht es den (einheimischen) Missionaren von Gospel for 
Asia unmöglich, ihre Arbeit zu tun. Auch die Gottesdienste müssen 
ausfallen.
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Die anfängliche Beliebtheit der Maoisten war nur kurzlebig. Dem mit 
Gewalt durchgesetzten Streik ist bereits eine lange Serie von Unruhen 
vorangegangen, die von den Maoisten angezettelt wurden. Die Maois-
ten wurden in der ersten demokratischen Parlamentswahl in Nepal zur 
stärksten Partei. Eine kurze Zeit führten die vom Volk gewählten Abge-
ordneten der Maoisten im Jahr 2008 eine Mehrparteienkoalition, die das 
Land regierte. Ihre beherrschende Rolle verloren sie einige Monate spä-
ter, als es zu Streitigkeiten innerhalb der Koalition wegen der Entlassung 
eines hochrangigen Offiziers der nepalesischen Armee kam.

Jetzt verlangen die Maoisten den Rücktritt des Premierministers und 
behaupten, dass er nicht an der Spitze der Regierung steht, die das Volk 
verlangt hat. 

Eine weitere Konfliktquelle ist die unvollendete Verfassung des Landes. 
Bis vor kurzem war Nepal eine Monarchie mit einer Staatsreligion. Die 
Wahlen von 2008 waren der erste Schritt in Richtung Demokratie. Die neu 
gewählten Funktionäre wurden beauftragt, eine neue Verfassung zu ent-
werfen, durch die Nepal zu einem religiös neutralen Staat werden sollte. 
Die Frist für die Fertigstellung der Verfassung läuft in diesem Monat 
(Mai 2010) ab. Gewählte Abgeordnete anderer Parteien werfen den Mao-
isten vor, dass sie jeden Versuch, Gesetze zu verabschieden, blockieren. 

Die Leiter von Gospel for Asia in Nepal bitten um Gebet für ihr Land. 
Sie bitten um Gebet für ein friedliches Ende des Streiks. Sie bitten auch 
um Gebet, dass den Bürgern von Nepal echte Religionsfreiheit gewährt 
wird und das Land nicht in das alte System mit einer Staatsreligion 
zurückfällt. Ein großes Anliegen ist auch, dass es den Maoisten nicht 
gelingt, eine Diktatur nach ihren Vorstellungen zu errichten.

Quelle: Gospel for Asia (http://www.gfa.org/germany) 

Kosovo – Überfall auf Christen in Prizren –  
Islamisten streben nach Einfluss

In den letzten Monaten waren Mitglieder unserer Glaubensgemeinschaft 
Attacken radikaler islamischer Gruppen ausgesetzt. Das berichtet die 
Evangelische Allianz des Kosovo (www.kishaprotestante.net, Informati-
onen auch in Englisch verfügbar). In der Nacht vom 23. auf den 24. März 
2009 war die von Femi Cakolli geleitete evangelikale Messiasgemeinde in 
der Hauptstadt Pristina Ziel eines Übergriffs. Fenster wurden zertrüm-
mert, Personen kamen nicht zu Schaden. Am 20. Mai 2009 um etwa 22.00 
Uhr wurde in Prizren im Westen des Kosovo der evangelische Christ 
Besim Ajeti auf offener Straße überfallen. Eine kleine Gruppe verfolgte 
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ihn und schlug ihn brutal nieder. Besim erlitt schwere und schmerz-
hafte Verletzungen und wurde von der Polizei ins Krankenhaus gebracht. 
Er ist davon überzeugt, dass dieser Übergriff das Werk von im Kosovo 
aktiven Gruppen von Wahabiten ist. Zwei Tage nach dem Überfall auf 
Besim wurden fünf Wahabiten festgenommen und Waffen und Munition 
beschlagnahmt. In einer getrennten Entwicklung wurde ein aus Elbasani 
in Albanien stammender radikaler Imam kürzlich ausgewiesen. Auch aus 
Bosnien stammende radikale Moslems sind im Land aktiv. 

Der Rat der Pastoren der Evangelischen Allianz („Kisha Protestante 
Ungjillore e Kosove“) hat die jüngsten Entwicklungen im Kosovo mit tie-
fer Besorgnis beobachtet und sieht in dem Angriff auf Besim Anjeti einen 
Angriff auf die Meinungsfreiheit und Demokratie. 

Die Leiter der protestantischen Gemeinschaften im Kosovo rufen Chris-
ten weltweit auf, für die Christen im Kosovo zu beten:
• für Gottes Schutz für die Christen
• �für Gottes Weisheit, um mit Gottesfurcht zu reagieren, falls sie verfolgt 

werden und den Verfolgern mit Liebe zu begegnen. 

Deutsche Fassung: Arbeitskreis Religionsfreiheit (AKREF) der ÖEA

Hintergrundinformation – Einfluss von Islamisten im Kosovo

In dem traditionell von moderatem Islam geprägten Kosovo sind – ebenso 
wie in anderen Teilen des ehemaligen Jugoslawien – seit dem Bosnien-
krieg radikale Islamisten, darunter auch Wahabiten, aktiv. Bereits 2007 
kam es zur Verhaftung einer von Novi Pazar im islamisch geprägten 
Süden Serbiens operierenden Gruppe von Wahabiten. 

Die italienische Nachrichtenagentur AKI meldet die Verhaftung der 
fünf Verdächtigen, ohne auf den Überfall auf Besim Ajeti Bezug zu neh-
men: „Pristina 22. Mai 2009 (AKI). Die Polizei des Kosovo hat fünf Mit-
glieder der fundamentalistischen islamischen Bewegung der Wahabiten 
festgenommen, die ‚krimineller Aktivitäten‘ verdächtigt werden, erklärte 
der Polizeisprecher Hazir Berisa am Sonntag. Er führte nicht näher aus, 
ob den Verhafteten die Rekrutierung von Terroristen oder Planung von 
Anschlägen vorgeworfen wird. 

Berisa erklärte, dass die fünf Verdächtigen mit einer humanitären 
Organisation namens Iskrenost (Aufrichtigkeit) in Verbindung stehen. 

Zu den Verhaftungen kam es am Freitag Abend in der Stadt Prizren im 
Westen des Kosovo. An der Operation waren 120 Polizeibeamte beteiligt. 
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Berisa erklärte, dass die Polizei während der Operation eine große Menge 
von Waffen, darunter auch automatische Gewehre, Pistolen, Munition 
und Uniformen beschlagnahmte. 

Die Wahabitische Bewegung entstand im 17. Jahrhundert in Saudi Ara-
bien. Die Wahabiten lehren eine ‚reine‘ Form des Islam. Ihre Ideologie 
wurde von arabischen Mujahedin auf den Balkan gebracht, die im Bosni-
enkrieg von 1992–1995 an der Seite der bosnischen Moslems kämpften

Viele ehemalige Mujahedin blieben nach dem Krieg auf dem Balkan, 
um Jugendliche zu indoktrinieren und organisierten nach Informatio-
nen ausländischer Geheimdienste sogar Trainingslager für terroristische 
Aktivitäten. 

Schon seit Jahren schwelen Spannungen zwischen Wahabiten und 
gemäßigten Moslems auf dem Balkan, da die Ideologie der Wahabiten 
religiöse Intoleranz gegenüber anderen religiösen Gruppen predigt, auch 
gegen gemäßigte Moslems. Wahabiten versuchen nicht nur im Kosovo, 
sondern auch in Bosnien-Herzegowina, Serbien und Montenegro Ein-
fluss zu gewinnen. Seit dem Bosnienkrieg operieren radikale Islamisten 
oft unter dem Deckmantel humanitärer Organisationen aus islamischen 
Ländern. Einige dieser ‚karitativen‘ Organisationen wurden in Bosnien 
bereits verboten.

Quelle: Nachrichtenagentur AKI Adnkronos, Italien. Deutsche Fassung: 
Arbeitskreis Religionsfreiheit (AKREF) der ÖEA

Türkei: Schwere Zeiten für  
Wehrdienstverweigerer aus Gewissensgründen

Die Türkei erkennt kein Recht auf Verweigerung des Militärdienstes aus 
Gewissensgründen an. Wer seinen Militärdienst aus Gewissensgründen 
verweigert, findet sich in einem nie endenden Kreislauf aus Strafverfol-
gung, Gerichtsverhandlung und Bestrafung. Nach Verbüßung der Haft-
strafe wird er wieder einberufen, wenn er dem Einberufungsbefehl nicht 
Folge leistet, gilt dies als Befehlsverweigerung, was sofort zu einem neuen 
Gerichtsverfahren und Haftstrafe führt. Illustriert wird dies durch den 
aktuellen Fall von Enver Aydemir. Aydemir, ein streng gläubiger Moslem, 
verweigert den Dienst in der türkischen Armee, mit der Begründung, dass 
die Spitzen der Armee gegen islamische Werte eingestellt seien. „Ich kann 
nicht Teil einer Institution sein, die selbst die grundlegendsten Glaubens-
überzeugungen von Moslems beleidigt.“ Man mag über diese Begründung 
denken wie man will, doch von denselben Problemen betroffen sind der-
zeit auch mehrere nicht-religiöse Pazifisten sowie Zeugen Jehovas. Auf-
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grund der schweren Folgen der Wehrdienstverweigerung gibt es derzeit 
nur etwa 120 Verweigerer aus Gewissensgründen. Viele ziehen es vor, den 
Militärdienst auf anderen Wegen zu vermeiden oder hinauszuzögern, sei 
es durch Arbeit im Ausland, Desertion, Verlängern der Ausbildungszeit, 
aber auch durch gefälschte ärztliche Bestätigungen, wie ein im Ausland 
lebender türkischer Student versichert, der aus verständlichen Gründen 
anonym bleiben soll.

Verweigerung des Militärdienstes aus Gewissensgründen ist ein legi-
timer Teil des Rechts auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit. 
Dies bestätigt auch der Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen 
in seiner Stellungnahme zu Artikel 18 des Internationalen Pakts über 
bürgerliche und politische Rechte. 

Quellen: Forum 18 sowie private Kontakte. Deutsche Fassung: Arbeitskreis 
Religionsfreiheit (AKREF) der ÖEA

China: 15 Jahre Gefängnis für uigurischen Christen

LOS ANGELES, 10. Dezember 2009 – Alimjan Yimit wurde zu 15 Jahre 
Gefängnis verurteilt. Wie der Informationsdienst Compass Direct mit 
Berufung auf China Aid Association (CAA) berichtete, verurteilten chi-
nesische Behörden den uigurischen Christen stillschweigend wegen „Wei-
tergabe von Staatsgeheimnissen an ausländische Organisationen“. Laut 
CAA wurde dem 36-jährigen Hausgemeindeleiter am 27. Oktober 2009 
das Urteil im Gefängnis verlesen. Er sei in Berufung gegangen. Seit sei-
ner Verhaftung am 11. Januar 2008 wird er im Haftzentrum Kashgar 
im Uigurischen Autonomen Gebiet Xinjiang in China festgehalten. Die 
Anklage, so sein Anwalt Li Dunyoung, basiere auf harmlosen Interviews, 
die er Medien außerhalb von China gegeben habe. „Das Urteil ist weit 
schwerer, als ich erwartet hatte“, so Li in einer am 7. Dezember 2009 
veröffentlichen CAA-Pressemitteilung. Es sei die Höchststrafe für einen 
Vorwurf dieser Art. Hierfür erforderlich ist, so Li, dass seine Aktivitä-
ten so gedeutet werden, dass er mit ihnen einen „irreparablen, schweren 
Schaden für die Nation verursacht“ habe.

CAA-Präsident Bob Fu sagte, Alimjans Urteil sei das schwerste für 
einen Hausgemeindeleiter in fast einem Jahrzehnt. „Wir rufen die UN 
und Menschen mit Gewissen auf der ganzen Welt dazu auf, bei der chi-
nesischen Regierung gegen diesen schweren Fall religiöser Verfolgung zu 
protestieren“, sagte Fu. Alimjan wurde vom Staatssicherheitsdienst von 
Kashgar zunächst aufgrund „des Verdachts, der nationalen Sicherheit 
zu schaden“ am 11. Januar 2008 inhaftiert. Seine Familie befürchtete 



Kurzberichte über Probleme der Christen in ausgewählten Ländern            263 

die Todesstrafe. Der ehemalige Muslim Alimjan sei Informanten zufolge 
immer loyal gegenüber der chinesischen Regierung gewesen. Er habe 
seine Steuern treu bezahlt, aber keine dort üblichen Bestechungsgelder. 
Seine Kinder schickte er in dem überwiegend uigurischen Gebiet auf eine 
chinesisch-sprachige Schule. 

Im Februar 2008 änderte man die Vorwürfe gegen ihn in „Anstiftung 
zur Sezession“ und Weitergabe von Staatsgeheimnissen. Wegen der unge-
nügenden Beweislage wurde der Fall im Mai 2008 jedoch an die Staatsan-
waltschaft zurückgegeben. In diesem Jahr gab es nur wegen des zweiten 
Vorwurfs am 28. Juli 2009 eine Geheimverhandlung gegen Alimjan. Bei 
einem Besuch seines Anwalt Li am 21. April deutete der Christ an, es sei 
ihm nicht gestattet, über seinen Gesundheitszustand zu sprechen. Zeugen 
hatten gesehen, wie Polizisten und ein Gefängnisarzt ihn am 30. März 
in ein Krankenhaus brachten. „Bei dem ganzen Fall dreht es sich um 
Fragen der religiösen Überzeugung, die von voreingenommenen Straf-
verfolgungsbeamten, Staatsanwälten und dem Gericht gegen ihn ange-
wandt wurden, weil er sich vom Islam zum Christentum bekehrt hat“, 
sagte Anwalt Li. Da die Behörden alles fürchten, was sie nicht kontrol-
lieren können, scheint man die Leitung der uigurischen Kirche aus dem 
Weg räumen zu wollen, so Informanten. Der ehemalige Muslim wurde 
vor über zehn Jahren Christ. Seitdem ist er ein engagiertes Mitglied der 
wachsenden uigurischen Kirche. Freunde vermuten, dass dies der Grund 
für seine Inhaftierung sei. Alimjan Yimit leitete ein landwirtschaftliches 
Unternehmen. Ihm wurde vorgeworfen, sein Geschäft als Deckmantel zu 
benutzen, um das Evangelium den muslimischen Uiguren zu verkünden. 
In der Region der ethnischen Uiguren geht die Regierung seit zwei Jah-
ren scharf vor, nachdem es zu Unruhen kam. In Xinjiang herrscht Unmut 
zwischen den dort einheimischen Uiguren und Han-Chinesen wegen des 
Anspruchs auf Land und das reiche Vorkommen von Mineralien. Zudem 
praktiziert die überwiegende Mehrheit der Uiguren den Islam, während 
die meisten Chinesen offiziell Atheisten bzw. Anhänger buddhistischer 
oder synkretistischer Volksreligionen sind. Nur eine Handvoll der schät-
zungsweise 10 Millionen Uiguren in China sind Christen. 

Quelle: Arbeitskreis Religionsfreiheit (AKREF) der ÖEA
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Nordkorea: Drei Christen hingerichtet –  
Standgericht verurteilt Untergrundchristen zum Tode

Pjöngjang (idea) – Im kommunistisch regierten Nordkorea sind drei 
Christen hingerichtet worden. Sie waren mit 20 weiteren festgenommen 
worden, als sie sich in einer Untergrundgemeinde in Kuwal-dong (Provinz 
Pyongan) trafen.

Nach langen Verhören seien drei Personen, die als Anführer galten, 
standgerichtlich zum Tode verurteilt und danach exekutiert worden. Die 
übrigen seien in ein Arbeitslager für politische Gefangene eingeliefert wor-
den, berichtet der katholische Informationsdienst AsiaNews. Nach dessen 
Angaben ereignete sich der Vorfall bereits Mitte Mai 2009, sei aber erst 
jetzt bekannt geworden. Die Koreaner hätten den christlichen Glauben 
bei einem Arbeitsaufenthalt in der Volksrepublik China kennengelernt.

200.000 Christen im Untergrund

Nordkorea gilt als der schlimmste Christenverfolgerstaat der Welt. 
Das von Diktator Kim Jong-Il regierte Land steht seit Jahren an erster 
Stelle des Weltverfolgungsindexes, den die Hilfsorganisation Open Doors 
erstellt. Sie schätzt, dass derzeit nahezu 70.000 Christen in nordkorea-
nischen Arbeitslagern gefangen sind. Das Regime gehe mit Bespitzelun-
gen, Hausdurchsuchungen, Verhaftungen, Sippenhaft und Hinrichtungen 
gegen Christen vor. Mindestens 200.000 versammelten sich im Unter-
grund. Trotz der Gefahren habe die Zahl der Christen in den vergange-
nen zehn Jahren zugenommen. Hausgemeinden seien vernetzt und hätten 
eine Gebetskampagne für ihr Land ins Leben gerufen. Von den 23,6 Milli-
onen Einwohnern sind offiziellen Angaben zufolge etwa 12.000 Christen, 
die zu vier staatlich anerkannten Kirchengemeinden gehören.

Quelle: idea spektrum

Indien: Wenn du zur Kirche gehst, wirst du sterben

Uttar Pradesh, Indien – Wenn Kalyan Rai oder Arvind Gudeep wieder in 
ihre Kirchen gehen, könnten sie umgebracht werden.

Arvind hielt am 2. November 2009 einen besonderen Gottesdienst für 
seine Gemeinde ab, als eine Gruppe von 41 antichristlichen Extremisten 
seine Kirche stürmte. „Ihr müsst mit schlimmen Konsequenzen rechnen, 
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wenn ihr nicht zu unserem Glauben zurückkehrt“, drohten die Extremis-
ten. „Wenn ihr Jesus nicht verlasst, werden wir am Sonntag zurückkom-
men, und euch lebendig verbrennen“.

Das Ziel der Radikalen war, Arvind aus dem Gebiet zu vertreiben. Ein 
Korrespondent des Missionswerks Gospel for Asia berichtet, dass die 
Gläubigen dort bereit sind, für Christus alles auf sich zu nehmen. Leiter 
von GFA berichten von ähnlichen Zwischenfällen in Nachbarbezirken und 
haben die Lokalbehörden um Schutz gebeten.

Kalyan, der in einem anderen Bezirk des Bundesstaates Uttar Pradesh 
arbeitet, hat erst kürzlich die Bibelschule abgeschlossen. Er hat einen 
neuen Dienst in einem bisher unerreichten Dorf begonnen. Jetzt versam-
meln sich dort 25 Menschen, die Christus gemeinsam mit Kalyan als 
ihrem Pastor anbeten. Doch antichristliche Extremisten sind verärgert 
über den Erfolg dort und bedrohen Kalyan und seine junge Gemeinde. 
Kürzlich wandten sich die Extremisten an einen der Neubekehrten und 
forderten ihn auf, seinem Pastor eine Botschaft auszurichten: Das nächste 
Mal, wenn Kalyan zu seiner Kirche kommt, um eine Versammlung zu 
halten, würden sie ihn und alle Gläubigen umbringen.

Kalyan und Arvind bitten angesichts dieser Drohungen um Gebet. Sie 
möchten trotz aller Drohungen bleiben und ihren Dienst fortsetzen. Die 
Christen vor Ort bitten um Gebet, dass der Herr die Augen der Extremis-
ten dafür öffnet, dass Jesus auch sie liebt und dass es zu einer friedlichen 
Lösung kommt.

Quelle: Gospel for Asia
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Rezensionen

Ajith Fernando: Aus Tränen werden Sterne –  
Freude und Leid in der Nachfolge

Wolfgang Häde

Ajith Fernando: Aus Tränen werden Sterne – Freude und Leid in der 
Nachfolge, Holzgerlingen, SCM Hänssler 2008, 200 S. ISBN 3-7751-4886-
8, geb., Euro 8,75.

Fernandos Buch ist kein klassisches Werk über Christenverfolgung. Viel-
mehr zieht der Landesleiter von Jugend für Christus in Sri Lanka einen 
weiteren Rahmen: Leiden mit allen seinen Aspekten ist ein wesentlicher 
Bestandteil der christlichen Berufung.1

Fernando versucht, „der biblischen Praxis zu folgen, niemals über 
Schmerz zu reden, ohne gleichzeitig auch den damit einhergehenden 
Segen zu erwähnen“ (S. 10). Freude ist eine der Segnungen von christli-
chem Leiden. Ohne eine angemessene „Theologie des Leidens“ (S. 11) wird 
der Gläubige diese Freude jedoch nicht erleben können.

Fernando will eine „praktische christliche Theologie des Leidens“ (S. 
11) darstellen. Er teilt sie in 30 Kapitel auf, die als tägliche persönliche 
Andachten für einen Monat konzipiert sind.

Nach Erklärungen zur grundlegenden Bedeutung von Leiden und des-
sen Beziehung zur Freude (Teil 1: „Freude und Leid gehören unweiger-
lich zum Christsein“) schreibt er über den persönlichen Gewinn aus dem 
Leiden (Teil 2: „Das Leiden bringt uns näher zu Christus“). Den Schwer-
punkt setzt Fernando jedoch auf die Kirche Jesu Christi: Teil 3 („Unser 
Leiden hilft der Kirche“) zeigt auf, wie leidende Christen der Kirche und 
ihrer Botschaft Glaubwürdigkeit verleihen. Teil 4 („Diener der Gemeinde“) 
spricht über die besondere Leidenslast im christlichen Dienst. Die mühe-
vollen Seiten des Dienstes an anderen Menschen, wie missverstanden und 
von anderen enttäuscht zu werden oder einfach im Dienst sehr zu ermü-
den (S. 161), als echtes christliches Leiden mit der Verheißung von Freude 
zu erkennen und zu akzeptieren, kann äußerst hilfreich sein.

In Fernandos biblisch gut begründeter Studie wird deutlich, dass er als 
ein Mann der Praxis schreibt, der seit vielen Jahren andere Christen an-

1 Die im Folgenden angeführten Seitenangaben beziehen sich auf die englische Ausgabe.
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geleitet und geistlich betreut hat. Ein großes 
Plus ist auch, dass hier ein nicht-westlicher 
Theologe mit einer guten Kenntnis des west-
lichen Christentums uns auf tote Winkel 
in unserem Denken hinweisen kann. Laut 
Fernando ist das Denken westlicher Chris-
ten oft mehr auf „Flucht vor und Therapie 
von Leiden“ (S. 51) konzentriert als auf eine 
angemessene biblische Lehre über Leiden. 
„Ich bin zuversichtlich, dass dieses Buch 
Menschen helfen wird, Leiden aus biblischer 
Perspektive zu betrachten und dadurch zu 
glücklichen und gehorsamen Christen zu 
werden“ (S. 11).

Ich hoffe, dass viele Christen in der west-
lichen Welt über ihren „Ruf zu Freude und 
Schmerz“ (so der Buchtitel im englischen 
Original) lesen und nachsinnen werden.

Todd M. Johnson und R. Kenneth Ross:  
Atlas of Global Christianity

Rainer Rothfuß

Todd M. Johnson und R. Kenneth Ross (Hg.), Atlas of Global Christianity. 
Edinburgh University Press, Edinburgh 2009, 361 Seiten, ca. 195 Euro

Der großformatige Atlas untersucht – hervorragend recherchiert und kar-
tographisch aufbereitet – die räumlichen und zeitlichen Veränderungen 
in der Verbreitung aller großen Weltreligionen. Ein thematischer Schwer-
punkt liegt auf der Religionsfreiheit in weltweiter Perspektive. Brian 
Grim, Autor der jährlich erscheinenden Studie „Global Restrictions on 
Religion“ (kostenlos unter http://pewforum.org), erläutert in einem ein-
führenden Kapitel den Zusammenhang zwischen Religionsfreiheit und 
Entwicklung. Aussagen über die Einschränkung von Religionsfreiheit, 
die von subtilen Formen der Diskriminierung bis hin zum Genozid an 
religiösen Minderheiten reichen kann, werden im Atlas erstmals in über-
sichtlichen Karten auf nationaler und teilweise sogar auf Provinzebene 
gezeigt. 
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Die verwendeten quantitativen Indikatoren beruhen auf der Analyse 
der 16 wichtigsten, international anerkannten staatlichen und nichtstaat-
lichen Berichte über die Menschenrechtssituation in allen Ländern der 
Erde. Dabei differenziert der Atlas zwischen zwei zentralen Indizes: Der 
GRI-Index zeigt die Einschränkung der Religionsfreiheit durch staatliche 
Institutionen von der lokalen bis zur nationalen Ebene, der SHI-Index the-
matisiert Unterdrückung und Gewalt, die von sozialen oder anderen reli-
giösen Gruppen des jeweiligen Landes zu verantworten sind. Beide Indi-
zes werden auf der Grundlage verschiedener Fragen zur Religionsfreiheit 
gebildet, die anhand der Informationen aus den Menschenrechtsberichten 
analysiert werden. Der zusammenfassend gebildete RFI-Index zur Religi-
onsfreiheit dient als Grundlage für die Einteilung aller Länder der Erde 
in sechs Kategorien von „deregulierten Staaten“ bis hin zur „sozialen und 
politischen Monopolstellung“, was bedeutet, dass Staat und führende ge-
sellschaftliche Gruppen sich einig sind, dass außer einer vorherrschenden 
Mehrheitsreligion keine weiteren Religionen geduldet werden dürfen.

Die im Atlas wiedergegebenen Analysen zur Religionsfreiheit erheben 
den Anspruch größtmöglicher internationaler Vergleichbarkeit und Neu-
tralität. Sie ersetzen jedoch keine Detailanalyse der unfassbaren Leiden 
einzelner Menschen, die durch einen im Landesdurchschnitt eventuell 
noch moderaten Index nicht widergespiegelt werden. So wird es beispiels-

weise schwierig für die deutsche Bundesregierung, 
mit den Indexwerten zu staatlicher Religionsfreiheit 
in der Hand auf Nigeria Druck auszuüben. Im Lan-
desdurchschnitt erhält das häufig durch Massaker 
an Christen in die Schlagzeilen geratene bevölke-
rungsreichste Land Afrikas nämlich einen GRI-Wert 
von 3,6. Dieser ist trotz der ernsthaften Christenver-
folgung in den 12 Scharia-Bundesstaaten im Norden 
des Landes kaum schlechter als der Wert Deutsch-
lands mit 3,2 aufgrund der staatlichen „Verfolgung“ 
der Scientology-Sekte und der Unterstützung der öf-
fentlichen Hand für die großen Landeskirchen.
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Gerlinde Groitl: Die Evangelikalen  
und die Menschenrechte

Frank Hinkelmann 

Drs. Frank Hinkelmann, Direktor für Zentraleuropa, OM International 
und Vorsitzender der Österreichischen Evangelischen Allianz.  

vvv

Gerlinde Groitl, Evangelical Internationalism: The American Christian 
Right and Global Human Rights, Regensburger Studien zur Internatio-
nalen Politik, Vol. 4, Hamburg (D): Verlag Dr. Kovac, 2007, Pb. 200 S., 
€  68,00 

„Während evangelikale Christen gewöhnlich mit einer Strategie assozi-
iert werden, die durch eine Politik des Alleingangs, der Militanz und der 
Kontroverse geprägt ist, stellt sich die [amerikanische] Christliche Rechte 
in jüngster Zeit als eine aufrichtige Kraft dar, die gegen Ungerechtigkeit 
und den Missbrauch der Menschenrechte im Ausland ankämpft“ (S. 19). 
In der vorliegenden Studie versucht die Autorin nun die Gründe aufzuzei-
gen, „warum evangelikale Christen sich den globalen Menschenrechten 
zuwenden und sich für deren Einhaltung einsetzen“ (S. 20). 

Groitl beginnt ihr Werk mit einer Vorstellung der Christlichen Rech-
ten in Amerika und deren Schlüsselorganisationen, unter denen sie die 
National Association of Evangelicals (NAE) – die Evangelische Allianz 
der USA – als „von besonderer Bedeutung für den neuen außenpolitischen 
Aktivismus“ (S. 27) versteht. Hieran schließt sie eine theologische Klä-
rung des Begriffs „Evangelikalismus“ an, wobei sie sich der Begriffsdefi-
nition von George Marsden anschließt (S. 31). Im Weiteren stellt sie kurz 
die wichtigsten Teilbereiche vor, für die sich Evangelikale in den USA 
im Bereich Menschenrechte einsetzen. Hierzu zählen für sie der Kampf 
gegen religiös motivierte Verfolgung, der Kampf gegen Menschenhandel, 
der Kampf gegen HIV /AIDS, sowie die Armutsbekämpfung (S. 34–41). 

Wo liegen nun für Groitl die Gründe für den Einsatz für die Einhal-
tung der Menschenrechte seitens der christlichen Rechte? Sie sieht diese 
vor allem im strukturellen Bereich: Evangelikale fanden innerhalb und 
außerhalb des US Kongresses ihnen gewogene politische Verbündete und 
Möglichkeiten, die zu „direkten legislativen Ergebnissen“ (S. 113) führ-
ten. Diesen Erfolg hatten sie in ihrem Kampf im ethisch-moralischen Be-
reich innerhalb der USA so nie erfahren. Darüber hinaus weist Groitl 
auch auf eine kulturelle Dimension hin, die nicht übersehen werden sollte:  
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eine starke kollektive evangelikale Identität, die auf einer Betonung von 
Mission und Evangelisation mit Religionsfreiheit als Voraussetzung fußt, 
bringt Evangelikale zusammen und mündet daher fast zwangsläufig in 
einem Einsatz für globale Menschenrechte. 

Im abschließenden Kapitel weist die Autorin auf zwei Aspekte bzw. Er-
gebnisse hin, die durch den Einsatz für globale Menschenrechte geschaf-
fen wurden.  Zum einen kam es zu einer Interaktion der Christlichen 
Rechten mit Gruppen außerhalb des religiös konservativen Milieus und 
so fand die evangelikale Elite auch Verbündete im US Kongress. Diese 
neuen Koalitionen offenbarten sich als Katalysator für die neue globale 
Mission der Christlichen Rechten. Zweitens weist Groitl zu Recht darauf 
hin, dass eine evangelikale Identität grundsätzlich in einer transnationa-
len bzw. globalen Perspektive betrachtet und verstanden werden muss.  

Das Buch bietet einen informativen, ausgewogenen und fairen Über-
blick über die Geschichte, Entwicklungen und Motive der amerikanischen 
Evangelikalen und ihres Einsatzes für globale Menschenrechte. Dadurch 
stellt es einen wichtigen Beitrag zur Geschichte der Evangelikalen in den 
Vereinigten Staaten am Ende des 20. und zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
bis zum Ende des Jahres 2006 dar.

Thomas Schirrmacher: Fundamentalismus

Frank Hinkelmann

Thomas Schirrmacher, Fundamentalismus – Wenn Religion zur Gefahr 
wird, kt., 128 S., Holzgerlingen: Hänssler, 2010, € 8,20

In nur zwei Stunden wissen Sie Bescheid – mit diesem Anspruch bewirbt 
der Verlag das in der Reihe Hänssler kurz und bündig erst Ende Jänner 
erschienene Buch aus der Feder des Religionssoziologen Prof. Dr. Thomas 
Schirrmacher. Er widmet sich dabei einem Thema, das uns fast täglich 
in den Medien schlagwortmäßig entgegen tritt: religiöser Fundamentalis-
mus – in der Regel mit einer negativen Konnotation verbunden.

Der Autor geht eingangs auf die Entstehung des Begriffs Fundamen-
talismus zu Beginn des 20. Jahrhunderts ein und zeigt auf, dass es his-
torisch fünf Phasen des Sprachgebrauchs bis heute gegeben hat. Hieran 
schließt sich seine eigene Definition des Begriffs Fundamentalismus 
an, die er als „militanter Wahrheitsanspruch“ zusammen fasst (vgl. S. 
15). Beispiele eines solch verstandenen Fundamentalismus folgen, bevor 
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Schirrmacher das Problemfeld des missbräuchlichen Gebrauchs des Fun-
damentalismusbegriffs in Thesenform prägnant anspricht. Im zweiten 
Teil des Buches wendet sich der Autor abschließend der problematischen 
Grundsatzfrage Schrift contra Moderne im Rahmen 
der Begriffsdefinition zu. Es wird deutlich, dass 
Fundamentalismus nicht am Umgang mit einer au-
toritativen Schrift festzumachen ist, sondern an der 
Frage der letzten Instanz. Kenntnisreich diskutiert 
der Autor an dieser Stelle auch den vielschichtigen 
Begriff der Moderne. Ein ausführliches Literatur-
verzeichnis rundet das Buch ab. Und tatsächlich: 
Man kann das Buch in zwei Stunden lesen. Ein aus-
gezeichneter und wohltuend sachlicher Beitrag, dem 
weiteste Verbreitung zu wünschen ist und der gut an 
Menschen weitergegeben werden kann, die Christen 
mit dem Fundamentalismusvorwurf konfrontieren.

Thomas Schirrmacher: Evangelikale  
bekämpfen Rassismus

Rainer Rothfuß

Thomas Schirrmacher,  Rassismus: Alte Vorurteile und neue Erkennt
nisse, Paperback SCM Hänssler: Holzgerlingen, 2009, 128 S., € 7,95

Kern des Rassismus ist das „Anderssein“, schreibt Schirrmacher in sei-
nem Buch über Rassismus. Der Glaube daran, dass dieses Anderssein 
Menschen über- oder unterlegen macht, ist für rassistische Einstellungen 
typisch.  

Rassismus ist biologisch gesehen jedoch Unsinn: Die moderne Gene-
tik habe bewiesen, „dass es keine unterschiedlichen Menschenrassen 
gibt, sondern nur eine Spezies Mensch.“ Die christliche Position sei nach 
Schirrmacher in die Charta der Vereinten Nationen eingeflossen: „Alle 
Menschen gehören einer einzigen Art an und stammen von gemeinsamen 
Vorfahren ab. Sie sind gleich an Würde und Rechten geboren und bilden 
gemeinsam die Menschheit.“

In seinem Buch schreibt der Theologe von „drei Arten des Rassismus, 
die international am verbreitetsten sind und jeweils über viele Jahrhun-
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derte verfolgt werden können“. Sie richteten sich gegen „Schwarze“, Juden 
und „Zigeuner“, also die Sinti und Roma.

Die Evangelikalen haben nach Schirrmacher schon immer Rassismus 
bekämpft: „Mit dem Wort ‚Evangelicals‘ wurde erstmals eine Bewegung 

in Grossbritannien benannt, die die Abschaffung 
des Sklavenhandels und der Sklaverei forderte 
und dies schließlich auch erreichte. Evangelikale 
spielten eine zentrale Rolle in der Antisklavereibe-
wegung in den USA, etwa die freikirchlichen Quä-
ker und Methodisten. Am bekanntesten ist da der 
evangelikale Klassiker ‚Onkel Toms Hütte‘.“ Laut 
einem von Schirrmacher zitierten Historiker hatte 
der Rassismus in Frankreich und Deutschland viel 
größere Chancen, weil es dort kaum Evangelikale 
gab. In Indien hätten William Carey und zahlrei-
che weitere Missionare den durch das Kastenwesen 
vorgegebenen Rassismus bekämpft.

Joshua J. Whitfield: Martyrium  
als beschreibendes Zeugnis

Michael P. Jensen

Rev. Dr. Michael P. Jensen, Dozent der Theologie, Moore College, Sydney 
Australien.

vvv

Joshua J. Whitfield: Pilger Heiligkeit: Martyrium als beschreibendes 
Zeugnis. Eugene, Oregon Cascade Books, 2009, 134 p., ISBN 13: 978-1-
60608-175-4, US$ 17,00

Angesichts der Kürze des Buches behandelt diese Publikation ein beacht-
lich weites Gebiet. Whitfield betrachtet islamische und weltliche Ansichten 
des Martyriums, diskutiert mit Hegel und Wittgenstein und lehnt sich an 
Augustinus, Kierkegaard, Barth, Yoder, Milbank und einige Päpste an. 
Zusätzlich kennt er fast die gesamte aktuelle Literatur zum Martyrium.

Doch dies ist auch ein Buch, das sich aus der tiefen geistigen Überzeu-
gung vom Wert der Selbstbeschreibungen der Märtyrer für das Leben der 
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Anhänger in der postmodernen Welt speist. Whitfield beginnt mit einer 
pointierten, fast polemischen Beschreibung, wie christliches Martyrium 
in zeitgenössischer liberaler weltlicher Politik überwacht wird; und appel-
liert daran, dass die Stimmen der Märtyrer im Bedeutungshorizont der 
Märtyrer selbst gehört werden (S. 43–44):

... um etwas zu entdecken, das einem authentischen Verständnis von 
Martyrium nahekommt, sollte man sich an die zusammenhängenden 
Geschichten der Märtyrer selbst halten – per Definition ein subversiver 
Akt. Das heisst, ganz einfach, auf die Märtyrer zu hören, ihnen einen 
Augenblick zu glauben und den Zusammenhang ihrer Ansprüche mit 
dem Horizont der Geschichten, die diese Märtyrer gesprochen haben, 
zu prüfen.

Whitfield lenkt deshalb die Aufmerksamkeit auf die frühen Martyr Acts 
und die erstaunlichen Geschehnisse, von denen sie erzählen. Martyrium, 
das entweder wenig Sinn macht oder aus weltlicher Sicht als Gräueltat 
erscheint, entpuppt sich, wenn christologisch betrachtet, als Zeugnis von 
ewigem Frieden und radikaler Hoffnung. Die Märtyrer sind keine Helden, 
die individuell zu bedenken sind, sondern sie erzählen viel mehr die Ge-
schichte von Israel, Jesus und der Kirche. Whitfield argumentiert, dass 
die christologische Analyse von Martyrium auch in einer Erneuerung des 
ökumenischen Impetus resultieren muss. Das kann 
er tun, so meint man, weil er einige der berühmtes-
ten Martyrien der Kirchengeschichte nicht berück-
sichtigt, nämliche die, die sich Kirchen gegenseitig 
angetan haben.

So vieles ist in dieses kurze Buch hineingepackt, 
dass wichtige Schritte in der Diskussion in einem 
oder zwei schnellen Sätzen abgehandelt werden. Es 
wäre interessant, wenn Whitfield einige seiner Ideen, 
die er hier vorstellt, noch weiter ausweiten könnte. 
Das Fehlen eines Index ist irritierend. Dennoch ist 
Pilgrim Holiness ein ungemein stimulierendes, klar-
sichtig argumentierendes (und sehr aktuelles) Buch, 
das zur rechten Zeit erschienen ist.
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Menschenrechts- und Hilfsorganisationen

I. Selbstdarstellungen

Arbeitskreis Religionsfreiheit – 
Menschenrechte und Einsatz für  
verfolgte Christen (AKREF)

Pfr. Dr. Paul C. Murdoch, Vorsitzender
Kirchstr. 5, 74343 Sachsenheim
,  Murdoch@ead.de

Arbeitsgemeinschaft für  
Religionsfreiheit (AGR) 
der Schweizerischen 
Evangelischen Allianz (SEA)

Josefstrasse 32, CH-8005 Zürich
)  0041/4 33 44 72-00 
2  0041/4 33 44 72-09 
,  info@each.ch
:  www.each.ch

Religious Liberty Commission (RLC)

Pfr. Johan Candelin
Rantakatu 21 A 6
F-67100 Kokkola
Finnland
2  00358 (6) 8 31 48 05
,  Candelin@kolumbus.fi
:  www.worldevangelical.org

Internationales Institut für  
Religionsfreiheit (IIRF)

der Weltweiten Evangelischen Allianz
Prof. Dr. Thomas Schirrmacher, Direktor
Dr. Christof Sauer, stv. Direktor
Friedrichstr. 38, 53111 Bonn

Die Mitglieder des Arbeitskreises für Religionsfreiheit der Deutschen Evangelischen Allianz 
zusammen mit Hartmut Steeb bei einer Sitzung (von links: Josef Jäger, Harmut Steeb, Dr. 
Thomas Schirrmacher, Pfr. Dr. Paul Murdoch, Dr. Christine Schirrmacher, Helmut Trom-
mer und Max Klingberg. Es fehlen Wolfgang Büsing und Ron Kubsch).
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Der Einsatz gegen die Unterdrückung der Religionsfreiheit ist der Evan-
gelischen Allianz schon in die Wiege gelegt worden. Bereits bei den ersten 
internationalen Konferenzen im 19. Jhdt. spielte die Religionsfreiheit eine 
zentrale Rolle. Man setzte sich für verfolgte Christen anderer Konfessi-
onen ein, aber auch damals schon für Baha‘i und Zeugen Jehovas! 1870 
besuchte eine hochrangige internationale Kommission den türkischen 
Sultan und erreichte wesentliche Erleichterungen für einheimische Kir-
chen. Zur gleichen Zeit setzte sich eine andere Kommission beim russi-
schen Zaren gegen die Unterdrückung der evangelischen Christen im 
Baltikum ein. Seit über 150 Jahren ist die Evangelische Allianz nicht 
nur ein Zusammenschluss von Christen, sondern auch eine der ältesten 
Menschenrechtsorganisationen. Die Weltweite Evangelische Allianz hat 
deswegen eine eigene Kommission für Religionsfreiheit (Religious Liberty 
Commission, RLC) eingerichtet, die seit 1997 auch einen Beraterstatus 
bei den Vereinten Nationen besitzt und jährlich offizielle Berichte an die 
UNESCO übergibt. Das Ziel der Kommission ist es, in Zusammenarbeit 
mit den ca. 140 Nationalen Evangelischen Allianzen für Religionsfreiheit 
im Sinne von Artikel 18 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
einzutreten, sowohl durch Mobilisierung von Christen im Gebet, als auch 
im Informieren von Regierungen, der säkularen Presse und durch die Zu-
sammenarbeit mit anderen Menschenrechtsorganisationen. Die Kommis-
sion hat 12 Mitglieder aus allen Erdteilen und 20 führende Politiker aus 
aller Welt als Berater. Für Mitteleuropa ist dort Thomas Schirrmacher 
aktiv, als Berater der Bundestagsabgeordnete Hermann Gröhe. Direktor 
ist der Pfarrer der finnisch-lutherischen Staatskirche Johan Candelin, 
Vorsitzender der Rechtsanwalt und Parlamentsabgeordnete John Langlois 
von der Kanalinsel Guernsey.

Der jährliche Weltweite Gebetstag für die verfolgte Kirche im November 
ist das Herzstück der Arbeit. Daneben informiert die RLC regelmäßig ca. 
2.300 Parlamentarier in aller Welt mit recherchierten Hintergrundberich-
ten über aktuelle Fälle von Christenverfolgung und Verletzung der Reli-
gionsfreiheit. Außerdem gibt es einen regelmäßig versandten, weltweiten 
eMail-Gebetsinformationsdienst. Nachdem auch in Deutschland der welt-
weite Gebetstag für die verfolgte Kirche jährlich von einer Arbeitsgruppe 
in der DEA vorbereitet wurde, hat der Hauptvorstand im Jahr 2000 die 
Einrichtung eines „Arbeitskreises Religionsfreiheit – Menschenrechte – 
Einsatz für verfolgte Christen“ eingerichtet und als Mitglieder Pastoren, 
Menschenrechtler und Politiker berufen. Vorsitzender ist der württember-
gische Pfarrer Paul C. Murdoch, der acht Jahre in Pakistan gelebt hat, 
Geschäftsführer Thomas Schirrmacher. 

Kernstück bleibt das Gebet. Das Vorbereitungsheft für den jährlichen 
Gebetssonntag wird allen Gemeinden und Christen zur Verfügung ge-
stellt. Wir bitten so viele Gemeinden wie möglich, diesen Gottesdienst 
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einmal im Jahr durchzuführen, möglichst am zweiten Sonntag im No-
vember. Daneben stehen Veröffentlichungen, Teilnahme an Konferenzen 
und Hearings und die Informierung von Entscheidungsträgern auf dem 
Programm. Dabei will der Arbeitskreis nicht die verdienstvolle Arbeit von 
Menschenrechtsorganisationen ersetzen, sondern Christen mobilisieren, 
die diese alleine nicht erreichen können, sowie den Einfluss einsetzen, 
den Christen nur haben können, wenn sie gemeinsam und geschlossen 
auftreten.

Die AGR (Arbeitsgemeinschaft für Religionsfreiheit) wurde im Jahr 
2001 gegründet und ist ein Forum für eigenständige, christliche Organi-
sationen der Schweiz, die sich weltweit für verfolgte Christen einsetzen. 
Die AGR setzt sich für die Religionsfreiheit gemäß Menschenrechtsartikel 
18 der UNO insbesondere dort ein, wo die Rechte evangelischer Christen 
außerhalb der Schweiz tangiert sind. Die AGR versteht sich im Bereich 
Religionsfreiheit als Kompetenzzentrum und Stimme in der Öffentlich-
keit für die SEA. Die AGR dient den weltweit bedrängten Christen durch 
Beziehungs- und Aufklärungsarbeit. Sie ist Bindeglied zur Europäischen 
Evangelischen Allianz (EEA) – und zur Religious Liberty Commission 
der Weltweiten Evangelischen Allianz (WEA).

Die AGR ist da aktiv, wo die einzelne Organisation an Grenzen stößt. 
Die Hauptaktivität der AGR ist die Gestaltung des Sonntags für die ver-
folgte Kirche (SVK) jeweils im November. Nach Bedarf und Gelegenheit 
kommuniziert und koordiniert sie im Namen der SEA Aktivitäten und 
Initiativen in der Öffentlichkeit (Communiques, Stellungnahmen, zum 
Beispiel am Tag der Menschenrechte am 10. Dezember), im politischen 
Umfeld (Lobbying, Petitionen, Anfragen, etc.). Zur AGR gehören neben 

Die Kommission für Religionsfreiheit der Weltweiten Evangelischen Allianz bei ihrer Sit-
zung in Bangkok im September 2007, zusammen mit dem internationalen Direktor der Welt-
weiten Ev. Allianz, Geoff Tunnicliffe (vordere Reihe ganz links).
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der Evangelischen Allianz fünf Schweizer Werke: Open Doors (OD), Hilfs-
aktion Märtyrerkirche (HMK), Christian Solidarity International (CSI), 
Aktionskomitee für verfolgte Christen (AVC) und Christliche Ostmission 
(COM).

• �Gebetsanliegen und Informationen sammelt und versendet: Pfr. Dr. Paul 
Murdoch [murdoch@ead.de]. Wenn Sie diese erhalten wollen, schreiben 
Sie bitte eine eMail an listmgr@ead.de und tragen in der Betreffzeile ein 
„subscribe akref-nachrichten“ oder „subscribe akref-gebetsanliegen“.

• �Beratung bei Briefaktionen und Unterschriftenlisten: Max Klingberg 
• [info@igfm.de].
• �Für die jährliche idea-Dokumentation sind zuständig: Thomas Schirr-

macher [schirrmacher@ead.de] und Max Klingberg [info@igfm.de].
• �Vermittlung von Referenten für Gemeinden zur Arbeit des AKREF und 

zu Fragen der Christenverfolgung, Menschenrechte und Religionsfrei-
heit: Dr. Thomas Schirrmacher [schirrmacher@ead.de].

Das IIRF ist ein Netzwerk von Forschern und Fachleuten aus allen Erdteilen, 
die sich um die Erarbeitung von belastbaren Daten zur Einschränkung von 
Religionsfreiheit und um Aufnahme der Thematik in akademische und theo-
logische Programme bemühen. Das Institut veröffentlicht eine wissenschaft-
liche Zeitschrift ‘International Journal of Religious Freedom’, sowie zwei wis-
senschaftliche und eine allgemeinverständliche Buchreihe in englischer und 
deutscher Sprache.

Leitung: Direktor: Prof. Dr. Thomas Schirrmacher, Bonn – Büro: Ron 
Kubsch. Co-Director: Dr. Christof Sauer, Cape Town – Büro: Mirjam Scar-
borough. Legal Advisor: Martin Schweigert, Singapore. Vorsitzender des 
wissenschaftlichen Beirats: Prof. Dr. John Warwick Montgomery, Straßburg.

Kuratorium: Vorsitzender: Dr. Paul Murdoch (für die Deutsche Evangelische 
Allianz). Julia Doxat-Purser (für die Europäische Evangelische Allianz). 
John Langlois (für die Weltweite Evangelische Allianz). Albrecht Hauser (für 
die Lausanner Bewegung International). Godfrey Yogarajah (Kommission 
für Religionsfreiheit der Weltweiten Evangelischen Allianz)

Internationales Institut für Religionsfreiheit 
der Weltweiten Evangelischen Allianz

Deutschland • South Africa • Sri Lanka
www.iirf.eu
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Informationen zur Organisation
Christian Solidarity International, 1977 in der Schweiz gegründet, ist 
eine christliche Menschenrechtsbewegung für Religionsfreiheit und Men-
schenwürde. Sie hilft Glaubensverfolgten, Not leidenden Kindern und 
Katastrophenopfern. Die gemeinnützige GmbH CSI-Deutschland ist eine 
Filiale von CSI-International mit Hauptsitz in Binz – Zürich. Sie befindet 
sich seit Oktober 1999 im Aufbau und finanziert sich fast ausschließlich 
aus privaten Spenden. Zurzeit beschäftigt der deutsche Zweig drei haupt-
amtliche Mitarbeiter. Angestrebt wird ein Spendenvolumen von 400.000  € 
im Jahr 2010. 

Projekte, Arbeitsgebiete und Publikationen
Nationale und internationale Öffentlichkeitsarbeit über Religionsfreiheit, 
Informationskampagnen bei Politikern sowie in der Wirtschaft, bei Kir-
chen (evangelisch u. katholisch) und Schulen über Menschenrechtsverlet-
zungen, Herausgabe eines Magazins mit Petitionen und Protestkarten, 
Weltkarte für Religionsfreiheit sowie Sonderpublikationen. Menschen-
rechtsprogramme in Pakistan, im Irak, in Lima, Peru, Sklavenrückfüh-
rungen im Südsudan begleitet von Nahrungsmittel- und Medikamenten-
hilfen. Kinderhilfsprojekte in Ägypten, Nicaragua, Lettland, Lima, Peru, 
Rumänien. Publikationen: monatlich erscheinendes (kostenlos) Magazin 
(7.500  Aufl.); Weltkarte für Religionsfreiheit, kostenlose Publikationen 
auf Anfrage, kostenlos Referate zu Islamthemen und Menschenrechten, 
sowie kurze Filme zu den jeweiligen Projekten.

CSI-Deutschland gGmbH

Valpichlerstr. 82a
80686 München
Postfach 21 03 39
D-80673 München
)  (089) 58 99 75-50
2  (089) 58 99 75-51
,  info@csi-de.de
:  www.csi-de.de

Christian Solidarity 

Internationaler Hauptsitz:
International
Zelglistr. 64
Postfach 70
CH-8122 Binz – Zürich
,  info@csi-int.org
:  www.csi-int.org
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Information über die Organisation
Zahl der Mitarbeiter: 4 Vollzeitmitarbeiter, etwa 20 Teilzeitmitarbeiter 
und Ehrenamtliche. Budget: 400.000 US$ jährlich. Finanzierung: Abon-
nements, Spenden, Vermarktung von Artikeln und Fotos. Partnerorgani-
sationen: Compass Direct arbeitet mit verschiedenen anderen Organisa-
tionen zusammen, die sich für verfolgte Christen einsetzen. Die Art der 
Kooperation hängt von der jeweiligen Arbeit, dem Ort und der Notwen-
digkeit ab. Ideologische bzw. konfessionelle Orientierung: Apostolisches 
Glaubensbekenntnis; nizäisches Glaubensbekenntnis.

Arbeitsbereiche und Projekte
Compass Direct ist eine christliche, nicht gewinnorientierte Nachrich-
tenagentur, die gut verifizierte Informationen, Reportagen, Interviews 
und Analysen zu der Situation verfolgter Christen weltweit anbietet. Der 
Dienst verfügt über ein ausgedehntes Netzwerk von Nachrichtenbüros 
und Korrespondenten auf der ganzen Welt, wodurch verlässliche Informa-
tionen auch aus geschlossenen Ländern geliefert werden können.

Material
Compass Direct wird monatlich als eMail in englischer Sprache versandt. 
eMail-Abonnenten erhalten außerdem 3–6 mal monatlich die so genann-
ten „Flash News“. Es gibt auch eine zusammengefasste Form der Nach-
richten im Jahresabonnement. Die volle eMail-Version incl. Zusammen-
fassung und Nachrichten kostet im Jahresabonnement 25 US$ und die 
Version mit Veröffentlichungsrecht 40 US$.

Compass Direct News Service

P.O. Box 27250
Santa Ana, CA 92799, USA
)  001 (949) 8 62 03 04
2  001 (949) 7 52 65 36
,  info@compassdirect.org
:  www.compassdirect.org
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Informationen zur Organisation
Die HMK (Hilfsaktion Märtyrerkirche e.V.) ist ein christliches Hilfswerk 
und  steht seit über 40 Jahren im Dienst der verfolgten Gemeinde. Die 
HMK wurde 1969 als gemeinnütziger Verein gegründet. Die Arbeit geht 
auf Pfarrer Richard Wurmbrand zurück. Pfarrer Wurmbrand wurde auf-
grund seines christlichen Bekenntnisses im kommunistischen Rumänien 
verfolgt. Mehr als 14 Jahre saß er im Gefängnis. Die HMK ist interna-
tionaler Partner von Voice of the Martyrs und Mitglied in der Arbeitsge-
meinschaft Evangelikaler Missionen (AEM). Die HMK hat sich zur Ein-
haltung anerkannter Spendengrundsätze verpflichtet, trägt das Spenden-
Siegel des Deutschen Zentralinstitutes für Soziale Fragen (DZI) und ist 
Mitglied im Deutschen Spendenrat.

Projekte und Arbeitsgebiete
Auf Basis des Apostolischen Glaubensbekenntnisses unterstützt die HMK 
Christen verschiedener Konfessionen. Die HMK hilft Christen, die wegen 
des Bekenntnisses ihres Glaubens verfolgt werden. • Die HMK unter-
stützt Christen in schwierigen Ländern dabei, ihre Mitmenschen durch 
ein Zeugnis tätiger Liebe zum Glauben an Jesus Christus einzuladen. • 
Die HMK ermutigt verfolgte Christen, indem sie ihrem Glaubenszeugnis 
eine Stimme gibt, damit Christen in der freien Welt informiert helfen kön-
nen und in ihrem eigenen Glauben herausgefordert und gestärkt werden.

Material
Die HMK gibt das monatlich erscheinende Magazin „Stimme der Märty-
rer“ heraus. Es informiert über die Situation verfolgter Christen in aller 
Welt und lädt zur Fürbitte und Unterstützung ein. Die HMK gibt jährlich 
einen Gebetskalender heraus. Aktuelle Informationen bietet ein E-Mail-
Newsletter. In Kooperation mit christlichen Verlagen gibt die HMK Bü-
cher zum Thema heraus.

Hilfsaktion Märtyrerkirche e.V.

Tüfinger Straße 3–5
D-88690 Uhldingen-Mühlhofen
)  (07556) 92 11-0
2  (07556) 92 11 40
,  info@verfolgte-christen.org
:  www.verfolgte-christen.org
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Hoffnungszeichen – Sign of Hope e.V.

Kreuzensteinstr. 18
D-78224 Singen
) (07731) 6 78 02
2 (07731) 6 78 65
, mail@hoffnungszeichen.de
: www.hoffnungszeichen.de

Informationen zur Organisation
„Hoffnungszeichen“ ist eine überkonfessionelle Menschenrechts- und 
Hilfsorganisation. Schwerpunkt der Menschenrechtsarbeit ist das Eintre-
ten für Religionsfreiheit, die humanitäre Hilfe wird durch Katastrophen-, 
Not- und Entwicklungshilfe geleistet. Im „Hoffnungszeichen“-Büro in Sin-
gen sind zurzeit zehn Vollzeit- und fünf Teilzeitmitarbeiter beschäftigt. 
Hoffnungszeichen finanziert sich fast ausschließlich aus privaten Spen-
den. Die Summe der Spendenerlöse und Zuwendungen im Geschäftsjahr 
2008 lag bei € 3,92 Millionen.

Projekte und Arbeitsgebiete
Menschenrechtsarbeit:
• �Informationsrecherche und Informationsverarbeitung, Einflussnahme: 

„laute“ Einflussnahme durch Gebets- oder Protestaktionen, „leise“ Ein-
flussnahme durch Lobbyarbeit bei Meinungsmachern/Würdenträgern.

Humanitäre Hilfe:
• �Im Jahr 2008 konnte durch 72 humanitäre Hilfsprojekte in 22 Ländern 

bedrängten Menschen geholfen werden. 

Materialien (kostenlos)
• Monatlich erscheinendes „Hoffnungszeichen“-Magazin mit täglichen 
Gebetsanliegen, Protestkarten für Verfolgte und Inhaftierte und detail-
lierten Berichten über verfolgte Christen und humanitäre Hilfe. • Län-
derberichte bezüglich der Menschenrechtssituation: Sudan, Volksgruppe 
der Assyrer. • Jahresbericht 2008 • Kurzvorstellung: „Liebe überbrückt 
Welten“ • Menschenrechtsreiseberichte: Sudan, Peru, Volksgruppe der 
Assyrer
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Internationale Gesellschaft für Menschenrechte

(IGFM) Deutsche Sektion e.V.
Borsigallee 9
D-60388 Frankfurt/M.
Deutschland
) (069) 42 01 08-0
2 (069) 42 01 08-33
, info@igfm.de
: www.igfm.de
: www.menschenrechte.de

Wer wir sind
Im April 1972 wurde die Internationale Gesellschaft für Menschenrechte 
(IGFM) in Frankfurt am Main ins Leben gerufen. Alexander Solscheni-
zyn hatte seinen „Archipel GULag“ vollendet – aber kaum jemand kannte 
im Westen diesen Mann. Gegen den Krieg in Vietnam demonstrierten in 
diesen Tagen viele. Aber für die verfolgten Christen und die tausenden 
politischen Gefangenen in den sowjetischen Straflagern, in den Zucht-
häusern der DDR, Polens, der Tschechoslowakei oder die systematische 
Ermordung oder Inhaftierung von Christen in Albanien, im „ersten athe-
istischen Staat der Welt“ demonstrierte keiner. 

Aus den 13 Gründern ist mit den Jahren eine internationale Nichtregie-
rungsorganisation (NGO) mit etwa 35.000 Mitgliedern in über 25 Sektio-
nen und nationalen Gruppen geworden. Die deutsche Sektion zählt 3.000 
Mitglieder. Die IGFM besitzt Beobachterstatus beim Europarat und den 
ECOSOC Status bei den Vereinten Nationen. 

Die IGFM finanziert sich fast ausschließlich durch Spenden. Ihr jähr-
liches Finanzaufkommen beträgt rund 1,5 Mio. €. Die Deutsche Sektion 
und die Internationale Sektion beschäftigen in der Geschäftsstelle in 
Frankfurt neben zahlreichen ehrenamtlichen Helfern 14 Mitarbeiter im 
Voll- und Teilzeitdienst. Die anderen Sektionen arbeiten fast ausschließ-
lich ehrenamtlich.
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Was wir tun
Einzelfallbetreuung: Die IGFM unterstützt Menschen, die sich gewalt-
los für die Verwirklichung der Grundrechte in ihren Ländern einsetzen 
oder sie selbst in Anspruch nehmen wollen und deswegen verfolgt werden. 
Mittel dazu sind u. a. Appelle, Unterschriftenaktionen und Protestbriefe. 
Die IGFM hat seit ihrem Bestehen mehreren Tausend politischen Gefan-
genen zur Freiheit oder auch zu besseren Haftbedingungen verholfen und 
zigtausend Fälle von Verfolgung oder Wünsche auf Familienzusammen-
führung bearbeitet. 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Eine informierte Öffentlichkeit ist 
der beste Schutz gegen Menschenrechtsverletzungen. Öffentlichkeitsar-
beit bedeutet aber nicht nur Presse-, Lobby- und Informationsarbeit hier-
zulande, sondern weltweite Aufklärung und Menschenrechtserziehung. 
Die IGFM veranstaltet in zahlreichen Ländern Seminare, Wettbewerbe 
und andere Initiativen für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Men-
schenrechte. In der Ukraine und der Slowakei beteiligen sich z. B. jährlich 
hunderte von Schülern an dem Schülerwettbewerb „Menschenrechte“. 

Humanitäre Hilfe: Sie schafft Vertrauen zwischen den Völkern und un-
terstützt die Verständigung. Die IGFM leistet humanitäre Hilfe in Form 
von Hilfsgütertransporten, Medikamentenlieferungen und Paketaktio-
nen, aber auch durch finanzielle Unterstützung von Projekten. Vor Ort 
werden diese Projekte entweder von unseren nationalen Sektionen oder 
von kirchlichen Partnern betreut. Seit 1980 hat die IGFM so mit zigtau-
send Tonnen Hilfsgütern „Hilfe von Mensch zu Mensch“ geleistet und 
denen geholfen, die aus politischen Gründen keine oder nicht genügend 
staatliche Hilfe zu erwarten haben: Vor allem ausgesetzten Kindern, ehe-
maligen GULag-Opfern und politischen Gefangenen, Flüchtlingen und 
Opfern von Gewalt, kinderreichen Familien, alleinstehenden Müttern, 
Behinderten, alten und kranken Menschen. 

Bleiben Sie informiert!
Bitte abonnieren Sie:
• Unseren kostenlosen Informationsbrief „Für die Menschenrechte“, der 
Sie über unsere Projekte auf dem Laufenden hält. • Unsere Zeitschrift 
„menschenrechte“. Sie erscheint viermal jährlich und kostet im Jahres-
abonnement 13,30 € in Deutschland. • Den kostenlosen Informations-
dienst „verfolgte Christen aktuell“, der viermal im Jahr erscheint. • Un-
seren eMail-Rundbrief „IGFM-aktuell“: er wird alle zwei bis vier Wochen 
kostenlos versandt. • Unsere Pressemitteilungen per eMail; kostenlos un-
ter presse@igfm.de bestellbar. • Umfangreiche Informationen finden Sie 
auch unter: http://www.igfm.de oder http://www.menschenrechte.de
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KIRCHE IN NOT Deutschland

Lorenzonistraße 62
D-81545 München
)  (089) 64 24 888 0
2 (089) 64 24 888 50
, info@kirche-in-not.de
: www.kirche-in-not.de

Informationen zur Organisation
KIRCHE IN NOT ist ein weltweites katholisches Hilfswerk päpstlichen 
Rechts, das der katholischen Kirche überall dort hilft, wo sie verfolgt oder 
bedrängt wird oder nicht genügend Mittel für die Seelsorge hat. Es wurde 
1947 durch Pater Werenfried van Straaten gegründet. Die Finanzierung 
der Projekte in mehr als 130 Ländern erfolgt ausschließlich durch Spen-
den. Im Jahr 2009 hat KIRCHE IN NOT weltweit insgesamt 76,6 Mil-
lionen Euro an Spenden erhalten. Etwa 55.000 Spender haben allein in 
Deutschland im selben Jahr 9,5 Millionen Euro für die Kirche in Not auf-
gebracht. Neben dem Internationalen Sekretariat in Königstein/Taunus 
gibt es Nationalbüros in 17 Ländern.

Informationen zu Arbeitsgebieten / Projekten
Schwerpunkte: Aus- und Weiterbildung von Priestern und Priesteramts-
kandidaten, Hilfen zum Lebensunterhalt von Priestern und Ordensleu-
ten, Bau und Renovierung von Kirchen und Ausbildungsstätten, Druck 
religiöser Literatur, Fahrzeuge für die Seelsorge (...) Kongress „Treffpunkt 
Weltkirche“, Benefizveranstaltungen für verfolgte Christen mit bekann-
ten Künstlern und regelmäßige Radio- und Fernsehsendungen auf einer 
Reihe von christlichen Sendern.

Materialien
Die unentgeltliche Zweimonatsschrift „Echo der Liebe“ informiert über 
die Notlagen in verschiedenen Ländern und stellt die Projekte des Hilfs-
werks vor. Über weitere Materialien informiert eine Materialliste, die bei 
KIRCHE IN NOT bestellt werden kann.
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Open Doors 

Postfach 1142, D-65761 
Kelkheim
) (06195) 67 67-0
2 (06195) 67 67-20
, info@opendoors-de.org
: www.opendoors-de.org

Informationen zur Organisation
1955 wurde das überkonfessionelle christliche Hilfswerk Open Doors von 
dem als „Schmuggler Gottes“ bekannt gewordenen Niederländer Bruder 
Andrew ins Leben gerufen. Open Doors veröffentlicht jährlich den so ge-
nannten Weltverfolgungsindex, eine Rangfolge der 50 Länder, in denen 
Christen am stärksten verfolgt werden.

In 22 Ländern der freien Welt wirbt das Hilfswerk mit Sitz in Kelkheim 
bei Frankfurt/Main um Solidarisierung der Christen mit ihren verfolgten 
Mitchristen durch Gebet und Unterstützung. Darüber hinaus unterhält 
Open Doors ein Referat für Menschenrechte, das Politiker mit aktuellen 
Informationen versorgt.

Informationen zu Arbeitsgebieten und Projekten
Die Hilfsprojekte von Open Doors richten sich immer nach den Bedürfnis-
sen der verfolgten Kirche. Neben der Verteilung von Bibeln und christli-
chem Schulungsmaterial organisiert Open Doors die Ausbildung von Pas-
toren, engagiert sich in der Gefangenenhilfe, unterstützt Hinterbliebene, 
baut Zufluchtshäuser und führt „Hilfe zur Selbsthilfe“-Projekte durch. 
Die Referenten von Open Doors besuchen Kirchengemeinden, informieren 
und rufen zum Gebet für verfolgte Christen auf.

Materialien
Open Doors gibt ein kostenloses Monatsmagazin mit Informationen und 
„Gebetskalender“ heraus. Zusätzlich erscheinen Sondermagazine zu 
Schwerpunktthemen sowie Gebets-CDs. Über die Website www.opendoors-
de.org kann ein Newsletter abonniert werden. Einmal jährlich stellt Open 
Doors den Kirchengemeinden in Deutschland kostenlose Materialien zur 
Durchführung des „Weltweiten Gebetstages für verfolgte Christen“ zur 
Verfügung. Für das internationale Jugendgebets-Event „Shockwave“ er-
halten Jugendgruppen ein Package mit Ideen und Filmclips.
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AVC–Aktion für verfolgte Christen und Notleidende

Hassiaweg 3
D-63667 Nidda
) (06043) 45 24 
2 (06043) 81 36
, mail@avc-de.org
: www.avc-de.org

Information zur Organisation
AVC wurde im Jahr 1972 gegründet. Seitdem hilft AVC weltweit, jähr-
lich in über 50 Ländern. AVC hat seinen Sitz in Nidda. Daneben gibt es 
selbstständige Tochterorganisationen in der Schweiz und Österreich. Ziel 
von AVC ist neben der Hilfe für verfolgte Christen und ihren Familien, 
der geistlichen und materiellen Not von Menschen auf der Grundlage der 
Bibel zu begegnen. 

Die Arbeit von AVC wird durch festangestellte Mitarbeiter, Zivildienst-
leistende, FSJ-ler und ehrenamtliche Helfer bewältigt. Mitarbeiter aus 
Deutschland, der Schweiz und Österreich sind in verschiedene Länder 
entsandt. AVC arbeitet mit mehreren Hundert einheimischen Mitarbei-
tern und unterstützt Hunderte indigene Evangelisten. Das Werk wird 
über Spenden finanziert.

Arbeitsgebiete und Projekte
Die Arbeit von AVC hat drei Schwerpunkte, die in sehr vielen Projekten 
weltweit umgesetzt werden. Die Kernpunkte der Arbeit sind

• verfolgten Christen beistehen
• Notleidenden helfen
• Jesus bekannt machen 

Materialien
Die Zeitschrift von AVC, der »AVC-report« erscheint zweimonatlich und 
wird kostenlos versandt. Daneben informieren Rundbriefe, Informations-
veranstaltungen, DVDs, Internet und Konferenzen über die Arbeit. Ei-
nige Reisen stehen für Interessierte offen.
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II. �Weitere Menschenrechtsorganisationen und  
Einrichtungen, die sich für die Belange verfolgter  
Christen einsetzen

Hier aufgeführt finden Sie Adressen von Organisationen, die sich vorwie-
gend durch Menschenrechtsarbeit auch für die Belange von verfolgten 
Christen einsetzen. Einige dieser Organisationen arbeiten nur am Rande 
zum Thema Religionsfreiheit, andere ausschließlich. Mehrere von ihnen 
leisten gleichzeitig humanitäre Hilfe.

Advocates International
9691- Main Street, Suite D
USA Fairfax, VA 22031-3754
) (001) 7 03-8 94-10 84
2 (001) 7 03-8 94-10 74
, info@advocatesinternational.org
: www.advocatesinternational.org

amnesty international (ai)
Sekretariat der deutschen Sektion 
Büro Bonn
Deutschland e.V.
Heerstr. 178, D-53111 Bonn
) (0228) 9 83 73-0
2 (0228) 63 00 36
, info@amnesty.de
: www.amnesty.de

Arbeitskreis Menschenrechte
Am Pandyck 31
D-47443 Moers
) (02841) 9 16 37 53 
2 (02841) 8 89 86 35
, info@akm-online.info
: www.akm-online.info

Christlicher Hilfsbund im Orient e.V.
Friedberger Str. 101
D-61350 Bad Homburg
) (06172) 89 80 61
2 Fax: (06172) 8 98 70 56
, hilfsbund@t-online.de
: www.hilfsbund.de

Christian Solidarity Worldwide
P.O. Box 99, New Malden, Surrey 
KT3 3YF, United Kingdom
) (0044) (0)84 54 56 54 64
2 (0044) (0)20 89 42 88 21
, admin@csw.org.uk
: www.csw.org.uk

Compass Direct News Service
P.O. Box 27250
USA, Santa Ana, CA 92799
) (001) 949-862-0304
2 (001) 949-752-6536
, info@compassdirect.org
: www.compassdirect.org

Committee for Investigation on  
Persecution of Religion in  
China (CIPRC)
146-01 Jasmine Ave, Flushing, 
NY 11355, USA 
) (001) 64 63 61 50 39
2 (001) 7 18-3 58-56 05
, Ciprc1@yahoo.com 
: www.china21.org/English

Evangelische Kirche Deutschlands
Kirchenamt / Menschenrechtsreferat
Herrenhäuser Straße 12
D-30419 Hannover
) (0511) 27 96-0
2 (0511) 27 96-707
, info@ekd.de 
: www.ekd.de
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Forum 18
Postboks 6603
Rodeløkka
N-0502 Oslo
Norwegen
, f18news@editor.forum18.org  
: www.forum18.org

Friends of the martyred church
P.O. Box 182
FI-67101 Kokkola
Finland
) (00 358) 68 22 08 48
2 (00 358) 68 31 64 95
, info@martyredchurch.net
: www.martyredchurch.net

Frontline Fellowship
P.O. Box 74, Newlands 
Cape Town, 7725 
South Africa
) (0027) (0)21-689-44 80
2 (0027) (0)21-685-58 84
, admin@frontline.org.za
: www.frontline.org.za

Gebende Hände
Gesellschaft zur Hilfe für notleidende 
Menschen in aller Welt mbH
Adenauerallee 11, D-53111 Bonn
) (0228) 69 55 31 
2 (0228) 69 55 32
, info@gebende-haende.de
: www.gebende-haende.de

Gesellschaft für bedrohte Völker
Postfach 2024
D-37010 Göttingen
) (0551) 4 99 06-0
2 (0551) 5 80 28
, info@gfbv.de
: www.gfbv.de

Glaube in der 2. Welt
Birmensdorferstr. 52
Postfach 9329
CH-8036 Zürich
) (0041) 4 33 22 22 44
2 (0041) 4 33 22 22 40
, g2w.sui@bluewin.ch
: www.kirchen.ch/g2w

Hilfe für Brüder
Schickstraße 2
D-70182 Stuttgart
) (0711) 2 10 21-0
2 (0711) 2 10 21-23
, hfbi@gottes-liebe-weltweit.de 
: www.gottes-liebe-weltweit.de

Human Rights Watch
350 Fifth Avenue, 34th floor
New York, NY 10118-3299, USA
) (001) 212-290-4700
2 (001) 212-736-1300
, hrwnyc@hrw.org
: www.hrw.org

idea e.V. 
Evangelische Nachrichtenagentur
Steinbühlstraße 3
D-35578 Wetzlar
) (06441) 9 15-0
2 (06441) 9 15-118
, idea@idea.de
: www.idea.de

Indonesia Christian
Communication Forum (ICCF)
Ambengan Plaza B-38,
Jalan Ngemplak 30 Surabaya 60275
Indonesia
) (0062) 31-5 47 53 05
2 (0062) 31-5 47 34 07
, fkki@mitra.net.id
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Institut für Weltmission 
und Gemeindebau e. V., 
Martin Bucer Seminar, 
Abteilung: Institut für Religionsfreiheit
Friedrichstr. 38,
D-53111 Bonn
) (0228) 9 65 03 82
2 (0228) 9 65 03 89
, info@bucer.de
: www.bucer.de

International  
Christian Concern
2020 Pennsylvania Ave. NW 941
Washington, DC 20006 1846 USA
) (001) 301-989 1708
2 (001) 301-989 1709 
, icc@persecution.org
: www.persecution.org

International Institute for the 
Study of Islam and Christianity
6731 Curran Street
Mc Lean, VA 22101, USA
) (0 01) 7 03-2 88-16 81
2 (0 01) 7 03-2 88-16 81
, info@isic-centre.org 
: www.isic-centre.org

Institute on Religion and Public Policy
500 North Washington Street
Alexandria, VA 22314
) (703) 8 88-17 00
2 (703) 8 88-17 04
, institute@religionandpolicy.org
: www.religionandpolicy.org

In Touch Mission International (ITMI)
PO Box 7575
Tempe, AZ 85281, USA 
) 001 48 09 68 41 00
Outside AZ: 001 88 89 18 41 00
2 001 48 09 68 54 62
, itmi@intouchmission.org
: www.intouchmission.org

Internationale Gesellschaft  
für Menschenrechte (IGFM)
Deutsche Sektion e.V.
Borsigallee 9, D-60388 Frankfurt / Main
) (069) 42 01 08-0
2 (069) 42 01 08-33
, info@igfm.de
: www.igfm.de
: www.menschenrechte.de

Internationale Vereinigung zur 
Verteidigung und Förderung 
der Religionsfreiheit
Schosshaldenstr. 17
CH-3006 Bern 
) (0041) (0)31-3 59 15-27 
2 (0041) (0)31-359-15-66
, info@aidlr.org
: www.aidlr.org

Iranian Christians International
P.O. Box 25607
Colorado Springs, CO 80936, USA
) (001) 719-596-0010
2 (001) 719-574-1141
, info@iranchristians.org
: www.iranchristians.org



290            Adressen

Jubilee Campaign
PO BOX 700 
Addlestone, Surrey, KT 15, 9 BW
) (0) 12 00 43 04 30
2 (0) 19 32 35 58 92
, info@jubileecampaign.co.uk
: www.jubileecampaign.co.uk

Keston Institute
Po Box 752
Oxford, OX1 9QF
UK
) (0044) (0)20 81 33 89 22
, admin@keston.org.uk
: www.keston.org.uk

Licht im Osten Schweiz
Industriestrasse 1
CH-8404 Winterthur
) (052) 2 45 00 50
2 (052) 2 45 00 59
, lio@lio.ch
: www.lio.ch

Menschenrechte ohne Grenzen 
Human Rights Without Frontiers
Avenue Winston Churchill 11/33
B-1180 Bruxelles, Belgium
) (0032) 2-3 45 61 45
2 (0032) 2-3 43 74 91
, info@hrwf.net
: www.hrwf.net

Middle East Concern
P.O. Box 2
Loughborough; LE11 3BG, 
Leicestershire, UK
) (0044) 15 09-23 94 00
2 (0044) 8 70-1 34 83 12
, office@meconcern.org
: www.givengain.com/cgi-bin/giga.
cgi?c=1489

Stiftung Osteuropamission
Postfach 43
Wolfrichtistrasse 17
CH-8624 Grüt
) (044) 9 32 79 13
2 (044) 9 32 70 57
, oemch@osteuropamission.ch
: www.osteuropamission.ch

The European Centre  
for Law and Justice
4, quai Koch, 
F-67000 Strasbourg/France
) (0033) 3 88 24 94 40
2 (0033) 3 88 24 94 47
, info@eclj.org
: www.eclj.org

The Barnabas Fund
9 Priory Row
Coventry CV1 5EX, UK
) + 44-24 76 23-19 23
2 + 44-24 76 83-47 18
, info@barnabasfund.org 
: www.barnabasfund.org

III. Christlich orientierte Organisationen und Werke

+ �Eine Liste mit christlich orientierten Organisationen können Sie 
herunterladen unter: http://www.bucer.eu/maertyrer.html
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Informationen im Internet

Wichtige deutschsprachige Internetseiten

www.bucer.de/verfolgung [evangelikal]
www.csi-de.de [Christian Solidarity International]
www.dbk.de/initiativen/solidaritaet/home/index.html [Initiative der  
	 Deutschen Bischofskonferenz]
www.ead.de/akref [Nachrichten des AKREF]
www.hoffnungszeichen.de
www.iirf.eu [evangelikal]
www.kirche-in-not.org [katholisch]
www.menschenrechte.de [IGFM]
www.opendoors-de.org [evangelikal, dort auch ‚Verfolgungsindex‘ anklicken]
www.verfolgte-christen.de

Menschenrechtsorganisationen

www.menschenrechtsverletzungen.com
www.Irakhilfe.org
www.sos-sudan.de
www.christenverfolgung.com
www.igfm.de [Internationale Gesellschaft für Menschenrechte]
www.amnesty.de [amnesty international]
www.gfbv.de [Gesellschaft für bedrohte Völker]
www.menschenrechte.de [Internationale Gesellschaft für Menschenrechte]

Wichtige englischsprachige Internetseiten

www.advocatesinternational.org [Anwälte im Auftrag der Allianz]
www.advocatesinternational.org, dann „Current Issues“ [wichtige Texte und Links]
www.barnabasfund.org
www.christianmonitor.org
www.christianpersecution.info
www.compassdirect.org [Compass Direct]
www.csi-int.org [Christian Solidarity International]
www.cswusa.com [Christian Solidarity Worldwide, USA]
www.idop.org [Seite des Internationalen Gebetstages für die verfolgte Kirche, IDOP]
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www.iirf.eu
www.keston.org oder www.starlightsite.co.uk/keston/ [Keston Institut]
www.opendoors.org [Open Doors]
www.persecutedchurch.org [IDOP USA]
www.persecution.net [Voice of the Martyrs]
www.persecution.org [Int. Christian Concern]
www.religionandpolicy.org [Institute on Religion and Public Policy]
www.uscirf.gov [U.S. Commission on International Religious Freedom]

Berichte zur Religionsfreiheit

www.freedomhouse.org
www.religiousfreedom.com [International Coalition for Religious Freedom]
www.state.gov/g/drl/rls/irf [US-Department of State: International Religious Freedom]
www.uscirf.gov [Kommission der US-Regierung zur Religionsfreiheit]

Menschenrechtsorganisationen (Englisch)

www.hrw.org [Human Rights Watch]
www.hrwf.net [Human Rights Without Frontiers]
www.ihf-hr.org [International Helsinki Federation for Human Rights]
www.ishr.org [International Society for Human Rights ISHR]
www.ohchr.org [Office of the High Commissioner for Human Rights]

Regelmäßige E-Mail-Nachrichten

subskribiere-gebetsanliegen@akref.de[Deutsch; regelmäßige Gebetsanliegen des 
AKREF der DEA]
Subskribiere-nachrichten@akref.de 
join-rl-prayer@xc.org [Englisch; regelmäßige Gebetsinformationen der RLC der WEA, 
Moderator: rl-prayer@crossnet.org.au]
religious-liberty@xc.org [Englisch; eMail-Konferenz für Abgeordnete usw. der RLC der 
WEA, Anfragen beim Moderator]
info@opendoors-de.org [Deutsch; regelmäßige Gebetsanliegen]
info@compassdirect.org [Englisch, kostenpflichtig; Anmeldung beim Moderator; Nach-
richten des Pressedienstes Compass Direct]
info@igfm.de [Deutsch, monatliche Informationen der IGFM über Menschenrechtsver-
letzungen und Aktionsmöglichkeiten]
f18news-eurasia+subscribe@forum18.org [Englisch, Informationen vor allem zu Chris-
ten in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion, in Südosteuropa und China, Anmeldung 
auch über www.forum18.org]
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Office@MEConcern.org [Englisch, regelmäßige Informationen und Gebetsanliegen 
über Christen im Mittleren Osten]
irpp@religionandpolicy.org [Englisch, regelmäßige Infos zu aktuellen Ereignisse zu 
Religion, Politik und Menschenrechten]

PS: Diese Angaben sind direkt vor Redaktionsschluss überprüft worden. Bitte informie-
ren Sie uns unter info@igfm.de, wenn Angaben nicht mehr stimmen. Wir freuen uns 
über weitere Vorschläge.

Literaturliste Christenverfolgung – Religionsfreiheit – Menschenrechte

	� Eine von Thomas Schirrmacher zusammengestellte Literatur-
liste können Sie im Internet herunterladen unter: http://www.
bucer.eu/maertyrer.html

Anzeige


